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Die ZAG hat stets Interesse an Mitarbei- 
terlnnen und Artikeln aus dem Bereich 
Antirassismus. Am liebsten sind uns klar 
strukturierte Artikel mit nicht mehr als 
8.000 Zeichen, die auf keinen Fall mit 
„Seit der Abschaffung des Asysirechts...“ 
beginnen sollten. Texte bitte einmal auf 
Diskette im MS-DOS- oder Winword-Format 
und einmal ausgedruckt an untenstehende 
Adresse senden. Da die Redaktion sich 
Überarbeitungen und Kürzungen vorbe- 
hält, bitte unbedingt eine Kontaktadresse 
angeben. 
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EDITORIAL 


Sprengt den Rasen 


AKTUELL 
Drittes antirassistisches Grenzcamp in Forst (Lausitz) 


Ein Versuch „schwarz zu malen“ 
Kritische Anmerkungen zum Grenzcamp in Forst (Lausitz) 


Nur nicht versuchen, es zu verstehen. .... 


Eindrücke der Prozeßbeobachtung des „Hetzjagdprozesses“ 
von Alexandra Klei 


Nur ein Sommerlochtraum 


Anmerkungen zur medialen Kampagne gegen Rechts 
von Siegfried Jäger 


Gewaltiges Bündnis 


Mißtrauen gegenüber deutschen, anständigen Bündnissen 
von Wolf-Dieter Narr 


SCHWERPUNKT: SCHENGENLAND 


Einleitung 


Zum großen Schweigen 
Eine Stellungnahme der ZAG-Redaktion 


Staatliche Flüchtlingspolitik und Widerstand in Westberlin 
in den 80er Jahren 


Präzedenzfall Kosovo — „Heimatnahe“ Flüchtlingsabwehr 


Ein Gespräch mit Enno Schwall (Mitglied der RZ) über Konzept und 


Zielsetzungen der Revolutionären Zellen und Rote Zora 
Leidkultur 


Aus dem Innenleben deutscher Knastkultur von Matthias Borgmann 


„Zimmer 101“ 
Einschätzung zum Verfahren von Einigen aus dem. 
Bündnis für Freilassung 


Vom Kassengift zum Bestzeller 
Uber die Aktualität verstaubter Texte 


DEBATTE 


„Fundamentale Änderung der Einwanderungspolitik“ 
Neue Migrationspolitik in England von Franck Duvell 


REZENSIONEN 
Nazis sind Pop 
Europas langer Schatten 


Vorankündigung: Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und 
ihre tödlichen Folgen 1993 bis 2000 


KURZ VORGESTELLT 


War da was? Da war doch was! Es 
stimmt schon nachdenklich, wenn frü- 
her Unvorstellbares passiert. Vier Leu- 
te aus dem linken Spektrum werden 
verhaftet und keinen interessiert’s. 
Keinen? Eine kleine Gemeinde von 
Wackeren hört nicht auf Widerstand 
gegen das Vergessen zu leisten! 

Um das Gras, das über diese Ge- 
schichte zu wachsen beginnt ein wenig 
zu Stören, haben wir beschlossen ab 
S. 23 unseren Schwerpunkt ein we- 
nig zum Mähen einzusetzen. Daß un- 
sere gärtnerische Leistungsfähigkeit 
gegen die staatlichen Schlingpflan- 
zen wenig ausrichtet, hält uns nicht 
davon ab zu versuchen, ein Vergiß- 
meinnicht zu pflanzen. 

Ja und dann ist janoch so viel passiert: 
die Anständigen sind aufgestanden 
und haben am 9. November vor dem 
Reichstag stehend ihre Anständig- 
keit unter Beweis zu stellen ver- 
sucht. So anständig, daß nach den 
paar schönen Worten sogar ein paar 
kritische Worte folgen durften und 
alle haben an diesem schönen Abend 
noch brav zusammen geklatscht. In 
die Hände! Noch! An diesem Abend! 
Mit der Morgendämmerung dämmerte 
doch einzelnen Anständigen, daß sie 
doch nicht mehr mit anständig sein 
wollten, denn da hatte doch einer ge- 
sagt, daß das mit dem Anständigsein 
so eine Sache wäre, so mit Konse- 
quenzen und so. Z.B. nicht mehr ein- 
fach so rumhetzen. Das fanden ein 
paar gar nicht gut. Wollte da doch ei- 
ner ihnen ihr neues Spielzeug „Leit- 
kultur“ wegnehmen! Und das vor allen 
Leuten! Und dann auch noch gerade 
der! Wo dieser Paul Spiegel doch bes- 
ser die Klappe halten soll. Der kann 
doch froh sein, daß er überhaupt mit- 
spielen darf! Bei dem ist doch auch 
so manches nicht in Ordnung, da in 
Israel! - Wir Rassisten? Da hört sich 
doch alles auf! Wie, der ist Deutscher? 
Das ist doch 'n Jude! usw. Weitere 
Worte zum deutschen Anstand fin- 
den sich ab S. 20. 

Dabei sind wir von der ZAG doch 
durchaus der Meinung, daß es viel zu 
viele Ausländer in Deutschland gibt. 
Uns ist absolut nicht beizubringen, wa- 
rum so viele hier lebende Menschen 
keinen deutschen Paß haben dürfen 
- sind wir doch das humanste Land in 
Europa, wie Herr Werthebach (Innen- 
senator von Berlin) so feststellt - 


mal so eben. Warum? Wie kommt er 
da drauf? Weshalb sind Albanien, 
Bulgarien, Dänemark, Estland, Finn- 
land, Griechenland, Holland um nur 
einige zu nennen inhumaner? Das 
wird er doch nicht einfach so gesagt 
haben, das ist doch keiner, der an- 
dere infam verleumdet! Macht er sich 
doch immer große Sorgen um das Öf- 
fentliche Erscheinungsbild und geht 
gegen verbale Dreckschleudern bei 
der Anhörung des Innenausschusses 
zur Situation im Abschiebegewahrsam 
wie Geistliche, kirchliche Betreuerln- 
nen, berüchtigte Überlebende des 
Holocausts und ähnlichen einschlägig 
Bekannten konsequent vor. Die Zu- 
stände im Berliner Abschiebeknast 
sollen gar nicht schön sein? Nur weil 
z.B. Mütter von ihren Kindern ge- 
trennt werden? Oder Frauen ohne 
Sichtschutz duschen müssen? Das 
ist doch Erzeugung von Pogromstim- 
mung! - Wie? Das soll jetzt neonazi- 
stische Propagandatechnik gewesen 
sein? Ja darf man denn bald über- 
haupt nichts mehr sagen? Wo bleibt 
denn da die freie Meinungsäuße- 
rung? Nur weil da einer von denen, 
die sie bis ‘45 nicht alle erwischt ha- 
ben auch dabeisitzt? 

Ja und dann ist noch so einiges aus 
dem Ruder gelaufen und das ganz 
ohne Sarkasmus. Da gab es diese 
Iran-Konferenz der Heinrich-Böll-Stif- 


tung. Alles eigentlich ganz einver- 
nehmlich organisiert. Die iranische 
Botschaft war auch nicht „Draußen 
vor der Tür“, wo sich die ganz uner- 
freulichen Oppositionellen schnell 
wiederfanden - durch kompetente 
Nachhilfe des in freundlichem Grün 
gewandeten Fachpersonals für sol- 
che Fälle. Und trotzdem: Irgendwas 
ging gewaltig schief! Da half der 
ganze kritische Dialog nichts, jetzt 
werden doch so langsam alle Teilneh- 
mer und Organisatoren des Kongres- 
ses verhaftet, so man ihrer habhaft 
werden kann oder gesucht, so sie 
sich nicht im Staat der Mullahs auf- 
halten. Die Vorwürfe gehören zu de- 
nen, die im Iran auch gerne Mal mit 
Hinrichtung geahndet werden. Bei 
den entsprechenden Untersuchun- 
gen werden Hilfsmittel aus dem Fun- 
dus der Folterabteilungen angewandt. 
Wer weiß, was iranische Gefängnisse 
bedeuten, ist wahrscheinlich genauso 
fassungslos, wie es die Organisato- 
rinnen des Kongresses sein dürften. 
Damit hatte offensichtlich keiner ge- 
rechnet. War doch versucht worden, 
alles im vermeintlich ungefährlichen 
Maß zu halten. Diese Einschätzung 
war falsch. 

Eure ZAG 
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Ausschnitte des dritten antirassistischen 


Grenzcamps in Forst [Lausitz] 


Der Überblick 

Ein Stadtspaziergang mit 500 Men- 
schen zu einem Flüchtlingswohn- 
heim; Errichtung einer „BGS-freien 
Zone“ am Cottbuser Bahnhof, Sprü- 
hereien im BGS-Büro und die Zerstö- 
rung eines EXPO-Standes; Blumen- 
niederlegungen auf Gräbern des 
jüdischen Friedhofs in Guben, die in 
den letzten Jahren mehrmals ge- 
schändet wurden; ein Teach-In gegen 
Antisemitismus auf einer nach 1990 
errichteten Kriegsgräberstätte; Barri- 
kadenbau auf der Zufahrt zu einer 
BGS-Kaserne in Jänschwalde, eine 
Verhängung einer nächtlichen Aus- 
gangssperre für den Spremberger 
Bürgermeister Egon Wochatz, der 
u.a. durch die rassistische Äußerung 
auffiel, warum sich Farid Guendoul, 
Opfer einer tödlichen Hetzjagd in Gu- 
ben, nach 22 Uhr auf der Straße her- 
umgetrieben habe; eine spontane, 
vermummte antifaschistische De- 
monstration mit Seitentransparen- 
ten, Ausgangs- und Zielpunkt war 
eine Spremberger Nazi-Kneipe; eine 
Demonstration zur Zentralen Aufnah- 
mestelle für Asylbewerber (ZABH) in 
Eisenhüttenstadt, wo auch ein Ab- 
schiebeknast integriert ist. 

Ein Fußballturnier unter Beteiligung 
von Ortsansässigen; verschiedenste 
Theaterstücke und -formen auf dem 
Camp, in den Straßen und auf den 
Plätzen; Versuche mit einem Schlauch- 
boot eine Grenzfähre zu errichten; 
Aufschrecken der in einem nahegele- 
genen Hotel untergebrachten Ord- 


nungshüter als Reaktion auf polizeilich 
ausgesprochene Platzverweise; An- 
schläge der Kommunikationsguerilla: 
gefakte Schreiben des Innenmini- 
sters Schönbohm in den Briefkästen, 
die zwecks Schaffung einer einheit- 
lichen Sicherheitszone die Bewoh- 
ner/innen zur Registrierung aufrief,; 
eine Straßenumbenennung auf Anre- 
gung der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (WVN) in „Rudolf-Roth- 
kegel-Straße“, zum Gedenken an den 
Antifaschisten und Internationali- 
sten, der im KZ saß und nach 1945 
Forster Bürgermeister war. 

Zahllose Arbeitsgruppen, zu „Männer 
und Militanz“, zu „Identitätspolitik und 
Organisierung“; Informationen zu OP- 
positionellen Gefangenen in Kamerun, 
zur Residenzpflicht der Flüchtlinge, ZU 
weiteren Grenzcamps in Polen und 
dem No-Border-Camp in Mexico; eine 
mehrtägige Debatte um Sexismus 
und Rassismus; Veranstaltungen ZU 
Überwachung und Überwachungsme- 
thoden, über die Anti-Antifa und vor- 
bereitete Abenddiskussionen, z.B. 
zur Geschichte der Revolutionären 
Zellen/Rote Zora, ihrer Theorie, Or- 
ganisierung und Praxis. 

Eine Wiese am Stadtrand, darauf 
viele private Zelte, mehrere größere 
für Informationen, Schutz, Sanitä- 
ter/innen und zwei Fest- und Disku- 
tierzelte für Treffen, Veranstaltungen, 
Partys und Konzerte; eine Volxküche, 
ein Webjournal, eine eigene Zeitung 
und ein illegales Radio, das viele Ki- 


lometer weit entfernt zu empfangen 
war und schließlich ein frühmorgend- 
liches Wecken durch Bullen mit 
Durchsuchungsbefehl. 

Das und noch einiges mehr bot das 
dritte antirassistische Grenzcamp in 
Forst im Bundesland Brandenburg 
vom 29. Juli bis 6. August 2000. Ein 
reichliches Repertoire, darunter ein- 
zelne praktische Programmpunkte, 
die in der radikalen Linken heute als 
so gut wie ausgestorben gelten. Über 
1500 Aktivist/inn/en nahmen am 
Grenzcamp teil, manche davon nur 
einige Tage. über die gesamte Zeit 
waren ständig ca. 500 Menschen an- 


wesend. 
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Die Örtlichkeiten 
Nach Rothenburg bei Görlitz 1998 
und dem Dreiländereck in Zittau 
(Sachsen) 1999 fand das diesjährige 
Grenzcamp in Forst (Lausitz) statt. 
Forst hat 1994 Bekanntheit erlangt, 
als mehrere Flüchtlinge beim illega- 
len Grenzübertritt in die BRD in der 
Neiße ertranken. Erneut wurde ein 
Ort in den neuen Bundesländern ge- 
wählt, der direkt an der deutsch-pol- 
nischen Grenze, einer EU-Außen- 
grenze liegt, wo das Grenzregime 
offen zutage tritt. 1998 rotteten sich 
beispielsweise Forster, vom BGS zu- 
nächst unterstützt und gebilligt, zu 
einer Bürgerwehr zusammen, mit 
dem Ziel, sich, ihr Eigentum und ihre 
Stadt vor kriminellen Flüchtlingen aus 
Osteuropa zu schützen. 
Drei Wochen vor dem Camp wurde 
ein NPD-Flugblatt von dem Berliner 
Franz Schwerdt in den Forster Brief- 
kästen verteilt. In Nazi-Jargon wurde 
vor „Anarchie in Forst“, „Überfällen in 
Wohnungen und Gaststätten“, dem 
Auftauchen von „lange nicht bekann- 
tem Ungeziefer wie Flöhe und Läuse“ 
und „großen Umweltschäden” ge- 
warnt. Und: „Die NPD wird alles un- 
ternehmen um die Schäden zu be- 
grenzen.“ Dazu kam es in der Zeit des 
Camps wie erwartet nicht. Ein NPD- 
Kreisverband forderte sogar die ört- 
lichen Kameraden auf, während des 
Camps die Stadt zu verlassen. 
In Forst ist kein Fascho-Treffpunkt 
bekannt, Punks prägen das Stadtbild 
und nicht Nazi-Skinheads wie in Zit- 
tau oder den umliegenden Städten. 
Guben, Cottbus, Spremberg, Eisen- 
6 hüttenstadt, die durch rassistische 


Vorfälle der letzten Zeit in die Schlag- 
zeilen kamen, wurden auch deshalb 
zu Schauplätzen der Camp-Aktivitäten. 
Ein Großteil der Einwohner/innen 
schien dem Camp gegenüber aufge- 
schlossener, interessierter, freund- 
licher als im Jahr zuvor die Zittauer/in- 
nen. Während einer Aktion vor einem 
Supermarkt, bei der Flüchtlinge ihre 
Wertgutscheine, die sie in Branden- 
burg und anderen Bundesländern statt 
Bargeld erhalten, gegen DM eintau- 
schen konnten, sagten Einwohner zu, 
Patenschaften zu übernehmen. Künf- 
tig wollen sie regelmäßig Wertgut- 
scheine von Flüchtlingen gegen Bar- 
geld tauschen. 


Als das Grenzcamp begann, gab es 
noch keinen Campplatz für die bis 
dahin etwa 300 Angereisten. Ange- 
meldet und genehmigt waren aller- 
dings mehrere jeweils 24-stündige 
Versammlungen auf einem zentral 
gelegenen Platz in Forst. Damit wäre 
zumindest bis zur Mitte der Woche 
eine Dauerpräsenz in der Stadt ge- 
währleistet gewesen. 


Die Zeit 

Das Grenzcamp fiel in eine Zeit, in der 
die deutsche Staatsführung durch 
ihre Greencard auf dem weltweiten 
Arbeitsmarkt die fähigsten Kräfte ab- 
zugreifen versucht. Die Parole dieses 
neuen Nationalismus heißt seit dem 
„nützliche Ausländer rein”. 

Während des Grenzcamps füllte 
„Rechtsextremismus“ die Schlagzei- 
len der Medien. Aus der ganzen Welt 
kamen Anfragen, ob es in Deutsch- 
land neben Nazis auch noch andere 
Menschen gibt. Das war Anlass für 


internationale Nachrichtenagenturen 
das Camp zu besuchen und davon 
wohlwollend zu berichten. 

Die örtliche Polizei und Presse waren 
bemüht, alle Befürchtungen und Äng- 
ste, die gegen das Grenzcamp exi- 
stieren oder entstehen könnten, aus 
dem Weg zu räumen. Offenbar sollte 
nichts Schlechtes über das Camp und 
die Teilnehmer/innen an die Öffent- 
lichkeit gelangen. Die Forster/innen 
wurden von der „Lausitzer Rundschau“ 
besänftigt: Es herrsche auf der 
Campwiese kein Chaos, vor Ort finde 
„man einen fast normalen Zeltplatz 
vor“ wie „jeden Sommer hundertfach 
am Rande größerer Musik-Festivals“ 
mit „Toiletten, Trinkwasser, Volksküche, 
Sanitäter, ‚Rezeption‘, Ordner, Fest- 
und Diskutierzelt in Groß und Klein 
sowie Internetcafe.“ Die wegen Be- 
leidigung und angedrohter Sachbe- 
Schädigung Festgenommenen, so wur- 
de ausdrücklich betont, seien Forster 
Jugendliche gewesen und hätten „mit 
dem Grenzcamp nichts zu tun“ und 
Sachbeschädigungen wie die Entgla- 
sung der BGS-Inspektion am Bahn- 
hof und die Zerstörung von EXPO- 
Fahnen wurden auf „nächtliche 
Ruhestörung“ reduziert. 

Das große Medieninteresse passte 
in die Strategie der Camporganisa- 
tor/inn/en. Bereits im Vorfeld wurde 
bewusst auf Pressearbeit wertge- 
legt. Es gab mehrere Veranstaltungen 
in Forst, zu denen auch gezielt die 
Einwohner/innen, Gewerbetreibende 
u.a.m. eingeladen wurden. Presse und 
laufende Kameras waren bei fast al. 
len Aktionen dabei. Dies erschwerte 
dem Bürgermeister Reinfeld über 
das Camp herzuziehen und Lügen zu 
verbreiten und der Polizei offen zuzu. 
schlagen. Und es ermöglichte Moti- 
vationen und Inhalte der Aktivitäten 
an die Öffentlichkeit zu vermitteln, 


Die Diskussionen 

Die erste vorbereitete Abenddiskus. 
sion ging u.a. um das Verhältnis des 
Camps und der Linken im Allgemei- 
nen zur Bevölkerung. Wie mit einer 
Bevölkerung insbesondere im Grenz. 
gebiet umgehen, aus der bewaffnete 
Bürgerwehren entstehen, von der 
Flüchtlinge denunziert werden und 
die zum größten Teil bei rassisti- 
schen Übergriffen schweigt oder ap- 


plaudiert? Grenzt man sich von ihr 
ab, greift sie an und provoziert sie? 
Oder versucht man aufzuklären und 
die eigene Position zu vermitteln? 
Redet man mit der Bürgerwehr, die 
auch auf das Camp zukam, Ge- 
sprächsbereitschaft zeigte und meinte, 
sie sei nicht rassistisch, arbeite nicht 
mit dem BGS zusammen, schütze 
nur ihr Hab und Gut vor kriminellen 
Osteuropäern? Veranstaltet man 
das Abschlußplenum im öffentlichen 
Raum, beispielsweise im Freibad, wo 
Außenstehende zuhören und bei 
Interesse auch mitreden können, weil 
die zu debattierenden Fragen öffentli- 
che Fragen sind und der Bevölkerung 
auf diese Weise einmal vorgelebt 
werden kann, wie 500 Menschen mit- 
einander umgehen können? Oder 
bleibt man mitsamt seinen Diskus- 
sionen unter sich? Die Debatte, wie 
das Camp mit der Bevölkerung um- 
gehen soll, zog sich über die ganze 
Woche hin und wurde nicht geklärt. 
Beide Pole, Abgrenzung und Provoka- 
tion einerseits, Vermittlung und Auf- 
klärung andererseits, haben ihre Be- 
rechtigung. Selbstverständlich muss 
man sich von Faschisten und stasatli- 
chem Rassismus abgrenzen. Zur 
Überwindung des Rassismus trägt 
Abgrenzung und antirassistische Ein- 
igelung aber nichts bei. Wer sich aus- 
schließlich über Abgrenzung _defi- 
niert, hat keine Perspektive, wofür 
sie oder er kämpft. In ihrer Absolut- 
heit und Ausschließlichkeit sind die 
beiden Pole starr und wahrscheinlich 
falsch. 


Der Schluß 

Über die gesamte Zeit sendete das 
Campradio „Grenzenlos“. Es trug dazu 
bei, Gegenöffentlichkeit zu schaffen, 
vermittelte Aktionen und Zielsetzung 
des Camps, informierte aber auch 
über andere linke Aktivitäten und Pro- 
jekte, z.B. mit einem live-Bericht von 
den Chaostagen in Hannover oder 
der Vorstellung des Berliner Mehring- 
hofs. Die Sendeanlage wurde am 
Morgen des Abreisetages Ziel von 
Einheiten der Brandenburgischen Po- 
lizei, des BGS und eines SEK. Diese 
stürmten mit Durchsuchungsbefehl 
und in Anwesenheit des Forster Bür- 
germeisters das Camp und suchten 
- allerdings ohne Erfolg - nach dem 


Sender. Nach der Durchsuchung von 
zwei Zelten und einem Bus mußten 
die Ordnungskräfte ihre Pleite einge- 
stehen. Sie traten langsam den Rück- 
zug an und wurden vom Platz ge- 
drängt. 


Und der Ausblick 

Nach drei Grenzcamps stellen sich 
einige die Frage, ob Art und Form 
nicht langsam ausgereizt sind. Bereits 
in diesem Jahr waren die meisten 
der Aktionen und fast alle Aktions- 
ziele Wiederholungen. Auch für die 
Ordnungshüter gab es fast keine Über- 
raschung mehr, sie erlaubten sogar 
ausdrücklich alles, wenn es im Rah- 
men der Aktivitäten des letzten Jahres 
bleiben würde. Die darin enthalten- 
den Chancen konnten nicht genutzt 
werden. Für ein nächstes Mal muß 
genauer überlegt werden, ob und wie 
Spielräume auszuschöpfen und Ak- 
tionen zuzuspitzen sind. Neue High- 
lights sind von Nöten, das Repertoire 
muss - auch um Aktionsformen, die 
sich nicht integrieren und vereinnah- 
men lassen - erweitert werden. 

Als mögliche Austragungsorte eines 
vierten antirassistischen Grenzcamps 
werden neben 1. der touristisch-er- 
holsamen Ostsee, 2. Freiberg in 
Sachsen, wo vor zwei Jahren der 


BGS mit einer wilden Verfolgungs- 
jagd den schweren Unfall eines mit 
Kosovo-Flüchtlingen besetzten Klein- 
busses provozierte, bei dem sieben 
Insassen starben, 3. die deutsch- 
tschechische Grenze in Bayern, und 
4. wo das Konfrontationsniveau mit 
den Ordnungshütern gewährleistet 
wär, vor allem ein Ort, der, weil er 
sich von den drei bisherigen unter- 
scheidet, was neues verspricht: die 
wichtigste Schengenaußengrenze im 
Landesinnern: Frankfurt am Main mit 
dem Abschiebeflughafen Nummer 1. 

Hannes Bongartz 


Informationen, Erklärungen, Hintergründe 
gibt es im Webjournal: www.nadir.org/ 
campOO. Erste Impressionen sind in einem 
12-minütigen Streaming-Video festgehalten. 
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114 
‚schwarz zu malen 


Zunächst einmal lassen sich im Zu- 
sammenhang mit dem Grenzcamp in 
Forst eine Reihe von „Erfolgen“ ver- 
melden: In außenpolitischer Hinsicht 
gelang es auch mit diesem Camp, 


die bei zu vielen Kommunalpolitikern 
und zu vielen Einwohnerlnnen in ost- 
deutschen Gemeinden tief sitzende 
Fremdenfurcht und Sicherheitspanik 
so zu provozieren, daß sie für einen 
kurzen Moment gesellschaftlich sicht- 
bar wurden. In gewisser Weise stei- 
gerte die umsichtig organisierte Ver- 
weigerung eines Mietvertrages für ein 
Campgelände durch den christdemo- 
kratischen Forster Bürgermeister die 
Mobilisierung in der Öffentlichkeit. Als 
ein weiterer „Erfolg“ wäre dann noch 
zu vermerken, daß es den Camporga- 
nisatoren bei der Durchführung dieses 
Grenzcamps gelang, das von ihnen 
eingesetzte Geldkapital im vorläufi- 
gen Ergebnis zu vermehren. Da lacht 
natürlich der oder die Bewegungs- 
unternehmerin! 

Auch hinsichtlich der „Medienreso- 
nanz“ kann ein „Erfolg“ ausgewiesen 
werden. In der Berichterstattung über 


... die hohe Präsenz in den Medien 
verspricht politischen Grenzcamp- 


Aktivisten etwas, was sie sonst 
in der Gesellschaft kaum noch 
zu finden glauben. 


die ersten beiden Grenzcamps haben 
wir für das erste 33 und für das 
zweite die Publikation von 34 Presse- 
artikeln gezählt. Für die Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung des 
dritten Camps konnten bis jetzt 83 
Artikel erfaßt werden. Nicht gezählt 
haben wir die Fernsehberichte, aber 
diesmal brachte es das „Grenzcamp“ 
für 60 Sekunden sogar bis in die Ta- 
gesschau. Bei diesem erreichten Le- 
vel kann in Zukunft eigentlich nur noch 
ein Interview in den Tagesthemen 
bzw. ein Auftritt in den NBC/CBS/ABC 
oder CNN-News in Amerika folgen. 

Die - wenn man will — „positive“ Re- 
sonanz des Grenzcamps in den Me- 
dien kann man unter mehreren Aspek- 
ten diskutieren: In einer etwas mehr 
formalen Betrachtungsweise ist die 
erhöhte Medienaufmerksamkeit dar- 
auf zurückzuführen, daß das Camp im 
Bundesland Brandenburg stattfand. 


Deshalb wurde es diesmal zugleich 
auch Thema der jeweiligen Branden- 
burg-Seite der drei Berliner Bürger- 
blätter Morgenpost, Berliner Zeitung 
und des Tagesspiegel. Aber damit 
möchte ich auch schon zu der etwas 
komplizierteren Variante zur Erklärung 
dieses Phänomens überleiten. Die 
zwischenzeitlich mit dem Grenzcamp 
erreichte hohe Medienpräsenz kann 
dabei als Eintritt des Erfolges eben 
dieser Idee im Zusammenhang mit 
dem skurrilen Slogan kein mensch 
ist illegal gelesen werden. Nicht zu- 
fällig wurde die Idee dieser Kampagne 
und ihres Slogans als Reaktion auf 
den Zusammenbruch mehrerer anti- 
rassistischer Kampagnen (z.B. die 
Anti-Lager-Kampagne Mitte der 90er 
Jahre) auch von Leuten in die Welt ge. 
setzt, die selbst in der Medienindustrie 
arbeiten. Die spezifische Bedeutung 
der engen Verknüpfung zwischen dem 
kein mensch ist illegal-Slogan mit der 
Medienindustrie besteht aber in des- 
sen sowohl gut verwertbaren peppi- 
gen Paradoxie, wie auch in der damit 
verbundenen Möglichkeit auf origine]| 
erscheinende schnelle Zirkulation, 
Und die hohe Präsenz in den Medien 
verspricht politischen Grenzcamp-Ak- 
tivisten etwas, was Sie Sonst in der 
Gesellschaft kaum noch Zu finden 
glauben: Repräsentation und wenig. 
stens etwas symbolische Anerken- 
nung. Eine vielleicht nicht ganz unwich- 
tige Frage bestände allerdings darin, 
ob denn diese Parole kein mensch ist 


Das ist dann der Beweis, das es 
in Deutschland neben Neonazis, 


Abschiehbegefängnissen und 
Politikern auch ‚Tolerante” gibt. 


illegal tatsächlich noch ein überzeu- 
gendes Instrument zur Aufklärung, 
sprich zur Veränderung, gesellschaft- 
licher Zwangsverhältnisse ist. Dabei 
wäre ihr bisheriger „Erfolg“ natürlich 
keine Antwort auf diese Frage. 

Zum anderen gab es als unmittel- 
bare Folge des antisemitischen An- 
schlages von Düsseldorf, einen von 
Regierungsseite auch über die Me- 
dienindustrie herbeigeführten, um 
nicht zu sagen: verordneten — Rich- 
tungswechsel. Gegen die Normalität 
alltäglicher neonazistischer, antise- 
mitischer und rassistischer Strömun- 
gen in diesem Land schien für die 
herrschende politische Klasse nun 
die Notwendigkeit zu existieren, für 
einen bestimmten politischen Mo- 
ment insbesondere „dem Ausland“ 
die Wirklichkeit eines als „zivil“ und 
‚tolerant“ zu bezeichnenden „ande- 
ren Deutschlands“ vorzuführen. Und 
dieser eigentümliche Richtungswech- 
sel, der selbst den an Pfingsten - und 
im Grunde bereits als „normal“ abge- 
hakten - begangen rassistischen 


Mord an Alberto Adriano mitten in 
einem Stadtpark in Dessau wieder in 
die Agenda zurückbrachte, brauchte 
Belege in der Form von „Bildern“. 
Und da die in den aktuellen gesell- 
schaftlichen Verhältnissen dieses 
Landes so gut wie gar nicht oder 
kaum zu haben waren, mußte dafür 
das „Grenzcamp“ aushelfen. Das ist 
der Hintergrund, warum im Verlaufe 
des Camps rund 20 Fernsehteams 
das Gelände auf der Suche nach 
„Buntem“, „Tolerantem“, und „Zivi- 
lem“ durchquerten. Nach ihren Anga- 
ben wurden diese Bilder bis hin nach 
Japan und Brasilien verkauft. Und un- 
schwer läßt sich erahnen, daß die 
vom Grenzcamp produzierten Bilder 
in den diesbezüglichen Berichten mit 
plakativen Grusel-Grusel-Neonaziauf- 
märschen und mutig-mutig-Politiker- 
statements verschnitten werden, die 
eben zu „Zivilcourage“ und ähnlichem 
Schnickschnack auffordern. Dann gibt 
es einen Schnitt, und schon springen 
einige lustig-fröhlich-tolerant wirkende 
Grenzcampmenschen im Bild herum. 
Das ist dann der Beweis, daß es in 
Deutschland neben Neonazis, Ab- 
schiebegefängnissen und Politikern 
auch „Tolerante“ gibt. Und diese Bot- 
schaft ist zugleich beruhigend, und 
kann auch so die Exporte eines der 
produktivsten Länder auf der Welt si- 
chern helfen. 

Dabei reagiert der relativ plötzliche - 
und für die konkrete Durchführung 
des Grenzcamps außerordentlich nütz- 
liche - Schwenk in der Medienindustrie 
in Richtung „Anti-Rassismus“ erstens 
auf Veränderungen der Kapitalerfor- 
dernisse und damit einhergehend 


auch der Staatspolitik, in der schon 
in naher Zukunft erheblich mehr nicht- 
deutsche Arbeitskräfte als zeitlich 
strikt begrenzte mobile Arbeitskraft- 
behältnisse und Reservearmee mo- 
bilisiert werden müssen. Der Schwenk 
findet zweitens auch eine ganze 
Reihe von Anschlußflächen in der 
moralisierenden Anti-Rassismus-Ar- 
gumentation unserer eigenen Szene- 
rie. Weder Antifaschismus noch Anti- 
Rassismus sind Begrifflichkeiten, 
die noch eine Praxis der grundlegen- 
den Gesellschaftsveränderung begrün- 
den können. Als Begriffe beschreiben 
sie einen teilweise mörderischen Ver- 
teidigungs- und Überlebenskampf, in 
denen sich zugleich eine Erinnerung 
an Humanität bewahrt. Natürlich ist 
das überhaupt nicht egal oder völlig 
bedeutungslos, allein die politischen 
Grenzen eben dessen, was diese Be- 
griffe an gesellschaftlicher Praxis zu 
beschreiben vermögen, sind offen- 
kundig. Weder diese Begriffe noch 
die Parole kein mensch ist illegal - 
sperren sich gegen ihre Vereinnah- 
mung durch die Medienindustrie. 
Und so ist zunächst einmal auch 
nicht der geringste Grund ersichtlich, 


So steht für die aller- 
meisten Grenzcamp- 
teilnehmerinnen zu 
vermuten, daß sie 
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anderes machen 
werden. 
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warum auch „Antifaschismus“ und 
„Anti-Rassismus“ in den symbolischen 
Bilderwelten der herrschenden Me- 
dien nicht einem „take over“ unterlie- 
gen können — wie es nun überzeu- 
gend mit dem „erfolgreichen“ Verlauf 
des dritten antirassistischen Grenz- 
campes demonstriert wurde, — sofern 
es sowohl die Theorie wie die Praxis 
des Privateigentums unangetastet 
laßt. 


Perspektiven? 

Das alles bräuchte im Grunde für 
den oder die, die hin und wieder auch 
ein wenig darüber nachdenken, was 
sie in diesem Zusammenhang tun, 
keine Überraschung sein. Allein es 
zeigte sich in vielen Debatten auf 
dem Grenzcamp, daß erstens weder 
darüber noch zweitens überhaupt 
über irgendetwas anderes in halb- 
wegs organisierter Form „nachge- 
dacht“ wurde. Insbesondere als in ei- 
nigen Debatten wirklich ein paar 
reale Handlungs- und Argumenta- 
tionschancen insoweit offen auf der 
Hand lagen, daß man und frau hätte 
versuchen können, andere, dfritte, 
Fremde für als etwas besser Erkann- 
tes „zu gewinnen“, entschieden sich 
doch die allermeisten Diskussions- 
teilnehmerlnnen dafür, wirklich jede 
Menge ihrer eigenen Zukunft mit ei- 
nem bornierten Rückzug auf sich 
selbst energisch zu verspielen. So 
steht für die allermeisten Grenz- 


campteilnehmerInnen zu vermuten, 
daß sie spätestens in zwei oder drei 
Jahren etwas ganz anderes machen 
werden. Und dieses was „ganz ande- 
res machen“ erstens, daß die Leute 
dann überhaupt nichts mehr in ei- 
nem wie auch immer bewußten Sinne 
„politisch“ machen werden, und daß 
sie dann zweitens „die Erfahrungen 
des Grenzcamp“ allenfalls noch als 
Anekdote —- wenn überhaupt — erzäh- 
len können, so wie sie sich vielleicht 
auch an ihren letzten Mallorca-Urlaub 
erinnern. Der beunruhigende Punkt 
besteht bei dieser thesenartigen 
Feststellung nicht darin, daß immer 
mehr Leute in der Zukunft „das 
Grenzcamp organisieren“ sollen, 
sondern daß sie auch dadurch lernen 
sollen, „politisch“ in dieser Gesell- 
schaft zu denken. Doch ob und wie 
genau dies auch mit Hilfe eines 
Grenzcamps operationalisiert, umge- 
setzt und wenigstens mittelfristig or- 
ganisatorisch stabilisiert werden 
kann, interessiert vermutlich die 
allermeisten Teilnehmerinnen des 
Grenzcamps überhaupt nicht, und ist 


wahrscheinlich auch dem engeren 
Campvorbeitungskreis ein Buch mit 
sieben Siegeln. Und das erscheint 
wiederum „so normal“, wie klar zu 
sein scheint, daß eine grundlegende 
Umwälzung eben dieser Verhältnisse 
natürlich auch nicht mehr denkbar 
oder möglich ist. Die Anstrengung 
sich und seine Positionen gegenüber 
anderen, der Welt und wem auch im- 
mer zu vermitteln war im Verlauf der 
Debatten auf dem Grenzcamp - wohl- 
wollend formuliert — außerordentlich 
schwach ausgeprägt. Stärker war da 
schon die Bereitschaft, bestimmte 
kontroverse Punkte bis hin zur kalku- 
lierten Lüge und dem Selbstbetrug 
zu entgrenzen. Und über die vielen 
Vorteile, sich kreuz und quer durch 
die diskursiven Auseinandersetzun- 
gen zu lügen, will ich mich an dieser 
Stelle gar nicht weiter auslassen. Die 
Einigkeit gegen Ungerechtigkeit, Un- 
freiheit, Diskriminierung und Unter- 
drückung einzutreten, ist zwar nicht 
verkehrt - aber ohne Verweis - sprich 
Vermittlung auf die eigene „innere 
Uhr“, ohne differenzierten Ausweis 
über die eigene Position in eben die- 
sen Verhältnissen, ohne die Anstren- 
gung einer historischen Selbsteinord- 
nung eines Grenzcamps - eine viel 
zu schmale Basis, um die politischen 
Herausforderungen der kommenden 
Jahre be- geschweige denn überste- 
hen zu können. 

Ralf Schwierzik 
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Der Tod 


Am 13. November 2000, nach mehr 
als 80 Verhandlungstagen und ein- 
dreiviertel Jahre nach der Tat wurde 
in Cottbus das heftig umstrittene Ur- 
teil gegen die elf Angeklagten im 
sogenannten Hetzjagdprozeß gespro- 
chen. Das Gericht stellte fest, daß 
die Angeklagten Farid Guendoul, 
Khaled Bensaha und Issaka Kaba 
durch die Stadt gehetzt hatten und 
letztlich Farid Guendoul dazu getrie- 
ben hatten, in Panik eine Glastür ein- 
zutreten. An den Verletzungen war Fa- 
rid Guendoul wenige Minuten später 
gestorben. Das Gericht stellte auch 
fest, daß die Angeklagten die Absicht 
hätten, Menschen zu verletzen. Nach 
diesen Ausführungen hätte das Ge- 
richt mindestens Urteile wegen ge- 
fährlicher Körperverletzung mit To- 
desfolge fällen müssen. 

Aber: Nur acht der Angeklagten wur- 
den für den Tod von Farid Guendoul 
verantwortlich gemacht und wegen 
fahrlässiger Tötung verurteilt. Alle 
wurden der gefährlichen Körperver- 
letzung und Nötigung für schuldig be- 
funden. Allerdings müssen nur drei 
der Angeklagten tatsächlich eine 
Strafe absitzen, die anderen erhiel- 
ten Strafen auf Bewährung bzw. Ver- 
warnungen mit der Auflage zu ge- 
meinnütziger Arbeit. 

Es war wohl nicht zu erwarten, daß ein 
deutsches Gericht den offensichtlich 
rassistischen Hintergrund der Tat zum 
Thema machen würde. Das Wenigste 
aber, was zu erwarten gewesen 
wäre, ist eine klare Definition der Tat. 
In Guben wurde ein Mensch in den 
Tod gehetzt und zwei weitere schwer 
traumatisiert. Dieser Tatsache hätte 
Rechnung getragen werden müssen. 
Der Prozeß wurde in der ganzen Zeit 
beobachtet und dokumentiert von 
MitarbeiterInnen mehrerer Gruppen: 


die Antifa Guben, die Cottbuser An- 
laufstelle für Opfer rechtsextremer 
Gewalt, die Opferperspektive Bran- 
denburg, die Berliner Forschungsge- 
sellschaft Flucht und Migration (FFM) 
sowie eine Berliner Antifa-Gruppe. 
Die Ergebnisse dieser Beobachtungen 
und Hintergrundinformationen zur Nazi- 
Szene in Guben, zu den Auseinander- 
setzungen um den Gedenkstein, zur 
Polizei in Guben, zum „Toleranten 
Brandenburg“ und zum Zusammen- 
hang rechter Gewalt mit institutionel- 
lem Rassismus sollen im Februar 
2001 als Buch im Rat/UNRAST-Ver- 
lag erscheinen. 
Wir danken der Beobachtungsgruppe 
für das Recht auf den Vorabdruck 
des nachfolgenden Aufsatzes. 
ZAG-Redaktion 
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Und ich? 17 Monate. 75 Verhandlungs- 
tage. Ein Gerichtssaal. — Ich wurde 
nicht angegriffen. Ich habe nicht den 
Tod eines Menschen zu verantwor- 
ten. Ich bin keine Anwältin und ich 
bin keine Richterin. Ein Urteil konnte 
ich mir trotzdem bilden. 

17 Monate habe ich im Prozeßbeob- 
achtungsteam mitgearbeitet. Ich habe 
die Täter gesehen, ihr dummes Grin- 
sen, ihre Muttis mit den Butterbrot- 
paketen und ihre Anwälte. Ich habe 


Keine großen, dicken 
Glatzköpfe, bloß ein paar 
schmächtige Jungs mit 


Pickeln und 
komischen Frisuren ... 


gesehen, wie diese Anwälte die Über- 
lebenden der Hetzjagd verhörten, wie 
Issaka K. während der Verhandlung 
zusammenbrach. Und ich habe all 
diese Leute - Polizist, Sozialarbeite- 
rin, Anwohner oder Tankstellenwärterin 
- erlebt, deren Normalität nur durch 
ihre eigenen Zeugenaussagen vor 
Gericht gestört wurde. 

Dieser Prozeß - das Gerichtsverfah- 
ren und mein Erleben - ist in seinem 
ganzen Umfang kaum zu fassen. So 
gibt der folgende Text einige Eindrücke 
eines Verfahrens wieder, das irgend- 
wann einmal wegen des Todes eines 
Menschen eröffnet worden war. 


Ganz am Anfang 
Es war ein bißchen wie im Theater, 
am 3. Juni 1999 im Cottbuser Land- 


gericht. Polizei war an den Eingängen 
und im weiteren Umfeld des Gerich- 
tes postiert. Statt der Billetts wurden 
die Ausweise des Publikums kontrol- 
liert - nur die Durchsuchungen sind 
bei einer Premierenveranstaltung wohl 
nicht unbedingt üblich. Das Gericht 
hatte eine Sitzordnung erdacht, mit 
Namensschildchen für erwartete pro- 
minente Persönlichkeiten, Reservie- 
rungen für die PressevertreterInnen 
und blau gepolsterten Stühlen für die 
Eltern der Angeklagten. Diese Logen- 
plätze sollten von ihnen - ähnlich ei- 
nem erkämpften Privileg - auch wäh- 
rend der folgenden Verhandlungen 
standhaft verteidigt werden. 

Der Zuschauersaal war mit etwa 80 
Besucherlnnen gut gefüllt, um nicht zu 
sagen ausverkauft. Alle waren mit gro- 
ßen Erwartungen gekommen. Wäh- 
rend Journalisten hie und da nach- 
fragten, wußten schon viele, alles 
würde gut. 

Und dann kamen aus einem eigens 
vom Gericht zur Verfügung gestellten 
Beratungszimmer die 11 Gubener Ju- 
gendlichen, die den Algerier Farid 
Guendoul am 13. Februar 1999 in 
den Tod gejagt hatten. Auf den ersten 
Blick entsprachen sie nicht den er- 
warteten Nazis. Keine großen, dicken 
Glatzköpfe, bloß ein paar schmächtige 
Jungs mit Pickeln und komischen Fri- 
suren. Einer hatte sich in einen zu 
groß geratenen, weinroten Konrfir- 
mantensakko gesteckt, ein anderer 
kam auf Krücken. Versteckt hinter ih- 
ren Anwälten gaben sie sich damals 
zumindest noch teilweise beeindruckt 
von dem veranstalteten Szenario. 
Dabei waren sie augenscheinlich be- 
müht, dem Klischee eines Naziskin- 
heads nicht auf den ersten Blick zu 
entsprechen. 

Ließ der folgende Auftritt des Vorsit- 
zenden Richters noch eine Spur anti- 
ken Dramas ahnen, konnte sich das 
Publikum bei der Befragung der Fami- 


Nur nicht versuchen, 


lienmitglieder der Angeklagten kaum 
Klatschen und Gelächter verkneifen. 
Einzeln standen sie auf und erklär- 
ten: „Ich bin der Vati von ...“, „Ich bin 
die Mutti von ...“. Selbst die Schwe- 
ster eines Angeklagten bekannte sich. 
Eines hatten sie alle allerdings nicht 
im geringsten für nötig gehalten: dem 
aus Algerien angereisten Bruder des 
Verstorbenen, Malik Guendoul, we- 
nigstens ein Beileid auszusprechen. 
Der Prozess begann an diesem Tag 
mit einem Eindruck dessen, wie es 
weitergehen sollte - Verspätungen, 
Befangenheitsanträge der Verteidi- 
gung gegen das Gericht, unzählige 
Beratungspausen und immer wieder 
Auf und Nieder des Publikums. Ange- 
treten mit dem Willen, diesen Prozeß 
zu dokumentieren, die juristische Auf- 
arbeitung einer solchen Tat zu verfol- 
gen, begannen wir, jeden der folgenden 
Prozeßtage zu protokollieren. Hätten 
wir damals geahnt, daß dieses Ver- 
fahren nicht wie angekündigt bis 
Herbst 1999, sondern genau ein Jahr 
länger dauern würde, hätten wir da- 
mit vielleicht gar nicht angefangen. 


Der erste Teil der Anklage 
Aber es kam entgegen den Erwärtun- 
gen und ersten Eindrücken noch zum 
Verlesen der Anklageschrift. Sie glie- 
derte sich in zwei Teile. Einige der Ju- 
gendlichen wurden im ersten Teil für 
von ihnen begangene Straftaten in 
der Zeit vom 02.09. bis 28.11.1998 
angeklagt. Im einzelnen überraschten, 
ja schockierten, die eher schmächtig 
und unscheinbar wirkenden Jungs 
mit folgenden Taten: 

Die Angeklagten Ronny HH. und Daniel 
S. brachen am 3. September 1998 in 
das Gubener „Getränkeparadies” ein. 
Sie entwendeten 400 DM aus der 
Kasse, sowie Zigaretten, Schnaps 
und Süßigkeiten im Gesamtwert von 
9120,60 DM. Nur 5 Tage später, am 


Man rauchte, quatschte, erzählte sich die 
Partyerlebnisse des letzten Wochenendes, 
ließ sich von der Mami das Hemd in die 
Hose stecken, bedauern und zur 
Entschädigung eine Cola spendieren. 


8. September 1998, versuchten sie 
es erneut, dieses Mal allerdings in 
die Shell-Tankstelle. Eine zufällig vor- 
beifahrende Zoll-Streife schlug sie 
allerdings in die Flucht. 

Der Angeklagte Ronny H. und der „ge- 
sondert verfolgte“ Angeklagte Marcel 
Z. fesselten in der Nacht des 2. Okt- 
ober 1998 einen 14jährigen Jugend- 
lichen mit Klebeband, traten und 
schlugen ihn u.a. mit einem Base- 
ballschläger. Marcel Z., setzte dem 
Opfer außerdem eine, für diesen nicht 
erkennbar, ungeladene Pistole an den 
Kopf und drückt diese auch ab. Am 
Morgen sprühten sie dem Jugend- 


lichen die Haare mit Teppichschaum 
ein und zündeten sie an. 

Am 23. Sepember 1998 beschuldig- 
ten die Angeklagten Ronny H., Denny 
T., Daniel R. und Daniel S. zwei Ju- 
gendliche ein Moped gestohlen zu 
haben. Auf dem Weg zu dem vermu- 
teten Versteck wurden die beiden 
von den Angeklagten mehrmals ge- 
treten und geschlagen. Als das Mo- 
ped nicht aufgefunden wurde, zwan- 
gen sie einen der Jugendlichen, in 
einen Gulli zu steigen, warfen den 
Deckel auf den noch herausschauen- 
den Arm und bespritzten ihn mit einer 
chlorhaltigen Flüssigkeit. Anschlie- 


ßend pinkelte Ronny H. in die Mütze 
des Opfers und zwang ihn, diese auf- 
zusetzen. Dann wurde der Jugendli- 
che noch einmal getreten, geschla- 
gen und gewürgt. 

Am 7. November 1998 bemächtigten 
sich die Angeklagten Ronny H., Daniel 
S. und Denny T. des Autos von Ronny 
J. Sie stahlen dessen Geldbeutel und 
zwangen ihn, auf dem Rücksitz Platz 
zu nehmen. Später warfen sie ihn 
raus und fuhren mit dem Auto in der 
Gegend herum, bevor sie dieses ge- 
gen einen Baum setzten und das 
Autoradio sowie das Handy stahlen. 
Die Angeklagten Ronny H., Denny ’T., 
Daniel R., Christian K. und Daniel S. 
boten am 28. November 1998 dem 
schon betrunkenen Manfred P. an, 
ihn für 5 DM nach Hause zu fahren. 
Bei einer Polizeikontrolle drohte Denny 
T. „Halt die Schnauze, sonst kriegst 
du aufs Maul“. Sie fuhren dann ge- 
meinsam auf den Kirchplatz in Gu- 
ben, zerrten ihr Opfer aus dem Auto, 
umringten und bedrohten es. An- 
schließend fuhren die Täter gemein- 
sam weg. 

Dieser Teil der Anklageschrift wurde 
in den ersten dreizehn Tagen verhan- 
delt. Einige der Angeklagten waren 
dafür beurlaubt worden. Die Verblie- 
benen belasteten sich in ihren Aus- 
sagen untereinander, was allerdings 
auf die sich schon zu diesem Zeit- 
punkt beginnende Auflockerung der 
allgemeinen Stimmung keinen Ein- 
fluß hatte. Zusammengefaßt kann 
festgestellt werden, daß diejenigen, 
die sich an den teilweise mit äußer- 
ster Brutalität begangenen Taten be- 
teiligten, immer wieder versuchten, 
ihr Handeln als vollkommen logisch 
darzustellen. So begründeten sie das 
Fesseln und Schlagen des Jugend- 
lichen u.a. damit, daß es sie nervte, 
wenn das Klebeband bei Bewegun- 
gen knisterte. 


Die Verhandlungen zum 

Tod von Farid Guendoul 

Der zweite Teil der Anklageschrift 
richtet sich gegen alle 11 Angeklagten. 
Sie bezieht sich auf die Nacht des 
12./13. Februar 1999 und beschul- 
digt die Angeklagten der fahrlässigen 
Tötung, der gemeinschaftlichen Kör- 
perverletzung, der Nötigung gegen 
drei Personen sowie der Volksverhet- 
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zung. Den Angeklagten Rene K., Jörg 
D. und Daniel S. wird außerdem 
schwere Körperverletzung gegen 
Kahled B. angelastet, Alexander B. 
und Steffen H. des weiteren Beleidi- 
gung, Sachbeschädigung und Bedro- 
hung. 

Als am 2. September 1999 mit der 
Beweisaufnahme zur zweiten Ankla- 
geschrift begonnen wurde, waren die 


Über das gesamte Verfahren 
hinweg bewiesen die 
Verteidiger in ihren Anträgen 
eine für „Nicht-Juristen“ oft 
unglaubliche scheinende 
Kreativität und Phantasie ... 


Angeklagten schon nicht mehr wirk- 
lich beeindruckt. Das zurückhaltende 
Verhalten und die aufgelegten Klei- 
dungs- und Frisurvorschriften der An- 
geklagten legten sich dann relativ 
schnell, die Haare wurden wieder kür- 
zer, die Bomberjacken und die Sprin- 
gerstiefel wieder aus dem Schrank 
geholt. Sie und ihre Verteidigerlnnen 
dominierten das Geschehen. Im Ge- 
richtssaal waren es die Anwältinnen 
die mit einer Antragsflut die Zeugen- 
vernehmungen nur schleppend vor- 
wärts kommen ließen, in den Pausen 
füllten die Angeklagten und ihre mit- 
gereisten Familien, Freundinnen und 
Kameraden den Vorraum. ES herr- 
schte eine allgemein gelöste Stim- 
mung. Man rauchte, quatschte, er- 
zählte sich die Partyerlebnisse des 
letzten Wochenendes, ließ sich von 


der Mami das Hemd in die Hose 
stecken, bedauern und zur Entschä- 
digung eine Cola spendieren. Wäh- 
rend der Verhandlung gab mann sich 
bis zum Einschlafen gelangweilt, 
zählte sein Geld, schwatzte mit dem 
Nachbarn oder quittierte Zeugenaus- 
sagen mit einem mehr oder weniger 
offensichtlichen Lächeln. Einzig Ver- 
handlungstage, die länger als bis 
Mittag dauerten, schienen die Ange- 
klagten wirklich zu stören. 


Die Verteidigung 

Die Länge des Verfahrens führte 
dann auch dazu, daß jedem Ange- 
klagten ein zweiter Pflichtverteidiger 
beigeordnet wurde. Ihre Strategie be- 
stand darin, den drei Asylbewerbern 
mindestens eine Mitschuld an dem 
Geschehen nachzuweisen, sowie je- 
den politischen Hintergrund der Tat 
zu negieren und zu behaupten, keiner 
der Angeklagten habe eine rechtsex- 
treme Gesinnung. Statt dessen be- 
haupteten sie, es hätte in dieser 
Nacht zunächst eine Hetzjagd von 
„Ausländern auf deutsche Jugendli- 
che“ gegeben und die Angeklagten 
hätten sich daraufhin, um die Polizei 
zu unterstützen, auf die Suche nach 
einem vermeintlichen Straftäter be- 
geben. Der Angeklagte Rene K., der 
zunächst als einziger umfassende 
Aussagen zur Tatnacht vor Gericht 
machte, betonte beispielsweise im- 
mer wieder, davon ausgegangen zu 
sein, der Polizei zu helfen. Er selbst 
schlug und trat in dieser Nacht den 
algerischen Asylbewerber Kahled B. 
derart, daß er ohnmächtig wurde. 
Seiner Meinung nach, machten sich 
die drei allein durch ihr Weglaufen 
nach dem ersten Stopp der Autos 
verdächtig. 

Die Verteidigung versuchte mehr- 
mals nachzuweisen, daß die Verant- 


un 


wortung für den Tod des Algeriers bei 
den Asylbewerbern selbst liegt. So 
beantragte der Rechtsanwalt Man- 
thay am 2. Dezember 1999, dem 29. 
Verhandlungstag, die Asylakten von 
Farid Guendoul, Issaka K. und Kahled 
B. in das Verfahren aufzunehmen. Er 
versuchte damit zu beweisen, daß 
die drei Asylbewerber aufgrund der 
Verfolgung in Algerien bzw. Sierra Le- 
one unter „posttraumatischen Stö- 
rungen“ litten und deshalb in dieser 
Nacht „panische und unverhältnis- 
mäßige Reaktionen“ zeigten. Sein 
Antrag unterstellte damit, daß die Si- 
tuation für die drei Verfolgten nicht 
bedrohlich war und sie in letzter Kon- 
sequenz selbst schuld am Tod von 
Farid Guendoul seien. 

Issaka K. werden bei seiner Aussage 
vor Gericht, am 28. September 1999 
immer wieder Fragen gestellt, warum 
er oder Farid Guendoul nicht an der 
Tür geklinkt oder geklingelt haben, 
keine Hilfe im Haus suchten, bzw. er 
später den Taxifahrer nicht mit in das 
Haus nahm (Issaka K. konnte mit Hilfe 
eines Taxis zu einem nahegelegenen 
Bistro gebracht werden. Dem Taxifah- 
rer erschien es zu unsicher, ihn in 
das Asylbewerberheim zu bringen). 
Nachdem die Beweisaufnahme des 
Verfahrens eigentlich schon als ab- 
geschlossen gesehen werden konnte, 
stellte am 64. Verhandlungstag der 
Rechtsanwalt Nordhausen den An- 
trag, polizeiliche Ermittlungsakten 
wegen Verstoß gegen das Betäu- 
bungsmittelgesetz der drei Asylbe- 
werber herbeizuziehen. Sie sollten 
als Beweis dafür dienen, daß Fariq 
Guendoul, Issaka K. und Kahled B, 
aus Angst vor einer Verhaftung durch 
die Polizei flüchteten. Desweiteren 
sollte dieser Umstand erklären, wa- 
rum sie nicht in dem Haus in der 
Hugo-Jentsch-Str. klingelten und Is- 
saka K. den Taxifahrer nicht mit zu 


dem verletzten Farid Guendoul in den 
Hauseingang nahm. Nachdem die 
Staatsanwaltschaft und der Ober- 
staatsanwalt Robbineck angaben, 
daß derartige Akten nicht existieren, 
sahen sie von diesem Antrag ab und 
änderten ihn in Verstöße gegen das 
Ausländerrecht um. Im gleichen 
Atemzug kam Rechtsanwalt Nahrat 
noch einmal auf den Umstand zu- 
rück, daß der Algerier in Deutschland 
unter einem anderen Namen lebte 
und unterstellte Farid Guendoul eine 
Flucht aus Angst vor dem Bekannt- 
werden seiner wahren Identität. 
Diese Argumentationen waren wäh- 
rend des gesamten Prozesses be- 
sonders in rechten Veröffentlichun- 
gen sehr beliebt. 

Über das gesamte Verfahren hinweg, 
bewiesen die Verteidiger in ihren An- 
trägen eine für „Nicht-Juristen“ oft 
unglaubliche scheinende Kreativität 
und Phantasie, die vor allem immer 
wieder dafür sorgte, daß der Tod eines 
Menschen in den Hintergrund geriet. 
Auf einige dieser Anträge soll im fol- 
genden noch einmal kurz eingegan- 
gen werden: 

In dem Verfahren wurden mehr als 
40 Befangenheitsanträge gegen den 
Vorsitzenden Richter Dönitz oder das 
Gericht gestellt. Das führte neben 
mehrstündigen Pausen an den ein- 
zelnen Prozeßtagen u.a. am 2. Sep- 
tember 1999 nach nur 2,5 Stunden 
zu einer Unterbrechung der Verhand- 
lung. Einer dieser Anträge gegen den 
Vorsitzenden Richter begründete der 
Rechtsanwalt Helmut Dittberner am 
23. September 1999, dem 19. Ver- 
handlungstag, mit der Tatsache, daß 
dieser einen Jugendlichen, der am 
18. Verhandlungstag, während eines 
Ortstermins in Guben, ein T-Shirt mit 
einem Hakenkreuz, welches in einen 
Papierkorb fliegt, trug, nicht strafrecht- 
lich verfolgen ließ. Eine Befangenheit 
sei gegeben, denn sein Mandant, Da- 
niel R., müsse im Gerichtssaal sit- 
zen, aufgrund einer Straftat die er be- 
gangen haben soll und gleichzeitig 
dabei zusehen, wie der Richter auf 
das Begehen einer Straftat nicht rea- 
gierte. 

Der 27. Verhandlungstag (18. No- 
vember 1999) wurde nach einer _ 
Stunde unterbrochen, da die Rechts- 
anwälte. Amelung und Stahl sich 
über die Größe der Tische bzw. 


schlechte Sicht zu den Zeuginnen be- 
schwerten. In der einwöchigen Pro- 
zeßpause wurde für die in der zwei- 
ten Reihe Sitzenden ein Podest 
eingebaut. 

Die Verteidigung bezweifelte über 9 
Verhandlungstage die Identität des 
getöteten Algeriers. Bezweckt wer- 
den sollte damit der Ausschluß der 
Nebenklage der Familie. Gleichzeitig 
konnte dadurch beispielsweise der 
Rechtsanwalt Wolfram Nahrat der Fa- 
milie des Opfers gleich noch krimi- 
nelle Handlungen zu Ungunsten des 
deutschen Staates unterstellen. So 
äußerte es sich gegenüber der Zeit- 
schrift „Spiegel“ mit den Worten: 
„zeugen kauft man dort für 4000 
Mark“ und begründet das unterstellte 
Auftauchen dieser fremden Personen 
mit „Einreise nach Deutschland. 
Schmerzensgeld. Rentenansprüche. 
Bleiberecht ...“ 

Die Verteidigung und auch einige der 
Eltern bemühten sich immer wieder, 
herauszustellen, daß die Angeklag- 
ten keine ausländerfeindliche Gesin- 
nung hätten, so erzählte die Mutter 
des Angeklagten Daniel R. als Be- 
weis für ihre allgemeine Ausländer- 
freundlichkeit, im Gubener „Asylan- 
tenheim“ gearbeitet zu haben, der 
Sohn spielte mit „ausländischen Kin- 
dern“. 

Der Angeklagte Marcel P. ließ am 59. 
Verhandlungstag am 26.06.2000 in 
einer durch Rechtsanwalt Manthay 
verlesenen Erklärung zur Tatnacht 
mehrfach ausdrücklich mitteilen „nicht 
ausländerfeindlich“ zu sein. Und 
Rechtsanwalt Klemke versuchte dies 
für seinen Mandanten Jörg D., indem 
er am 65. Verhandlungstag bean- 
tragte, Freunde des Angeklagten vor- 
zuladen. Einer von diesen sei jugos- 
lawischer Herkunft und wurde vom 
Angeklagten einmal vor einem offen- 
sichtlich ausländerfeindlichen An- 
griff beschützt. Der andere sei aus 
„Arabien“ und entwickelte sich vom 
Arbeitskollegen zum Freund. 

Den Anwältinnen der Nebenklage, 
welche die Interessen des Bruders 
und der Mutter von Farid Guendoul, 
sowie von Issaka K. und Kahled B. 
vertraten, oblag es, die Hintergründe 
und die Motivation der Täter immer 
wieder zu thematisieren und Anträge 
zu stellen, die die rassistische Moti- 
vation und die bedrohliche Stimmung 


in der Nacht des 12./13. Februar 
1999 erhellten. Es lag in der Natur 
des Prozesses, daß sie dafür von der 
Verteidigung angegriffen wurden. Ei- 
nen Höhepunkt erreichte dies, als 
der Rechtsanwalt Carsten Schrank 
am 63. Verhandlungstag beantragte, 
das Verfahren gegen seinen Man- 
danten Steffen H. einzustellen. Eine 
nachhaltige erzieherische Wirkung 
auf diesen sei nicht mehr zu erwar- 
ten, u.a. aufgrund der Länge des Ver- 
fahrens und der Berichterstattung 
der Medien, die entgegen der bisheri- 
gen Beweisaufnahme immer noch 
von einer „tödlichen Hetzjagd“ spricht. 
Verantwortlich dafür und das nicht 
endende Verfahren sei die Neben- 


Den Anwältinnen der 
Nebenklage ... oblag es, 
die Hintergründe und die 
Motivation der Täter immer 
wieder zu thematisieren 
und Anträge zu stellen, die 
die rassistische Motivation 
und die bedrohliche Stim- 
mung in der Nacht des 
12.113. 02.1999 erhellten. 


klage, die immer wieder versuche, 
eine „Hetzjagd und einen rechtsex- 
tremen Hintergrund zu konstruieren“. 
Die Verteidigung sei nur gezwungen, 
darauf zu reagieren und ihrerseits 
Anträge zu stellen. 

Als es schon fast eine Gewöhnung 
an die Alltäglichkeit des immer 
wiederkehrenden Zynismus und an 
die Verharmlosung seitens der Ver- 
teidigung gab, verdeutlichten ihre 
Plädoyers einmal mehr in geballter 
Form deren Ausmaße. Neben juristi- 
schen Auslegungen sagten sie vor al- 
lem das: die hier Angeklagten sind 
arme Jungs mit schwerer Vergangen- 
heit, die. beispielsweise wie der An- 
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geklagte Marcel P. ein derart lang- 
weiliges Leben führten, daß der Reiz 
einer nächtlichen Fahrt durch Guben 
eine Unterbrechung dieser Tristesse 
versprach. Einig waren sich alle: ein 
Cubaner, der sich mit einer, nie nach- 
gewiesenen, Machete bewaffnete 
und deutsche Jugendliche in „Todes- 
angst“ versetzte, eine Polizei, die 
das nicht ernst nehmen wollte und 
drei Asylbewerber, bei denen zumin- 
dest einer mit seinen zwei Namen 
den Verdacht krimineller Handlungen 
aufkommen lassen könnte, sind ver- 
antwortlich für das Geschehen die- 
ser Nacht. Und dann, ja, dann war da 
noch die Presse, die dies alles ein- 


Anträge der Nebenklage- 
anwältinnen, die die rechts- 
extreme Motivation der 
Angeklagten und den 
rassistischen Hintergrund 
der Tat beweisen sollten, 
beantragte er - fast wie aus 
Gewohnheit - abzuweisen. 


fach nicht einsehen wollte, weiter 
von „Hetzjagd“ und „rechten Jugend- 
lichen“ sprach und schrieb. Letztlich 
könnten sie mit diesen Argumenten 
auch dafür sorgen, daß den Ange- 
klagten die Argumente für ihr rassi- 
stisches und am Ende tödliches Han- 
deln nicht ausgehen werden. 


Die Angeklagten 

Einige der Angeklagten selbst unter- 
stützten die Versuche ihrer Verteidi- 
ger während des laufenden Verfah- 
rens allerdings weniger. So erscheint 
der Angeklagte Steffen H. beispiels- 
weise am 26. Verhandlungstag (16. 
November 1999) mit einem Aufnäher 
„Nationaler Widerstand“ auf seiner 
Bomberjacke. Bevor er diese dem 
Gericht vorzeigen muß, versuchen ei- 
nige Verteidiger eine Rechtfertigung 
dahingehend, daß in den Anwaltsro- 


ben ebenfalls Aufnäher sind, mit de- 
nen sie persönlich sich auch nicht 
identifizieren würden. Der gleiche An- 
geklagte nimmt am 4. Dezember 
1999 an einer Versammlung des 
NPD-Kreisverbandes in der Gast- 
stätte „Junge Welt“ in Guben und am 
8. Oktober 2000 an einer Demon- 
stration des Jungen Nationalen 
Spektrums in Niesky teil. 

In der Silvesternacht 1999/2000 be- 
teiligten sich die Angeklagten Stef- 
fen H., Marcel P. und Alexander B. an 
einem Aufmarsch von ca. 40 Rechts- 
extremen durch Guben, in dessen 
Folge es zu Ausschreitungen gegen 
die Polizei kam. Sie wurden in Ge- 
wahrsam genommen, eine straf- 
rechtliche Verfolgung war nach Mei- 
nung der Staatsanwaltschaft nicht 
möglich. 

In der Nacht vom 23. zum 24. Fe- 
bruar 2000 demonstrierten zwei der 
Angeklagten noch einmal, wie sie zu 
dem Tod Farid Guendouls stehen: 
Marcel P. zertrat die Blumen auf dem 
Gedenkstein. Alexander B. stand da- 
neben. Die beiden wurden wenige Mi- 
nuten später von zwei Zivilpolizisten 
gestellt und anschließend in Gewahr- 
sam genommen. 

Die Täter gaben sich selbst bei den 
Zeugenaussagen der beiden überle- 
benden Opfer gelangweilt und amü- 
siert. Nur einer von ihnen, Rene K. 
versuchte sich vor Gericht bei Kahled 
B. zu entschuldigen. Auf dessen 
Nachfrage bezeichnete er seine Tat 
als einen „Irrtum“. Danach galt er 
kurzzeitig als Verräter, der Eingang 
des Hauses in dem er lebt, wurde 
mit Parolen beschmiert und die an- 
deren Angeklagten isolierten ihn. 
Nach einigen Prozeßtagen änderten 
sie dieses Verhalten aber wieder, er 
war wieder aufgenommen in ihr ver- 
gnügliches Beisammensein. 


Die Staatsanwaltschaft 

Schon vor der Aufnahme der Beweise, 
war der leitende Staatsanwalt Oehme 
am 2. Prozeßtag (8. Juni 1999) be- 
müht, den rassistischen Hintergrund 
der Tat auszuschließen und wies 
nachdrücklich darauf hin, daß die 
Staatsanwaltschaft nicht von einer 
„tödlichen Hetzjagd“ und „rechtsex- 
tremistischen Straftätern“ spricht. 
Überhaupt sollte sich oft der Ein- 
druck einstellen, die Angeklagten 
hätten mit diesem Mann einen weite- 
ren Verteidiger an ihre Seite gestellt 
bekommen. Ebenfalls am 2. Ver- 
handlungstag äußerte er sich in ei- 
ner Stellungnahme ablehnend zu ei- 
nem Antrag, eine Nebenklage für 
Issaka K. zuzulassen. Staatsanwalt 
Oehme zeigte viel Verständnis, kom- 
mentierte u.a. das wiederholte Zu- 
spätkommen eines der Angeklagten 
nur mit den Worten, er habe ja auch 
schon einmal verschlafen. Anträge 
der Nebenklageanwältinnen, die die 
rechtsextreme Motivation der Ange. 
klagten und den rassistischen Hinter. 
grund der Tat beweisen sollten, be. 
antragte er fast wie aus Gewohnheit 
abzuweisen. Beispielsweise wollte er 
nicht bekanntgeben, welche der An- 
geklagten bei der Schändung des Ge. 
denkstenes am 23./24.Februar 
2000 oder an den Randalen zu Silve. 
ster beteiligt waren. Zu einem Antrag 
der Nebenklage am 55. Verhand. 
lungstag, einen Zeugen zu hören, der 
in der Tatnacht die Gruppe der Ange. 
klagten gesehen, die aufgeheizte 
Stimmung wahrgenommen und die 


Gruppe der Angeklagten eindeutig 
als rechtsextreme Gruppe eingeordnet 
hat, äußerte Dehme, daß er „selbst- 
verständlich“ Ablehnung beantrage, 
da dies für die Tat unwichtig sei. Er 
neigte bis zu einer am 47. Verhand- 
lungstag verlesenen Erklärung der 
Nebenklageanwältinnen dazu, diese 
während Zeugenbefragungen zu un- 
terbrechen, ihnen Befehle und Anwei- 
sungen zu geben oder sie zu duzen. 
Seine Ablehnung den Anträgen der 
Nebenklage gegenüber ist auch inso- 
fern beachtlich, daß er selbst vorher 
immer betonte, es gäbe keinerlei 
Hinweise darauf, daß die Täter 
rechtsextrem orientiert seien. 


Was bleibt? 

Es ist anzunehmen, daß die Länge 
des Prozesses und das Verhalten ei- 
nes Teiles der Angeklagten außer- 
halb des Gerichtssaales dazu führ- 
ten, daß es nicht gelang, nach kurzer 
Zeit einen Schlußstrich unter den Tod 
von Farid Guendoul ziehen. Stattdes- 
sen ermöglichten es diese Um- 
stände das Geschehen in Guben, wie 
z.B. die fortwährenden Schändungen 
des Gedenksteines weiterhin öffent- 
lich zur Sprache zu bringen. Auch 
soll, am Ende unserer Diskussion, 
trotz oft aufsteigender Wut über die 
Anträge der Verteidigung keine For- 
derung nach einem kurzen Prozess, 
Verschärfung des Strafrechtes oder 
Beschneidung der Rechte von Ange- 
klagten stehen. Vielmehr scheint es 
notwendig, das Verfahren in einem 
gesellschaftlichen Zusammenhang 
zu sehen und dadurch auch zu erken- 
nen, dafs der Tod von Farid Guendoul 
nicht in einem Gerichtssaal aufgear- 
beitet werden kann. 

Verschiedene Seiten haben die 
Länge des Verfahrens immer wieder 
thematisiert. Für sie galt das als In- 
diz für den mangelnden Willen durch- 
zugreifen, verhinderte daß Guben 
keinen Schlußstrich ziehen konnte, 
war verantwortlich für das immer wie- 
der Auffälligwerden der Angeklagten 
etc. Die Erwartungen Vieler in Guben 
und darüber hinaus, daß die Tat vom 
Gericht nicht als „Mord“ oder „Hetz- 
jagd“ gesehen, d.h. daß kein diesbe- 
zügliches Urteil gesprochen würde, 
führte unter anderem dazu, daß es 
durchaus legitim wurde, den Asylbe- 


werbern eine Schuld am Geschehe- 
nen zu geben oder daß das Forum 
gegen Fremdenfeindlichkeit in Guben 
den Text für die Gedenktafel im Hin- 
blick auf die Ereignisse in dieser 
Nacht abschwächte. Das Urteil wird 
als die Wertung des Geschehenen 
verstanden, dabei spielen die Ereig- 
nisse aus Sicht der Asylbewerber ver- 
bunden mit der rassistischen Stim- 
mung in diesem Land keine Rolle 
mehr. 


Was wäre wünschenswert? Ein Ge- 
richt, das „gerecht“ ist? Den Tod eines 
Menschen angemessen „bestraft“? 
Ein Prozeß kann immer nur Teil einer 
Aufarbeitung sein und spiegelt 
gleichzeitig nur die gesellschaftliche 
Realität wieder. Den Verteidigern fällt 
es nicht ohne Grund leicht, Wolfram 
Nahrat zu integrieren oder mit rassi- 
stischen Stereotypen um sich zu wer- 
fen, die Angeklagten können sich 
deshalb im und außerhalb des Ge- 
richtssaales siegessicher und selbst- 
bewußt geben, weil sie immer wieder 
das Gefühl einer Anerkennung, Zu- 
stimmung, der eigenen „Opferrolle“ 
zu spüren bekommen. ZeuglInnen 
sprechen von „normalen Jugend- 
lichen“, weil ihre Normalität Jugendli- 
che mit Glatzen und Bomberjacken 
sind, die des Nachts „Ausländer 
raus” rufen und mit dieser Idee sel- 
ten isoliert dastehen. 
Erhofft wird sich mit einem Urteil, 
das endlich Ruhe einkehrt. Endlich 
der Schlußstrich gezogen werden 
kann. Die Angeklagten sollen wieder 
zur Schule oder zur Ausbildung ge- 
hen können, die Eltern in ihren Alltag 
zurück, in dem das Verhalten und die 
Gesinnung des Sohnes keine Rolle 
spielen. Kommunalpolitiker wollen 
ungehindert den Gedenkstein für 
sein permanentes Geschändetwer- 
den verantwortlich machen. Und 
viele GubenerInnen werden einfach 
nur froh sein, daß „es“ endlich vor- 
bei ist. Da es an Methoden eines kri- 
tischen Umganges, einer Aufarbei- 
tung oder sogar Solidarität mit 
Flüchtlingen außerhalb des Gerichts- 
saales mangelt, wird ihnen das wei- 
testgehend gelingen. 
Und was hätte ich mir gewünscht? 
Das ihnen einfach nur das Lachen 
vergeht! 

Alexandra Klei 
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AKTUELL Blei 


Wie aus heiterem Himmel wurde im 
Frühsommer 2000 das Thema Rechts- 
extremismus und Rassismus durch 
Politik und Medien derart massiv ins 
Blickfeld der Öffentlichkeit gerückt, 
daß man meinen konnte, man habe 
es mit einem völlig neuen Phänomen 
zu tun oder doch mit einer völlig neuen 
Qualität einer Gefahr, die es bisher in 
der Bundesrepublik Deutschland in 
dieser Form nicht gegeben hätte. 
Schnell war die Rede von einem me- 
dialen Sommerloch, das man füllen 
wolle. 

Bei aller berechtigten Kritik im einzel- 
nen hat diese Debatte dazu geführt, 
daß erstmalig über Rechtsextremis- 
mus und Rassismus in einer Weise 
gestritten worden ist, wie dies in der 
Bundesrepublik Deutschland nie zu- 
vor der Fall gewesen ist - bis hin zu 
Überlegungen, eine größere faschi- 
stische Partei wie die NPD zu verbie- 
ten. Diese Debatte wird jedoch nicht 
wirklich etwas bewirken, wenn nicht 
auch der institutionelle bzw. struktu- 
relle Rassismus zurückgedrängt wird, 
wenn es nicht gelingt, rassistische 
Elemente aus Politik, Medien und da- 
mit auch aus dem Alltag zu verban- 
nen. 


Eine begrüßenswerte 
Kampagne von Politik und 
Medien, die aber den in- 
stitutionellen Rassismus 
ausspart 

Die aktuelle Zunahme rechtsextrem 
und rassistisch motivierter Strafta- 
ten erschreckt. Im ersten Dreiviertel- 
jahr dieses Jahres verzeichnete man 
offiziell rund 6000 solcher Verbre- 
chen. Dazu kam etwas scheinbar völ- 
lig Neues: Auch antisemitisch moti- 
vierte Straftaten nahmen drastisch 
zu. Synagogen wurden beschmiert 
und angezündet, Gedenkstätten wur- 
den verwüstet, es gab eine dichte 
Reihe von Friedhofsschändungen und 
am 28.7. einen Bombenanschlag auf 
Aussiedler in der Düsseldorfer U-Bahn, 
unter denen sich auch mehrere Men- 
schen jüdischen Glaubens befanden. 
Waren es diese Vorfälle, die die me- 
diopolitische Klasse wachrüttelte? 
War es das endliche Erwachen der 
neuen rot-grünen Bundesregierung, 
die sich zwei Jahre nach ihrem Amts- 
antritt endlich bemüßigt sah, sich ei- 


nes Themas anzunehmen, das die 
Bundesrepublik Deutschland seit ih- 
rem Bestehen begleitete? Um diese 
Frage zu beantworten, ist etwas wei- 
ter auszuholen. 


Der Traum von einem 
homogenen Deutschland 
Bereits in den frühen 80er Jahren 
wurde im Bundestag ein ethnoplurali- 
stisches Konzept propagiert, das 
darauf hinauslaufen sollte und letzt- 
lich auch darauf hinaus lief, den 
Artikel 16 des Grundge- 

setzes, den des- 

sen Mütter 


ren eingetreten zu sein. Diese Wende 
ist markiert durch Kanzler Gerhard 
Schröders Eintreten für die Bereitstel- 
lung von Green Cards für indische In- 
formatiker bei der Eröffnung der Ce- 
bit im Frühjahr, durch die Einrichtung 
eines „Bündnisses für Demokratie 
und Toleranz -— gegen Extremismus 
und Gewalt“ im Mai des Jahres im 
Bundestag, durch die „Berliner 
Rede“ von Johannes Rau von Beginn 
dieses Jahres, durch Wolfgang Thier- 


und Väter 
auch 
im 
Nur ein Sommer ; 
Die Kampagne gegen 
Rechts in Medien und Politik 
Blick Von Siegfried Jäger 
auf den 


Völkermord an 

den Juden in die 

Verfassung hineingeschrie- 

ben hatten, so weit zu verunstal- 
ten, daß - in Verbindung etwa mit 
dem Schengener Abkommen - der 
Entwicklung einer Festung Europa 
nichts mehr im Wege stand. Dieser 
Artikel, der m. E. immer in Verbindung 
mit Art. 1 des GG über die Unantast- 
barkeit der Würde des Menschen zu 
lesen ist, sollte Flüchtlingen und Ver- 
folgten in Deutschland Asyl bieten. Er 
war aber denjenigen im Wege, die die 
Blut- und Boden-Ideologie noch nicht 
vergessen hatten und immer noch 
von einem deutschen Volk träumten, 
homogen nach Herkunft, Kultur und 


Sprache. 


Besseren? 
Doch nun, mit dem fast einhelligen 


Votum der Politiker aller demokrati- 
schen Parteien, mit der Bereitstellung 
großer Geldsummen zur Bekämpfung 
von Rechtsextremismus und Rassis- 
mus, scheint eine Wende zum Besse- 


ses An- 

sprache zum Problem der Einwande- 
rung im September 2000 und nicht 
zuletzt eben durch die flächende- 
ckende Medienkampagne, die seit 
Mitte des Jahres gegen Rechtsextre- 
mismus und Rassismus aufgezogen 
worden ist. 

So sehr eine solche Kampagne zu 
begrüßen ist, so sehr ist doch gleich- 
zeitig zu bezweifeln, ob sie Erfolg ha- 
ben wird, wenn sie den seit langem 
grassierenden alltäglichen Rassis- 
mus, soweit er sich nicht militant äu- 
ßerte, vernachlässigt. Das gilt insbe- 
sondere für den institutionellen bzw. 
strukturellen Rassismus. Gemeint 
damit ist die Verankerung von Ras- 
sismus in Institutionen, Gesetzen 
und Verordnungen. Dieser institutio- 
nelle Rassismus wurde geleugnet, 
und entsprechende Vorhaltungen von 
NGOs und Wissenschaftlern wurden 
oftmals harsch zurückgewiesen. 


Den 


Institutioneller Rassismus 
als strukturelle Gewalt 

Derweil gingen auch während der 

Sommerkampagne teilweise brutalste 

Abschiebungen unvermindert weiter, 

nicht nur im in dieser Hinsicht ver- 

pönten Bayern, sondern in fast allen 

deutschen Bundesländern. Diese Maß- 

nahmen berufen sich meist auf be- 

stehende Rechtsgrundlagen, wobei 

allerdings die vorhandenen Ermes- 

sensspielräume nicht immer ausge- 

nutzt wurden; zum Teil handelt es sich 

jedoch auch um Maßnahmen 

wie Verschleierung von 

Tatsachen, Über- 

griffe der Voll- 

zugsbe- 


traum? 


amten, 

Misshand- 

lungen (in eini- 

gen Fällen mit Todes- 

folge) etc. Hier ist deshalb 

von einem institutionellen Rassis- 
mus zu sprechen, weil dabei Men- 
schen „anderer“ Herkunft negativ ein- 
gestuft und mit institutionellen 
Machtmitteln sanktioniert werden. 
Diese Bestimmung entspricht der 
international gebräuchlichen Defini- 
tion von (institutionellem) Rassismus, 
was allerdings weniger bedeutsam 
ist als die Tatsache, daß dieser insti- 
tutionelle Rassismus einen alltäg- 
lichen und auch militanten Ras- 
sismus und Rechtsextremismus, also 
direkte Gewalt, zu provozieren geeig- 
net ist. Er setzt das Signal: „Auslän- 
der sind hier unerwünscht!“, ein Sig- 
nal, das an der Basis aufgenommen 
und nicht selten in Taten und Tätlich- 
keiten gegen Einwanderer und son- 
stige „fremd“ wirkende Menschen um- 
gesetzt wird. Dieser institutionelle 
Rassismus trägt dazu bei, in Deutsch- 
land ein rassistisches Klima zu 
schaffen bzw. zu reproduzieren, was 
dann zu dem Widerspruch führt, daß 
ausländische Experten, die dringend 


benötigt werden, in Deutschland nicht 
in Sicherheit leben können, da auch 
sie von Rassismus betroffen sind. 


Keine aktuelle Fehlent- 
wicklung, sondern Fortset- 
zung eines Missstandes 
Man muss es immer wieder betonen: 
Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus sind keine Erschei- 
nungen, die man als kurzfristig ent- 
standene aktuelle Fehlentwicklun- 
gen, als Folge der deutschen Wende 
von 1990 oder gar als Modeerschei- 
nungen abtun könnte, die schnell 
vorüber gehen, wenn man nur die vor- 
handenen polizeilichen und juristi- 
schen Möglichkeiten nutzt. Es han- 
delt sich vielmehr um die Fortdauer 
einer historisch hervorgebrachten 
Ideologie und deren Folgen, die zu- 
tiefst etwas mit der Beschaffenheit 
der gesamten Gesellschaft zu tun 
hat. Mit Adorno ist also zu fragen, ob 
die spezifischen Umstände, die den 
Faschismus und seine Menschen- 
feindlichkeit zeitigten, in wie auch im- 
mer modifizierter Form fortdauern, 
die Aussichten auf eine wirklich de- 
mokratische Gesellschaft also trübe 
sind, ja bis hin zu der Frage, ob sich 
mit diesen bedrohlichen Phänome- 
nen nicht doch ankündigt, daß wir ei- 
ner gesellschaftlichen Entwicklung 
entgegensehen, die zwar wohl kaum 
einer Wiederholung des Dritten Rei- 
ches gleichkommen wird, aber eine 
Gesellschaft zur Folge haben könnte, 
die autoritär, gefährlich und für viele 
Menschen höchst bedrohlich sein 
könnte, weil in ihr Irrationalität zur 
Vernunft umgedeutet und damit nor- 
malisiert wird. Anzeichen dafür sind 
vorhanden. Sie liegen in der Fort- 
dauer völkisch-nationalistischen und 
technisch-instrumentellen Denkens 
in größeren Teilen der Bevölkerung, 
einschließlich zumindest eines Teils 
der gesellschaftlichen Eliten und 
selbst der Wissenschaft, in der Spal- 
tung von Menschengruppen in nützli- 
che und unnütze Mitglieder unserer 
Gesellschaft und in einer Leugnung 
oder doch Verharmlosung des alltäg- 
lichen institutionellen Rassismus. 
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Wenn Viele sich verbinden, um ein ge- 
meinsames Ziel zu verfolgen, dann 
bilden sie ein Bündnis. Diejenigen, 
die einem solchen Bündnis angehö- 
ren, sind dem von diesem Bündnis 
gebündelt angestrebten Zweck be- 
sonders verbunden. Also handeln sie 
verbindlich. 

So sollte man annehmen, hört man 
die „bündnerischen“ Worte. Eine sol- 
che Annahme gilt insbesondere dann, 
wenn auch noch der Zweck dem be- 
sagtes Bündnis nachgenht, jedenfalls 
aus demokratisch menschenrechtlich 
zugespitztem Mund höchstes Lob 
verdient. Ein solches Lob verdient das 
„Bündnis für Toleranz“. Es ist auf ein 
überaus lobenswertes Ziel ausge- 
richtet, nicht anders als das „Bündnis 
gegen (rechtsextreme) Gewalt“. Letz- 
teres bildet nur die andere Seite des 
zuerst genannten Bündnisses bildet, 
seine negative Passform sozusagen. 


Und ist es nicht politisch und persön- 
lich prächtig, wenn beide komple- 
mentären Bündnisse, aus einem Geist 
entsprungen und für eine Sache ver- 
bindlich verbunden, 200 000 Tausend 
Personen an einem erinnerungsträch- 
tigen Tag, den 9. November 2000 in 
Berlin und in vielfältigen und kleine- 
ren Ausgaben anderwärts in der BRD 
auf die Beine bringen, die damit ver- 
bunden gemeinsam öffentlich demon- 
strieren: die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist ein Land, in dem, wenn 
schon nicht Milch und Honig, so doch 
Toleranz und alle diesem Grundwert 
menschlichen Verhaltens verbunde- 
nen Menschenrechte fließen? 


Ja, so ist es. Jedenfalls gilt diese 
nachdrücklich positive Qualifizierung 
auf den ersten Blick. Wer gar selbst 


an der großen Manifestation rund um 
Reichtstag, Brandenburger Tor, Unter 
den Linden, in der Nähe des geplan- 
ten und schon abgesteckten Mahn- 
mals zur Erinnerung an den deutsch 
inszenierten Holocaust teilgenommen 
hat oder doch Bilder davon gesehen, 
Berichte darüber gelesen hat, der 
oder die wird frohgemut erkannt haben: 
hier gab es nicht nur eine umfangrei- 
Che, seit Jahren nicht mehr so ge- 
schehene Demonstration, hier waren 
viele Bürgerinnen aus Berlin-West 
und vor allem auch aus Berlin-Ost 
und angrenzenden Bundesländern zu 
sehen. Diese Bürgerinnen sind um- 
getrieben von der gewaltförmigen Aus- 
länderfeindlichkeit in West- und vor 
allem in Ostdeutschland. Diese Bür- 
ger wollen zeigen, die ganz Jungen zum 
ersten Mal und die viel Älteren end- 
lich, daß Bürgerinnen und Bürger in 
der neuen Republik hinzugelernt ha- 
ben. Bürgerinnen und Bürger, anson- 
sten eher unpolitisch, jedenfalls auf 
keinen Demonstrationen zu sehen 

sind froh, gemeinschaftliche Stärke 
zeigen zu können, kein knausnerisch 
ängstlich ohnmächtiges Verhalten ge- 
gen rohe, ungehobelte Gewalt, ange- 
tan, wie anscheinend unvermeidlich 

mit trittsicheren, nach Marschieren, 
wenn nicht gar Knobelbechern ie 
chend hallenden Lederstiefeiln. 


Schön, wenn es SO gewesen wäre. 
Der nachdenkliche, der zweite, der 
erfahrene Blick entdeckt nicht en 
plötzlich zu Tage getretene Seiten 
dieses Toleranz- und Gewaltbekämp- 
fungsbündnisses, die dem ersten 
Eindruck nicht entsprechen. Diese 
Eigenarten des Bündnisses zeigen, 
dass viele der Bürgerinnen und Bür- 
ger, die am 9.11.2000 zugegen ge- 


wesen sind oder hin und da auf die- 
ses „Bündnis“ der „guten“ Bundes- 
republikaner sich beziehen, grob ge- 
sprochen missbraucht worden sind 
und missbraucht werden. Die zu- 
sammengehörigen Bündnisse gegen 
rechtsextreme Gewalt und für Tole- 
ranz übten am 9. November 2000 
nicht nur eine „Ersatzhandlung“ (so 
der Kommentar in der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung“ vom 10.11. 
2000). Die beiden Bündnisse in eins 
sind viel mehr auf Täuschung ange- 
legt. Und sie sind alles andere als 
verbindlich. 


Dieser zweite Blick ist kein „böser“; 
es ist nur ein erfahrener Blick; einer, 
der gelernt hat, sich möglichst kein X 
für ein U vormachen zu lassen; einer 
schließlich, der wenigstens über ein 
Kurzzeitgedächtnis verfügt, wenn's 
schon am langen hapern sollte. 

Zuerst: das Bündnis als Täuschung. 
Das Bündnis fast regierungsamtlich 
von oben geschaffen, der ansonsten 
gesetzesharte und abschiebungswil- 
lige Bundesinnenminister war/ist füh- 
rend mit dabei, gründet auf einer 
sumpfigen Annahme. Als seien dieje- 
nigen, die das „Bündnis“ quickfix aus- 
gerufen, nicht über die Jahre hin be- 
gründet haben - eine Bündniskreation 
aus dem Nichts sozusagen - diejeni- 
gen, die sich immer schon um diskri- 
minierende Vorurteile, um Feindlich- 
keit gegen Ausländer, um miese, 
zuweilen todbringende Behandlung 
von Asyl Suchenden gekümmert hät- 
ten. Just das Gegenteil ist der Fall. 
All die Bundesregierungen in gera- 
dezu überparteilicher Folge, fast alle 
Landesregierungen, die bajuwarische 
CSU-Landesregierung an der, von 
den anderen Ländern pyramidal fun- 


dierten Spitze und viele Kommunen, 
die freilich von Land und Bund steu- 
erlich und aufgabenverschieberisch 
schlecht behandelt worden sind (und 
werden) haben seit Jahrzehnten in je 
nach Wahl- und Stimmungslage wel- 
lenförmigem Auf und Ab Vorurteile 
gegen Ausländerinnen und Ausländer 
nicht nur mitproduziert; sie haben 
vielmehr eine geradezu nachhaltig 
vorurteilsbestimmte Politik betrie- 
ben. Durch ihre Gesetzgebung von den 
beiden Ausländergesetzen (1965/ 
1991), das Staatsbürgerrecht, über 
alle möglichen Verordnungen, die Ver- 
waltungspraxis bis hin zur Aushöh- 
lung und dann zur faktischen Ab- 
schaffung des Grundrechts auf Asyl 
zum 1.7.1993. Und sie tun dies 
weiterhin. Darüber kann auch die 
neuerliche Green-card- und Einwan- 
derungsgesetzdebatte nicht hinweg: 
täuschen. Abgeschoben wird ohne- 
hin in einer Weise, daß permanent Art. 
1 und 2 des Grundgesetzes, nähme 
man sie ernst, verletzt bluteten. 

Nein das verbündelnde Toleranz-Re- 
den überzeugt nicht. Es ist ein Täu- 
schungs- ein Ablenkungsmanöver. 
Damit die New York Times Ruhe gebe 
und andere Gruppierungen, die dem 
bundesdeutschen Ruf und der globa- 
len Anlageattraktivität der Bundesre- 
publik schaden könnten. Diejenigen, 
die regierungs- und etablierte-Par- 
teien-amtlich so pausbäckig und hart 
gegen alle Gewalt von rechts in die 
weithin hallende Posaune blasen, sie 
sollten zu allererst bei sich selbst, 
bei ihrer eigenen Politik, bei ihrem 
windigen Populismus und mutmaßlich 
bei ihren eigenen, längst verinnerlich- 
ten Vorurteilen ansetzen. An ihren 
Mündern und vor allem an ihren Hän- 
den, dem. was sie wie tun. werdet ihr 
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sie erkennen, nicht am Anti-Diskrimi- 
nierungsgerede, an Toleranzposaunen, 
an unsinnig harten Gesetzen, die die 
Meinungsfreiheit abschnüren und In- 
toleranz nicht mit bewährter und be- 
wiesener Toleranz bekämpfen lassen. 
Das Bündnis als Ersatzhandlung zum 
zweiten. Wer sich ein wenig erinnert, 
wird wissen, daß es vor rund 8 Jah- 
ren schon einmal machtvolle Aufrufe 
und eine machtvolle Allparteiende- 
monstration zu Berlin gegeben hat. 
Der unübersehbare Helmut Kohl ging 
mit. Der nie um ausgleichend wohl 
akzentuierte Worte verlegene Herr 
von Weizsäcker hielt, freilich ein we- 
nig wasserbeutelig gestört, die wohl- 
tönende Schlußansprache am Char- 
lottenburger Schloß. Noch war Berlin 
nicht wieder Regierungssitz. Und was 
hat diese Demonstration, dieses Vor- 
Bündnis für Toleranz seinerzeit ge- 
bracht, motiviert durch brennende 
Asyl-Heime (in der BRD diskriminie- 
rend allemal „Asylanten“ genannt) und 
getötete, ermordete Ausländer und ihre 
Kinder? Außer fernsehgroß kullernden 
Krokodilstränen — ich entschuldige 
mich bei den Krokodilen - nichts ge- 
wesen. Im Gegenteil. Das Asylrecht 
wurde bald darauf massakriert, ein 
bundestäglich mehrheitliches Mas- 
saker, das sogar unmöglicherweise, 
nimmt man das Grundgesetz ernst, 
verfassungsgerichtliich abgesegnet 
worden ist. Und so weiter und so 
fort. Und was geschieht heute, da in 
all den Jahren da schrecklich „be- 
freite Zonen“ und ähnliche Raum-Ge- 
walt und direkte Gewaltäußerungen 
von Kommunal- und Spitzenpolitikern 
wenigstens indolent geduldet worden 
sind, da nicht Toleranz, sondern Indif- 
ferenz vorherrschte und „das-Boot- 
ist-voll*-Diskriminierungs- und Aus- 
grenzungsrufe bis zur Green-Card- 
Erkenntnis dringend nötiger Compu- 
terexperten die Bundesrepublik ge- 
mäß der Reden aller Spitzenpolitiker 
durchhallten? Man will verbieten; man 
will in allbewährter deutscher Sorte 
Demokratie einengen, um sie angeb- 


lich zu schützen; man will (die eige- 
nen) Kinder härter bestrafen ... 
Ersatzhandlungen, erneut dazu ange- 
tan, von dem, was zu tun menschen- 
und grundrechtlich anstünde, abzu- 
lenken. 

Die demonstrierte Unverbindlichkeit 
zum dritten. Ein Bündnis ist ange- 
messen nur, wenn die in ihm Verbun- 
denen ihrem verbindenen Ziel gemäß 
verbindlich handeln. Indes das, was 
mit all den wortglatten Bündnissen 
mediengewitzt eingesetzt wird, zeich- 
net sich, bewußt und gewollt, durch 
das gerade Gegenteil aus. Jeden- 
falls, was die mächtigen Inszenierer 
angeht. Wollten sie tatsächlich, dann 
müßten sie Handeln und hierbei 
auch Risiken eingehen: von den miß- 
achteten Jugendlichen in den fünf 
nicht mehr so neuen Bundesländern 
vor allem angefangen bis hin zu einer 
Asylpolitik und einer Inländer-/Aus- 
länder-Politik, die die Freiheit und Le- 
bensbedingungen der Anderen mit- 
ten in der Bundesrepublik als Teil 
derselben zu allererst garantiert und 
schützt. Staatliche Politik kann nicht 
alles; sie ist in vielerlei Hinsichten 
ohn- oder nur halbmächtig. Sie 
könnte jedoch einen Gutteil der Pro- 
duktionsbedingungen von Vorurteilen 
und Gewalt erheblich minimieren. 
Wenn denn die „Bündnispartner“ woll- 
ten; wenn sie denn auch nur sich 
selbst und den anderen Parteien, 
den anderen gebündelt deutsch Tole- 
ranten trauten. Solange solche gera- 
dezu radikalen Änderungen der In- und 
der Ausländerpolitik nicht Zug um 
Zug in Angriff genommen werden, gilt 
für Bündnisse a la „Bündnis für Tole- 
ranz“ und „Bündnis gegen rechtsex- 
treme Gewalt“ zu allererst: trau keinen 
deutschen Bündnissen. Sie sind 
zu allererst repressiv. Sie sind Bünd- 
nisse, weil nicht „die“, aber viele 
Deutsche die anderen so sehr fürch- 
ten. Aus größerer, nicht dargelegter 
Furcht vor sich selber. 


Prof. Dr. Wolf-Dieter Narr 
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Irgendwie 


Seit den Verhaftungen im Herbst '99 beschäftigt vor al- 
lem der Hintergrund dieser Aktion das politische Umfeld 
der Inhaftierten. Sah das Ganze ursprünglich eher nach 
einer Blitzaktion vor dem Auslaufen der Kronzeugenrege- 
lung aus - garniert mit dem üblichen Fischzug durch die 
Gemeinde zwecks Erkenntnisgewinn, schlichen sich 
doch langsam Merkwürdigkeiten ein. Die merkwürdigste 
ist die vollkommene Lustlosigkeit der Staatsorgane, die 
große Pauke zu bedienen. Keine Propagandaschlachten, 
die die terroristische Gefährdung der Bürger ausmalt, 
kein kunstvoll gestricktes Bedrohungsszenario. 
Naheliegend ist die Interpretation, daß die zuständigen 
Stellen offensichtlich keinen Medienhype wollen. Publi- 
city scheint keinen wünschenswerten Effekt zu haben. 
Daß dieses Schweigen aus der Befürchtung heraus ge- 
schähe, Öffentlichkeit könnte sich ungünstig auf den 
Prozeßverlauf auswirken, ist sicherlich ein Holzweg. Da- 
für fehlt jede Grundlage. Die Mobilisierung der recht- 
schaffenen Bürger - sprich des Stammtischs - gegen 
die terroristische Bedrohung, hat bisher immer zuverläs- 
sig funktioniert. 

Viel mehr vermittelt diese Umgangsweise die Bedeu- 
tungslosigkeit des radikalen linken Spektrums. Es be- 
steht für die amtlichen Terroristenjäger wohl derzeit kein 
Anlaß, öffentlich eine große linke Bedrohung an die 
Wand zu malen. Bei der aktuellen politischen Lage wür- 
den sie sich auch der Lächerlichkeit preisgeben. Das war 
den Rechtsaußen-Fliegern bis vor kurzem zwar noch 
egal, aber punkten war damit nicht mehr möglich. So hat 
ganz spät, selbst die CSU diesen Sommer die gewaltä- 
tige rechte Szene als Thema entdeckt. 

Durch großen Rummel würde einer zur Geschichte gewor- 
denen radikalen Linken eine nicht mehr angemessene 
mediale Wahrnehmung geboten. Das wollen die staat- 
lichen Organe offensichtlich vermeiden. Die kommunika- 
tionswissenschaftliche Abteilung scheint ihre Hausauf- 
gaben gemacht zu haben. Das radikale linke Spektrum 
dient somit nicht einmal mehr als Kinderschreck. In kur- 
zen Worten läßt sich die von staatlicher Seite an die 
Szene vermittelte Haltung einfach interpretieren: ‚Ihr 
seid allen scheißegal‘. 

Neu an dem aktuellen Drehbuch ist das Vermeiden Öf- 
fentlichen Anstoßes. Dies verhindert bisher erfolgreich 
eine größere Öffentlichkeit, die dem linken Spektrum 
nicht herzustellen gelingt. Immerhin sitzen seit fast ei- 
nem Jahr Leute auf Grund dubioser Anschuldigungen 
ohne Anklage im Gefängnis. Eine Randnotiz, eine Margi- 
nalie im Tagesgeschäft, mehr ist nicht drin. So sieht die 
übermittelte Bilanz für Anhänger militanter linker Aktions- 
formen bitter aus: hohes persönliches Risiko, kein Ram- 


ahders 


penlicht, keine Mythologisierung. Das mag zwar für die 
wenigsten die Motivation für den Einstieg in den militan- 
ten Widerstand gewesen sein, im Fall einer Inhaftierung 
mit dem Vorwurf der Mitgliedschaft einer bekannten 
Gruppe, beschert es jedoch wenigstens Öffentlichkeit, 
die wichtig ist. Für die Revolutionären Zellen (RZ)/ Rote 
Zora trifft das offensichtlich nicht zu. Die Zeit der stadt- 
lich beförderten linken Widerstandshelden und -heldin- 
nen scheint vorerst beendet zu sein. 

Daß die antirassistische Bewegung mit betroffen ist, hat 
wohl eher zufälligen Charakter. Selbstverständlich gäbe 
es genug Gründe, für eine Radikalisierung dieser Szene, 
nachdem die früheren parlamentarischen Ansprechpart- 
ner auf die Regierungsbänke gewechselt haben und dort 
die Fortsetzung des bisherigen rassistischen Gesell- 
schaftskonsens mit anderer Rhetorik betreiben. Daß die 
Festnahmen jedoch von der politische Zielsetzung die 
Warnung und Ausspähung der antirassistischen Bewe- 
gung motiviert waren, ist nicht erkennbar. Viel eher trägt 
alles die Merkmale von polizeilichem „Business as 
usual“. Die seit Jahren vor sich hin laufenden Ermittlun- 
gen haben plötzlich einen Kronzeugen abgeworfen, nach 
Staatslogik und -grundlage läuft das dafür vorgesehene 
juristische Procedere ab. Besonderes Engagement der 
Ermittlungsbehörden ist nicht erkennbar, alles bleibt auf 
kleiner Flamme. Nichtsdestotrotz sind die Konsequen- 
zen für die Inhaftierten katastrophal. Besonders kat- 
astrophal gerade durch die geringe öffentliche Wahrneh- 
mung 

Das allgemeine Desinteresse ist selbst innerhalb des 
linken Spektrums enorm. In Berlin beläuft sich das übli- 
che Erinnerungsvermögen auf: „Jaja, da war doch was im 
Mehringhof, Razzia nicht?“ Außerhalb auf: „Hä?“ Die Me- 
thode „ab-ins-Nirwana“ verläuft bisher erfolgverspre- 


chend. 
ZAG-Redaktion 


Chronologie der Ereignisse 


Angefangen hat alles am 28.3.1995 mit dem 
angeblichen Diebstahl von 24 Stangen = 4,8 Kilo 
des gewerblichen Sprengstoffes Galamon 40 
aus einem Keller, den Tarek M. angemietet 
hatte. Der Dieb soll versucht haben, den Spreng- 
stoff zu verkaufen, woraufhin der potentielle 
Käufer dies der Kripo meldete. Der Dieb gab 
zunächst an, den Sprengstoff in einem Park 
gefunden zu haben. 


11.3.1998: die Bundesanwaltschaft (BAW) 
leitet ein Ermittlungsverfahren wegen Mitglied- 
schaft in einer terroristischen Vereinigung 
gemäß 85 129a gegen Unbekannt ein. Besagter 
Sprengstoff soll angeblich 1987 in Salzhem- 
mendorf entwendet und bei einer Reihe von 
Anschlägen der RZ verwendet worden sein. 


12.3.1998: eine erste Durchsuchung des Kellers 
von Tarek M. findet statt, nachdem der jugend- 
liche Dieb am 5.3.1998 ausgesagt hat, wo sich 
der Keller befindet. Es wurde in diesem Keller 
jedoch kein Sprengstoff gefunden und die 
Spurensicherung konnte keine chemischen 
Rückstände feststellen. 


23.10.1998 bis 31.5.1999: Telefonüberwachung 
der Telefone von Tarek M. in seiner Sport- 
schule, auf seinem Privatanschluß und auf 
seinem Handy. 


14.4.1999: eine Hausdurchsuchung bei Tarek M. 


19.5.1999: Tarek M. wird festgenommen und in 
die JVA Moabit gebracht. 


7.7.1999: Tarek M. räumt beim Haftprüfungs- 
termin ein, daß er in diesem Keller Sprengstoff 
gelagert habe. Noch am selben Tag wird der 
Haftbefehl außer Vollzug gesetzt und Tarek M. 
wird entlassen. 


4.11.1999: Hausdurchsuchungen bei Axel H. 
sowie in weiteren Wohnungen und Objekten. 


23.11.1999: Tarek M. wird das zweite Mal fest- 
genommen. Die Vorwürfe aus dem neuen Haft- 
befehl lauten: 

- Rädelsführer einer terroristischen Vereinigung. 
Er soll von Anfang 1986 bis 1996 einer der 
führenden Köpfe der RZ gewesen sein, 

- Mitgliedschaft in der RZ, 

- Lagerung von Sprengstoff, 

- Im Jahr 1996 soll er eine Schaltung für ge- 
plante Anschläge der RZ entworfen haben. 


14.12.1999: auf Grund der Aussagen von Tarek 
M. werden Haftbefehle gegen Sabine E., Axel H., 
Harald G. und Rudolf S. erlassen. Zu diesem 
Zeitpunkt war Rudolf S. bereits inhaftiert, denn 
es bestand gegen ihn ein Haftbefehl auf Grund 
belastender Aussagen des Kronzeugen Hans- 
Joachim Klein im Zusammenhang mit dem 
OPEC-Verfahren. 
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Kein Schnee von gestern 


STAATLICHE FLÜCHTLINGSPOLITIK UND WIDERSTAND IN WEST-BERLIN IN DEN 80ER JAHREN 


Kemal Cemal Altun stürzte sich im Sommer 1983 aus ei- 
nem Fenster im dritten Stock des Verwaltungsgerichts in 
West-Berlin in den Tod. Er mußte befürchten, nach gängi- 
gem Recht, trotz unbeendeten Asylverfahrens, an seine 
Verfolger in den Staat Türkei ausgeliefert zu werden. Ein 
Teil der Öffentlichkeit reagierte mit Entsetzen. 

Im Herbst 1983 kündigte der damalige Innensenator 
Heinrich Lummer an, wieder in großem Stil Deportatio- 
nen in den Libanon durchführen zu wollen. Menschen mit 
Paß der BRD wurde wegen des Krieges dringend von Rei- 
sen dorthin abgeraten. Die Lufthansa flog den Flughafen 
Beirut aus diesem Grund nicht an. Währenddessen soll- 
ten ungefähr 750 überwiegend palästinensische Fami- 
lien dorthin abgeschoben werden. 


Die Idee entstand, eine möglichst breite 
Öffentlichkeit zu erreichen und Druck auf die 
politisch Verantwortlichen zur Rücknahme der 
Abschiebungen auszuüben. 


Aus dem Alltag bestanden Kontakte zwischen Men- 
schen, die nun akut von Verhaftungen zur Abschiebung 
bedroht waren und weiteren, die keineswegs bereit wa- 
ren, Deportationen widerstandslos hinzunehmen. Die 
Idee entstand, eine möglichst breite Öffentlichkeit zu er- 
reichen und Druck auf die politisch Verantwortlichen zur 
Rücknahme der Abschiebungen auszuüben. Dies führte 
im Oktober 1983 dazu, offensiv in einem Kreuzberger 
Gemeindehaus mit den Gefährdeten Schutz einzufor- 
dern. 

Drei Familien lebten mit der Unterstützung eines zu- 
nächst recht kleinen Kreises mehrere Wochen in dieser 
Gemeinde. Es war unklar, ob die Polizei es wagen wird, 
eine Kirche zu stürmen und zu räumen. Öffentlichkeitsar- 
beit war nötig. Informationen mußten beschafft und 
weitervermittelt werden. Dazu gehörten sowohl Überset- 
zungen aus Tageszeitungen, juristisches Wissen über die 
Sondergesetze gegen MigrantInnen wie Flüchtlinge als 
auch Kontakte zu Medien und gesellschaftlichen Grup- 
pen aus einem breiten Spektrum. Das Engagement von 
unzähligen Einzelnen und Organisationen hatte den Er- 
folg, daß der West-Berliner Senat sich von dieser einen 
Abschiebewelle bis auf weiteres verabschiedete. 

Parallel zur Aktion im Gemeindehaus hatte sich das Wis- 
sen um die Lebensbedingungen, die diese Stadtverwal- 
tung Flüchtlingen antat, zu verbreitern begonnen. Da 
diese Sonderbedingungen ebenso für Menschen aus 
sehr viel mehr kulturellen Gruppen bzw. Staaten galten, 
nahm auch das Interesse für die Hintergründe ihrer 


Flucht zu. 

Im Laufe der nächsten Jahre entwickelten sich vielfältige 
Formen des Widerstands gegen diese menschenverach- 
tende Politik, an denen eine bunte Palette von Gruppie- 
rungen beteiligt war. 

Ein zunehmend größer werdender Kreis von Menschen 
lernte kennen, an welchen ungünstig zu erreichenden 
Punkten der Stadt für Flüchtlinge die Lager zur Unterbrin- 
gung, die verschiedenen zuständigen Behördengebäude 
und die Abschiebeknäste lagen und wie es dort im In- 
nern zuging. Diese persönlichen Kontakte entzauberten 
auch schnell den Mythos mancher Kreise, Flüchtlinge 
seien das revolutionäre Subjekt schlechthin — sie sind 
genau so individuelle Menschen wie Du oder ich. 
Nachdem in der Silvesternacht 1983/84 sechs Gefan- 
gene im Abschiebeknast am Steglitzer Augustaplatz bei 
einem Brand ums Leben kamen, mußte sogar die verant- 
wortliche Innenverwaltung die menschenunwürdigen Zu- 
stände dort eingestehen. Doch statt die schon damals 
juristisch umstrittene Abschiebehaft gänzlich abzuschaf- 
fen, wurde ein Gebäude der Polizeikaserne in der Moabi- 
ter Kruppstr. zum Abschiebeknast umgerüstet. 

Bereits seit spätestens 1982 existierten in West-Berlin 
besondere Anweisungen, nach denen Menschen wäh- 
rend ihres Asylverfahrens keine Arbeit annehmen, keine 
Wohnung mieten, kaum gesundheitliche 

Unterstützung in Anspruch nehmen, keine Bildungsange- 
bote (von Grundschule über Lehrstellen bis zu Sprach- 
kursen) nutzen durften bzw. konnten und vor allem soge- 
nannte Sachleistungen erhalten mußten. 

Verschiedene Gruppen von autonom über kirchlich bis 
Wohlfahrtsverband bauten in den 80er Jahren Bera- 
tungsstellen mit oft sehr gegensätzlichen Zielsetzungen 
auf, in denen DolmetscherInnen und häufig Anwältinnen 
mitarbeiteten. 

Zudem fanden Gruppen Wege, notwendige medizinische 
Versorgung unbürokratisch zu ermöglichen. Für von Ab- 
schiebung Bedrohte wurden Patenschaften und gefahrlo- 
sere Wohnmöglichkeiten oder im letzten Moment Kund- 
gebungen am Flughafen Tegel organisiert. 

Praktisch bedeutete Sozialhilfe das stundenlange War- 
ten ab dem Morgengrauen beim Spezial-Sozialamt (ZSA) 
- immer im Zeitzusammenhang mit der Gültigkeit des je- 
weiligen Aufenthaltsstempels, also häufig alle zwei Wo- 
chen oder öfter - um mindestens einen Kostenübernah- 
meschein für eins der Lager zu erhalten. Betreiber dieser 
Lager waren in der Regel als gemeinnützig anerkannte 
Unternehmen wie das Deutsche Rote Kreuz. Den von der 
Sozialbehörde festgelegten Tagessatz, den die Betreiber 
pro Person kassierten, investierten sie profitabel z. B. in 


eine Dusche für 38 Personen oder die höchstmögliche 
Belegung der Räume mit sich völlig unbekannten Men- 
schen in Etagenbetten. 

Die BewohnerInnen in den Lagern forderten ab späte- 
stens 1984 immer wieder mit öffentlichkeitswirksamen 
Widerstandsaktionen ihr Recht auf normale Wohnverhält- 
nisse ein: z. B. Selbstversorgung mit Auszahlung von 
Bargeld für eigenständigen Einkauf oder funktionstüch- 
tige Kochherde. Bei Pressekonferenzen präsentierten 
sie die als Essensration erhaltenen Dinge: Kondens- 
milch in Dosen mit einem aufgedruckten Verfallsdatum 


Der Protest von Nenschenrechtsorganisationen 
und prominenten Persönlichkeiten erreichte, daß 


wenigstens die raumhohen, aus Metallstangen 


in engen Abständen gefertigten, Drehkreuze vor den 
panzerverglasten Schaltern abgeschafft wurden. 


von vor mehreren Wochen als angebliches Kindergetränk 
oder mitsamt Maden in Folie eingeschweißte, vorgegarte 
Geflügelteile. Parallel häuften sich bevölkerungsverdum- 
mende Medienmeldungen über angeblich leere Kassen 
aufgrund voller Boote. Die Beträge, die die Sozialbe- 
hörde den Lagerbetreibern anwies, hätten als direkte 
Auszahlung für fast jeden beliebigen Haushalt mit Sozial- 
hilfe ein deutlich höheres Monatseinkommen bedeutet. 

Die noch 1984 in der recht belebten Puttkamer 
Str./Ecke Friedrichstr. gelegene Dienststelle der Auslän- 
derpolizei/Asylangelegenheiten zog um. Sie befand sich 
später gemeinsam mit einer Filiale des Bundesamtes für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, das bei der 
Anerkennung von Fluchtgründen zum politischen Asyl 
seine Rolle spielt, und der ZSA in der selben Gebäude- 
flucht aus alter Fabrik und neueren Containern am Frie- 
drich-Krause-Ufer hinter dem Kanal. Vom U-Bahnhof aus 
bedeutete das einen langen Fußweg in eine kaum be- 
wohnte Industriegegend. Alle Menschen, die einen An- 
trag auf politisches Asyl gestellt hatten und (mindestens 
bisher) nicht anerkannt waren, mußten regelmäßig 
wegen Aufenthalts- und Sozial-Stempeln dorthin, wo sich 
außer Beamteten kaum jemand aufhielt. Ohne unabhän- 
gige ZeugInnen war es noch schwieriger, die willkürlichen 
Übergriffe der Bediensteten abzuwehren. Die nächste öf- 
fentliche Telefonzelle, um zum Beispiel eine Anwältin an- 
rufen zu können, befand sich weit weg (Handys waren 
übrigens damals noch unbekannt bis unerschwinglich). 

Der Protest von Menschenrechtsorganisationen und pro- 
minenten Persönlichkeiten erreichte, daß wenigstens die 
raumhohen, aus Metallstangen in engen Abständen ge- 
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19.12.1999: mehrere schwer bewaffnete 
Hundertschaften der Polizei (insgesamt 1.000 
Mann) überfallen den Mehringhof und suchen 
nach einem angeblichen RZ-Sprengstoff- und 
Waffendepot. Axel H., Harald G. und Sabine E. 
werden verhaftet und nach Karlsruhe gebracht. 


20.12.1999: gegen die drei werden Haftbefehle 
verkündet. Axel H. wird in die JVA Wuppertal 
gebracht, Sabine E. in die JVA Frankfurt-Preun- 
gesheim und Harald G. in die JVA Düsseldorf. 


Axel H. wird vorgeworfen: 

- Mitglied einer terroristischen Vereinigung 
gewesen zu sein und 

- ohne erforderliche Erlaubnis mit explosiven 
Stoffen umgegangen zu sein, 

- Sprengstoffverwaltung eines Depots im 
Mehringhof. 


Harald G. wird vorgeworfen: 

- Mitgliedschaft einer terroristischen Vereini- 
gung, 

- ohne erforderliche Erlaubnis mit explosiven 
Stoffen umgegangen zu sein, 

- Beteiligung am Anschlag auf die ZSA. 


Sabine E. wird vorgeworfen: 
- Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereini- 


gung, 
- Beteiligung am Anschlag auf die ZSA. 


16.1.2000: Verhaftungen von Sonja $. und Chri- 
stian G. in Paris; am 24.3.2000 erhalten beide 


Haftverschonung. 


4.2.2000: für Axel H. wird ein Haftprüfungs- 
termin beantragt, da er zu diesem Zeitpunkt am 
wenigsten durch die Aussagen von Tarek M. 
belastet ist. Bei diesem Haftprüfungstermin 
wird der Haftbefehl gegen Axel H. wie folgt 
erweitert: 

- Mitgliedschaft in den RZ, 

- Beteiligung am Anschlag auf die ZSA, 

- Beteiligung am Anschlag auf die Siegessäule. 


In allen drei Haftbefehlen findet der Vorwurf der 
Beteiligung an den Kniesschüssen auf den Leiter 
der Berliner Ausländerbehörde Harald Hollen- 
berg (28.10.1986) und auf den Vorsitzenden 
Richter beim Bundesverwaltungsgericht Dr. 
Günther Korbmacher (1.9.1987) Erwähnung, 
obwohl eine Beteiligung an diesen Anschlägen 
in strafrechtlicher Hinsicht verjährt ist. 


18.4.2000: in Berlin wird Matthias B. verhaftet, 
seine Wohnung und sein Arbeitsplatz an der TU 
Berlin durchsucht. Am folgenden Tag bestätigt 
der BGH den Haftbefehl, in dem die gleichen 
Vorwürfe erhoben werden wie gegen Axel H.: 

- Mitglied in der RZ gewesen zu sein, 

- Beteiligung am Anschlag auf die ZSA, j 

- Beteiligung am Anschlag auf die Siegessäule. 
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fertigten, Drehkreuze vor den panzerverglasten Schal- 
tern abgeschafft wurden. Diese Drehgitter waren nur 
vom Beamten zu bewegen. Mit ihnen waren Menschen in 
einer kleinen Zelle eingesperrt, während sie auf ihre So- 
zial-„Hilfe“ warten mußten. 

Im Zusammenhang mit dem Getöse zu Überflutung 
wurde das Asylrecht schon lange vor der endgültigen Än- 
derung im Grundgesetz (1992) zunehmend ausgehöhlt. 
Bereits in den Jahren 1985 und 1986 gab es massive 
Verschärfungen: Die zuständige Kammer des in West- 
Berlin sitzenden Bundesverwaltungsgerichts mit dem 
Vorsitzenden Richter Dr. Günter Korbmacher befand bin- 
dend, daß Gefoltertwordensein kein zwingender Grund 
dafür sei, politisches Asyl zu erhalten. Verfahrens- und 
Verwaltungsvorschriften und Visa-Bestimmungen wurden 
so verändert, daß eine trotzdem gelungene Flucht fak- 
tisch zum Grund wurde, in den Verfolgerstaat deportiert 
zu werden. 

Im ersten Halbjahr 1986 durchkämmten Polizei-Einhei- 
ten in Kampfmontur systematisch West-Berliner U- und 


Wer zu dieser Zeit mit der U-Bahn-Linie 6 Tuhr, 
fühlte sich in der Atmosphäre von Willkür und Ein- 
schüchterung unmittelbar bedroht, selbst wenn die Hatz 
nicht direkt gegen die eigene Person gerichtet war. 


S-Bahnen und tyrannisierten mit Razzien. Vor allem an- 
geblich ausländisch aussehende Fahrgäste wurden aus 
den Zügen geholt. Wer zu dieser Zeit mit der U-Bahn-Linie 
6 fuhr, fühlte sich in der Atmosphäre von Willkür und Ein- 
schüchterung unmittelbar bedroht, selbst wenn die Hatz 
nicht direkt gegen die eigene Person gerichtet war. Die- 
ser Terror wurde offiziell damit begründet, daß vermeint- 
liche Terroristen, die über den Bahnhof Friedrichstraße 
nach West-Berlin kommen würden, gefunden werden 
müßten. 

Diese Konstruktion sollte ebenso die us-amerikanischen 
Bombardements der libyschen Städte Tripolis und Beng- 
hazi im Frühjahr 1986 rechtfertigen: Ein libyscher Atten- 
täter sei über Friedrichstraße. nach West-Berlin gekom- 
men, habe die Explosion in der Discothek La Belle 
verursacht und die Stadt auf dem selben Wege wieder 
verlassen. Der Tod des unter den Opfern befindlichen us- 
amerikanischen Soldaten sei mit den anschließenden 
Luftangriffen gegen die Bevölkerung zweier Städte zu 
vergelten gewesen. 

Mit Macht sollte in West-Berlin ein Klima geschaffen wer- 
den, in dem Migrantinnen als Gefahr gelten sollten. 


Pünktlich zum Ende der Sommerferien 1986 wurden 
Flüchtlinge als Beleg für eine vermeintliche Asylanten- 
schwemme in Schul-Turnhallen und Zelte auf Sportplät- 
zen einquartiert, obwohl reichlich Mietwohnungen in 
West-Berlin leerstanden und Plätze in den bisherigen La- 
gern frei waren. Von den Schreibtischtätern zur Men- 
schenjagd ermutigt, wagten Nazis ihr Auftauchen an ei- 
ner der „Zeltstädte“ in Neukölln. Als viele per 
Telefonkette mobilisierte Menschen aus der Antifa dazu- 
kamen, erschien auch West-Berliner Polizei — und be- 
schützte die Nazis. 

Im Oktober 1986 wurde dem Chef der West-Berliner Aus- 
länderpolizei, Harald Hollenberg, in die Knie geschos- 
sen. Sein Nachfolger im Amt, von Chamier, setzte die 
brutalen Strategien dieser Behörde bruchlos fort. 

Bis 1987 hatte sich die Sozialbehörde darauf verlegt, 
statt des geforderten Bargeldes „Wertgutscheine“ aus- 
zuteilen. Mit ihnen sollten nur bestimmte Waren gekauft 
werden dürfen und Wechselgeld nur zum Teil ausgezahlt 
werden können. Als Widerstand mit breiter Basis ent- 
standen neuartige Umtauschstellen in der Stadt, in de- 
nen Einzelpersonen, Familien und Wohngemeinschaften 
ihr Bares 1:1 in Gutscheine von Flüchtlingen eintausch- 
ten, die wiederum Bargeld erhielten. Allerdings waren 
die Ladenketten angewiesen worden, sich beim Zahlen 
mit Wertgutscheinen den dazu berechtigenden Extra- 
Ausweis zeigen zu lassen. Diese unzumutbare Mehrar- 
beit für die betroffenen KassiererInnen war ein weiteres 
Argument für Gewerkschaften, sich entschieden für die 
sofortige Abschaffung dieser diskriminierenden Gut- 
scheine einzusetzen. Die ausweislosen KäuferInnen be- 
sannen, z. B. an der Frischfleischtheke teure Ware so 
aufschneiden zu lassen, daß sie unmöglich erneut zum 
Verkauf angeboten werden konnte, falls an der Kasse 
keine Gutscheine akzeptiert werden sollten. Wahrschein- 
lich war auch die Angst der Geschäftsführungen vor den 
so entstehenden Gewinnverlusten ein Druckmittel auf 
den Senat, die Ausweispflicht lockerer zu handhaben, 
Nachdem dann viele Haushalte in den etwas unfreiwillj- 
gen Genuß der Delikatessen gekommen waren, die sie 
dann doch plötzlich mit den Wertgutscheinen bezahlen 
durften (und mußten), schaffte der Senat die Wertgut- 
scheine zum 1. Januar 1988 wieder ab. 

1987 wurden ca. 6000 Akten und Hunderte Pässe bei 
absichtlich gelegten Bränden am Friedrich-Krause-Ufer 
vernichtet. Entgegen den Medienmeldungen, nach de. 
nen nun Flüchtlinge weniger Chancen auf Anerkennung 
ihrer politischen Verfolgung hätten, wurde die Gefähr- 
dung durch Abschiebung für ungezählte Bedrohte zumin- 
dest hinausgezögert. Denn ohne vorschriftsmäßige Iden- 


titätspapiere konnte auch damals keine Behörde einen 
Staat veranlassen, deportierte Menschen gegen deren 
Willen wie reklamierte Ware zurückzunehmen. Und für 
das Ausstellen von neuen Pässen war Zeit erforderlich. 
(Daß die Innenverwaltung grundsätzlich keine Skrupel 
kannte, horrende Summen zu zahlen, um an Identitäts- 


Realistisch war ‚jedoch, daß der Antrag abgelehnt 


werden würde. Damit drohte die Deportation. 


papiere zum Zweck von Deportationen zu gelangen, wie 
beim Deal mit Offiziellen des Libanon zur Verlängerung 
der Papiere von staatenlosen PalästinenserInnen und 
KurdInnen, sei hier am Rande erwähnt.) 

Die meisten Leute hatten durchaus die Hoffnung, daß 
ihre Fluchtgründe anerkannt werden würden, sie politi- 
sches Asyl erhalten und hier in Sicherheit leben könnten. 
Und die Wartezeit zwischen Hoffen und Bangen bis zum 
Ausgang des Verfahrens gestaltete sich durch die aufge- 
zwungenen Lebensbedingungen mit Absicht zusätzlich 
zermürbend. Realistisch war jedoch, daß der Antrag ab- 
gelehnt werden würde. Damit drohte die Deportation. 
Unter Umständen ließ sich mit einer längeren Verfah- 
rensdauer jedoch Zeit gewinnen, um das Bleiberecht 
über einen anderen juristischen Weg zu bekommen 
(etwa per Altfallregelung) und eine Abschiebung zu ver- 
hindern. 

Anfang September 1987 trafen den Richter Dr. Günter 
Korbmacher Schüsse in die Knie. Unter dem Vorsitz die- 
ses ‚furchtbaren Juristen“ und „Schreibtischtäters par 
excellence“ hatte die 9. Kammer am Bundesverwal- 
tungsgericht die Grundsatzurteile zu politischem Asyl ge- 
fallt. 

Eine Woche vor Weihnachten 1987 versammelten sich 
die Innenminister im Reichstagsgebäude, um weitere 
Verschärfungen des Asylrechts zu beraten. 

Im Herbst 1988 tagte der IWF in West-Berlin. Außerdem 
war Wahlkampf. Das Schüren von dumpf-deutschem 
Volksempfinden hatte Salonfähigkeit erreicht. Bei den 
Wahlen im Januar 1989 wurde die Partei der Republika- 
ner ins Abgeordnetenhaus gewählt. Tausende Menschen 
protestierten vor dem damaligen Parlamentssitz im Rat- 
haus Schöneberg. 

Am 12. Mai 1989 wurde Ufuk Sahin am S-Bahnhof Witte- 
nau von einem 28-jährigen Nazi erst angepöbelt und 
dann durch Messerstiche in den Bauch ermordet. 


Regina Bogen 
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18.5.2000: in Yellowknife/Kanada wird LotharE. 
in Anwesenheit eines BKA-Beamten verhaftet 
und sein Haus durchsucht. Die Verhaftung geht 
auf einen Haftbefehl des BGH zurück. Darin 
werden gegen ihn die gleichen Vorwürfe erhoben 
wie gegen Matthias B.: 

- Mitgliedschaft in der RZ, 

- Beteiligung am Anschlag auf die ZSA, 

- Beteiligung am Anschlag auf die Siegessäule. 


30.5.2000: eine zweite Durchsuchung des 
Mehringhofs. Per Video-Standleitung dirigiert 
Tarek M. Beamte des BKA durch Teile des 
Gebäudes. Weder Sprengstoff, noch entspre- 
chende chemische Rückstände werden gefun- 
den. Wie erst Wochen später bekannt wurde, 
befand sich Tarek M. damals schon nicht mehr 
in U-Haft. Er erhielt am 27.4.2000 unter 
Auflagen Haftverschonung. 


18.6.2000: Lothar E. wird gegen Kaution von 
100.000 Kanadischen Dollars (ca. 160.000 
DM) unter der Auflage freigelassen, Yellowknife 
nicht zu verlassen und sich täglich bei der ört- 
lichen Polizei zu melden. Das Auslieferungs- 
verfahren soll Anfang 2001 stattfinden. 

Parallel laufen Ermittlungen gegen Lothar E. 
wegen illegaler Einreise. Er soll nach Angaben 
von Tarek M. eine Scheinehe eingegangen sein, 
um eine kanadische Aufenthaltsgenehmigung 


zu erlangen. 


4.8.2000: der BGH lehnt die Haftverschonungs- 
anträge von Axel H., Harald G., Sabine E. und 
Matthias B. ab. Zwar stellt der BGH fest, daß 
die Aussagen Tarek M. Widersprüche aufweisen, 
deutet dies aber als „Bemühen um wahrheits- 
gemäße Angaben“. Eine angeblich bestehende 
Fluchtgefahr begründet der BGH u. a. damit, 
daß eine Auslieferung „wegen derartiger ‚politi- 
scher‘ Straftaten im Ausland außerordentlich 
erschwert und in manchen Ländern nicht zu 
erwarten ist“. 


Ende August teilt die BAW mit, daß noch im 
Herbst Anklage gegen einen Teil der Beschul- 
digten erhoben werden soll. 


Der GBA hat mit Anklageschrift vom 19.9.2000 
beim 2. Strafsenat des Kammergerichts Berlin 
gegen Tarek M. Anklage wegen Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung (S 129a 
StGB) Revolutionäre Zellen ( RZ), des Herbei- 
führens einer Sprengstoffexplosion und wegen 
Verstoßes gegen das Sprengstoffgesetz erhoben. 
Der Prozeß gegen ihn soll noch in diesem Jahr 


beginnen. 


11.11.2000: Harald G. wird auf eigenen Antrag 
von der JVA Düsseldorf in die JVA Berlin-Moabit 


verlegt. 


Aktuelle Informationen unter wwW. freilassung.de 
oder über das Soli-Büro ım Mehringhofr, 
Gneisenausstraße 2a, 10961 Berlin, 

Telefon: 030-693 56 70 
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Line Hierarchie von 
Aktionsformen schaffen? 


GESPRÄCH MIT ENNO SCHWALL (MITGLIED DER RZ) 
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Nach dem Militärputsch in Chile explodierten 
Ende 1973 zwei Sprenggätze bei ITT in Berlin 
und Nürnberg, verantwortlich für diese 
finschläge zeichnet sich erstmals eine Gruppe 
mit dem Namen RZ. 

Enno Schwall alg einer der ersten Mitglieder 
der RZ, der I977 verhaftet wurde und zu 

6 Jahren Gefängnis verurteilt wurde, stellte 
Sich nach Seiner Entlassung |98Z einem 
Gespräch. 


Wann und warum wurde die RZ gegründet? 

Enno: 1972 war eine Situation entstanden, in der ein 
Einschnitt stattfand, daß heißt die erste Verhaftungs- 
welle war gelaufen. Eine ganze Reihe von Leuten der RAF 
saß im Knast und einige von uns waren eingefahren. 
Trotzdem war nichts ausgemacht. Es gab im Grunde die 
Notwendigkeit sich zu überlegen, was man aus dieser 
Stagnation macht. Zum Anderen war es auch die Zeit zu- 
rückzuschauen, was man aus den Erfahrungen machen 
kann, die bis jetzt gemacht worden sind. 


Aus welchen Gründen heraus entstand das ursprüngliche 
Konzept der RZ? 

Es waren im Grunde verschiedene Überlegungen, aus de- 
nen heraus das ursprüngliche Konzept entwickelt wurde. 
Da ist zum einen der Internationalismus, zu dem die RAF 
einfach das historische Beispiel gegeben hat. Sozusa- 
gen der historische Verdienst der RAF, diesen Punkt ha- 
ben sie praktisch auf die Tagesordnung gesetzt. Zwei- 
tens ist dann gleichzeitig der Versuch sich auf die soziale 
Realität hier zu beziehen. Drittens war ein starkes Motiv, 
eine eigenständige Gruppe in Tradition der RAF, aber un- 
abhängig von ihr zu gründen. Eine weitere Erfahrung war 
es, daß es eine ganze Reihe von Gefangenen gab, und 
daß man diese Gefangenen rausholen muß. Sie wurden 
draußen gebraucht. Man konnte nicht zulassen, daß der 
Staat diese Auseinandersetzung für sich entscheidet in- 
dem er die Leute einfach abgreift. 


Wo lagen die Unterschiede zwischen der RZ und der 
RAF? 

Das Ziel des Konzeptes der RZ war im Unterschied zur 
RAF, daß es darum ging, nachmachbare Aktionen, die 
vermassbar sind, durchzuführen. Das was die RZ als 
Gruppe macht, sollte jeder machen können. Man wollte 
kein Patent auf den bewaffneten Kampf haben, aber 
praktisch eine Hierarchie von Aktionsformen schaffen, 
bei der man sozusagen die Spitze der Interventionsme- 
thode darstellt. Es geht darum, sich in das aufmüpfige 
Potential reinzudiffundieren, daß es eine Massenguerilla 
gibt, die sich verbreitet. Wo es eine Vorstellung gab, be- 
freite Gebiete, unkontrollierbare Zonen oder staatsfreie 
Räume aufzutun, wo man von da aus weiterschauen 
kann und die sich zunehmend verbreitern sollten. Das 
war eine wichtige Strategie und ein wichtiges Unterschei- 
dungsmerkmal zur RAF. 

In der RZ hat es von Anfang an den Versuch gegeben den 
feministischen Aspekt mit einzubeziehen. Nicht nur als 
einen zusätzlichen politischen Bereich, sondern, und das 
war immer verbunden damit, daß sich innerhalb der RZ, 


Zielformulierungen 
der RZ und der Roten Zora 


Unsere Anschläge in Berlin und Nürnberg sind nur ein kleiner 
Teil des antiimperalistischen Kampfes. Sie sollen in der BRD 
vermitteln, daß wir mit den all uns zur Verfügung stehenden 
Mitteln kämpfen müssen. Wenn wir ITT- Niederlassungen in 
der BRD angreifen, steht das in einer Reihe mit Angriffen in 
der Schweiz, Italien, Spanien und in anderen zahlreichen Län- 
dern. Widerstand gegen dieses unmenschliche System heißt 
sich zu organisieren, den eigenen Lebensbereich zu verändern, 
lernen sich als handelndes Subjekt zu begreifen, Phantasie 
und Kampfkraft zu entwickeln. Das fängt an, wo man lebt und 
arbeitet und geht hin bis zu Bestrafungs-, Rache- und Befrei- 
ungsaktionen. Diese Vergeltungs- und Bestrafungsaktionen 
haben nur dann einen Sinn, wenn sie nicht vereinzelt bleiben. 
Erst bei einer Vervielfachung dieser Aktionen werden sie ihre 
erzieherische Wirkung haben; dann geben sie den Forderun- 
gen der Jugendlichen, Arbeitern und Frauen Nachdruck. Wir 
wollen, daß die Stadtguerilla eine Massenperspektive wird 
und nicht die Sache von ein paar Leuten. Die Stadtguerilla 
wird wie den Tod von Holger Meins, auch die Genossen Ulrich 
Wessel, Siegfried Hausner, Werner Sauber rächen. Sie wird je- 
den Versuch machen die Gefangenen zu befreien, weil das ei- 
ner von ihrer Existenz untrennbarer Teil ist. Wir erheben An- 
spruch, sowohl verbal als auch praktisch, daß die Linke sich 
mit uns auseinander setzt. Diesen Anspruch zu realisieren 
heißt, daß wir verpflichtet sind die Linke immer wieder mit der 
Frage des bewaffneten Kampfes zu konfrontieren. 

Die „Rote Zora “ hat die gleichen Grundsätze wie die RZ. Die- 
selbe Konzeption illegale Strukturen aufzubauen, ein Netz zu 
schaffen, das der Kontrolle des Staatsapperates entzogen ist. 
Die Frauen sind auf allen Ebenen der Gewalt ausgesetzt. Ge- 
walt gegen Frauen nicht als Ausnahme, sondern als durchgän- 
giges Herrschaftsprinzip zu begreifen hat dazu geführt, daß- 
persönliche Erfahrungen und sexistische Gewalt nicht zu 
trennen sind vom Kampf gegen jede Gewalt des Systems. Wir 
halten es für eine absolute Notwendigkeit, die Ausbeutung der 
Frau als Sexualobjekt und Kinderproduzent zu stoppen. Wir be- 
schränken uns dabei aber nicht auf Strukturen direkter, daß 
heißt augenscheinlicher Frauenunterdrückung. Als Frauen sind 
wir ebenso von den gesellschaftlichen Gewaltverhältnissen 
insgesamt betroffen. Unser Kampf richtet sich gegen Firmen 
die die Entwicklung neuer Herrschafttechnologie, immer aus- 
geklügelter Möglichkeiten der Kriegsproduktion und der Wi- 
derstandsbekämpfung vorantreiben. Darüber hinaus geht es um 
ihre Vorreiterfunktion bei der Umstrukturierung von Arbeit vor 
allem auf dem Rücken der Frauen weltweit. Wir brauchen 
heute dringender denn je eine radikale Frauenbewegung, die 
die Kraft hat die gesellschaftliche und sozialpolitische Einkrei- 
sung nicht nur der Frauen, sondern auch anderer Bevölke- 
rungsgruppen wie Ausländer und anderer Minderheiten zu ver- 


hindern und aufzubrechen. 
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später unter dem Namen „Rote Zora“, Frauen zusammen- 
gesetzt haben und versucht haben ein Guerillakonzept 
unter feministischer Perspektive zu entwickeln. Es hat 
innerhalb der Frauen Fraktionen gegeben, die gesagt ha- 
ben, sie finden sich nicht innerhalb der gemischten poli- 
tischen Gruppe wieder, sie wollten eine eigenständige 
Politik unter der Frauenperspektive machen und haben 
von Anfang an auf eine Autonomie bestanden. 


Welche Ereignisse führten zur Abkehr der ursprüng- 
lichen Konzepte und aus welchen Gründen heraus ent- 
stand die Kampagne zur Flüchtlingsfrage? 

Der Herbst der RAF, die Aktion Schleyer und die Ge- 
schichte in Mogadischu, warf grundsätzlich die Frage 
über die Befreiung der Gefangenen auf. Das war auf der 
Ecke schon eine Niederlage. Man muß einfach sehen, 
daß historisch die Frage des Knastes in Zusammenhang 
mit der der Guerillapolitik zu stellen ist. Mitte bis Ende 
der siebziger Jahre wurde eine defensive Politik verfolgt, 
die gegenüber den ursprünglichen Konzepten bestimmte 
weitreichende Ansprüche schon aufgegeben hat. 
Flüchtlinge sind ein Ausdruck einer weltweiten Bewe- 
gung. Die Flüchtlinge sind anders als die Arbeitskollegen 
der sechziger Jahre aus Südeuropa. Sie kommen aus an- 
deren Beweggründen hierher. Sie sind die Speerspitze 


derjenigen, die in den drei Kontinenten aktiviert worden 
sind. Sie sind diejenigen, die dort in Flüchtlingslagern le- 
ben, die durch Kriege und Umsiediungsprogramme aus 
ihren Zusammenhängen gerissen worden sind. 

Wenn man Aktionen in der Politik macht, die sich auf das 
soziale Subjekt beziehen, bezieht man sich nicht nur auf 
die Asylanten, sondern auf den internationalen Prozeß, 
der dahinter steht. Was gleichzeitig aus der Erklärung 
der RZ zur Flüchtlingskampagne zu entnehmen ist, daß 
sie neben dieser internationalen Migration, die sich in 
Form der Flüchtlinge bemerkbar macht, einen zweiten 
Bereich sehen, der sich mit einem anderen Bereich 
mischt. Nämlich dem der Arbeitslosigkeit hierzulande, 
von prekären Arbeitsplätzen, von ausgegrenzten Rent- 
nern, Alten und sogenannten Behinderten. Ein Sektor, 
der unter dem Sammelbegriff „Massenarmut“ einen grö- 
ßeren Raum einnimmt, im Alltag und in der politischen 
Diskussion. Man muß sehen, daß die Aktionen der RZ 
sich versuchen auf beides zu beziehen. In der Möglich- 
keit der Vermischung der beiden Sektoren könnte eine 
einzigartige soziale Brisanz entstehen, auf die eine revo- 
Iutionäre Organisation vorbereitet sein muß und auf die 
man sich beziehen muß. Das ist offensichtlich ein Pro- 
zefs, der am entstehen ist und es ist durchaus anzuneh- 
men, daß sich in der Vermischung beider Prozesse eine 
starke soziale Brisanz entwickeln wird. 

Diese Kampagne kann nur eine politische Wirkung errei- 
chen, wenn sie in eine breite soziale Bewegung eingebet- 
tet ist, die diese Flüchtlingsfrage aufgreift. Es muß da- 
rum gehen, daß auch legale Gruppen den Flüchtlingen 
einfach nur einen staatsfreien Raum schaffen. Einen 
Raum, in dem sie sich entfalten können, in dem sie sein 
können. Fragen wie „freie Flüchtlingsstätten“, die auch 
diskutiert worden sind, sind wichtige Voraussetzungen 
im Hintergrund um überhaupt die politische Wichtigkeit 
der RZ-Kampagne zum Tragen zu bringen. 


Leidkultfur a la Moabit 


Der Augenschein mag täuschen und ich kenne keine ge- 
nauen Zahlen, aber rund 2/3 der Häftlinge in Moabit 
dürften ausländischer Herkunft sein. Also viel mehr als 
anteilig in Berlin wohnen oder sich vorübergehend auf- 
halten und so liegt der Schluß nahe, daß Ausländer leich- 
ter und länger in Untersuchungshaft kommen. Formal er- 
wartet sie dort die gleiche (schlechte) Behandlung wie 
ihre deutschen Kollegen. 

Die Abläufe im Knast sind das eine. Erstmal checken, wo 
und wie kriegt man was”? Wer erklärt und hilft? Lands- 
leute, Kollegen, Sozialarbeiter. Aber dann mit dem Amts- 
deutsch klarkommen. Hier muß ja jeder Mist schriftlich 
beantragt werden. Und da ist die Beherrschung der Spra- 
che oft die halbe Miete, da das amtliche Gegenüber im- 
mer dann besonders wenig versteht, wenn man etwas 
von ihm will. Die Erlaubnis nach Hause zu telefonieren zu 
Beispiel. Und mit der Erlaubnis allein ist es nicht getan. 
Da die Überwacher deutsch, bestenfalls englisch verste- 
hen, muß übersetzt werden. In der Regel auf Kosten des 
Gefangenen. So wollte ein Kollege seine Familie in Bang- 
ladesch anrufen. Den Dolmetscher hätte er zusätzlich zu 
den Telefongebühren nicht bezahlen können. Der über- 
wachende Sozialarbeiter versteht englisch, er selber 
spricht bangla, kann gut deutsch und schlecht englisch. 
Wir versuchten dann einen Umweg: Er schreibt seine 
Sätze auf bangla auf und sagt mir auf deutsch, was es 
heißt. Ich übersetze es ins Englische und er schreibt un- 
ter die Banglaversion eine englische Fassung in Laut- 
schrift. Zur Kontrolle liest er es mir vor. Bei dem Telefo- 
nat hätte ich gern zugehört. Jetzt ist er in Strafhaft und 
da fällt die Überwachung weg. Vergleichbares gilt für 
Briefe und Besuche, wenn überhaupt welche zustande 
kommen. Viele der ausländischen Kollegen, die hier in 
der BRD sitzen und deren Familie in den Herkunftslän- 
dern leben, dürfen nur einmal(!) im Monat einen zweisei- 
tigen Brief in ihrer Landessprache schreiben. Dieser 


Brief wird dann großzügig auf „Kosten“ des Staates über- 
setzt. Das gleiche gilt für die Familie. Bei weiteren Brie- 
fen muß jeder Gefangene die Kosten der Übersetzung 
selber tragen. Hier spielt aber nicht der finanzielle 
Aspekt eine Rolle, sondern auch der zeitliche, da die 
Übersetzungen auch ihre Zeit brauchen. Und mensch 
braucht nicht viel Fantasie um sich auszumalen, wie ein- 
sam man damit werden kann. 

Daß die deutsche Küche international keinen guten Ruf 
hat ist wohl unstrittig. Das Moabiter Essen ist typisch 
deutsch und dazu noch besonders schlecht. Das Mitta- 
gessen gibt es in verschiedenen Varianten: Gesunde 
Kost, Diät-Kost, Moslem-Kost, Vegetarische Kost, 
Leichte Kost. Alles als praktische Ein-Teller-Menues. Und 
als echten Service kann man statt Kartoffeln regelmäßig 
Reis bekommen. So gewinnt Blutwurst mit Sauerkraut an 
Reis einen asiatischen Touch. Frisches gibt es kaum, wer 
Geld hat, kann was dazu kaufen. Ein großer Teil der aus- 
ländischen Gefangenen hat davon wenig, weil sie keine 
Unterstützung durch Familie oder Freunde erfahren. 

Das Klima unter den Nationalitäten-Gruppen ist etwas 
frotzelnd. Gegenseitig. Im Knastalltag aber eher ent- 
spannt. Zumindest nicht offen konfrontativ. Allerdings 
hört es sich abends als Gebrüll aus der Anonymität der 
Zellen anders an. Derb obszön. Schlimmer als manch 
Neuköllner Hinterhof. 

Vor Kurzem kam es während des Hofgangs zu einer 
Schlägerei zwischen einem Nigerianer und einem Deut: 
schen. Die herbeigerufenen Schließer nehmen den Nige- 
rianer mit. Erwurde verlegt. Der Deutsche blieb unbehelligt. 
Wenn es stimmt, daß sich Rassismus nicht an den Rän- 
dern der Gesellschaft konstituiert, sondern in ihrer Mitte 
- und davon bin ich überzeugt — darf wohl davon ausge- 
gangen werden, daß sich Diskriminierung nicht an den 
Rändern von Moabit entwickelt, sondern aus der Mitte 
heraus. Matthias Borgmann im November 2000 
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„Zimmer 


„In dein Inneres können sie nicht eindringen“, 
hatte Julia gesagt. Aber gie konnten in einen 
eindringen. „Was Ihnen hier widerfährt, 
gilt für immer“, hatte O’Brien gesagt. Das 
war ein wahres Wort. Es gab Dinge, eigene 
Taten, die man nie wieder los wurde. Etwas 
in der eigenen Brust war getötet worden: 
ausgebrannt und ausgedtzt. 

(George Orwell, „\984“) 


Das Jahr 2000, so scheint es, soll zu einem Jahr der Ab- 
rechnung mit mehr als zwanzig Jahren militanter Politik 
der Revolutionären Zellen (RZ) und Rote Zora gemacht 
werden. Nachdem weder jahrelange polizeiliche Fahn- 
dungen noch Rückkehrangebote des Verfassungsschut- 
zes an gesuchte angebliche Mitglieder zu einem durch- 
schlagenden Erfolg führten, sollen nun von der 
Bundesanwaltschaft als Kronzeugen aufgebaute „Grup- 
penmitglieder“ diese Abwicklung garantieren. Unsere 
Überlegungen, dass es dabei auch, aber nicht in erster 
Linie, um die Aburteilung von Gesetzesverstößen geht, 
wollen wir zur Diskussion stellen. Für uns steht das Kal- 
kül des Staatsschutzes im Vordergrund, mit Kronzeugen- 
konstrukten Menschen in den Knast zu bringen und sie 
über die Haft zur Kooperation mit der Justiz zu zwingen. 
Sie sollen sich dem Staat „öffnen“. Ob sie die Vorwürfe 
bestreiten und andere in die Pfanne hauen oder „geste- 
hen“ ist dabei zweitrangig. 

Obwohl dieses Kalkül nicht aufgegangen ist, weil die Ver- 
hafteten keine Aussagen machen, bleibt es für die politi- 
sche Einschätzung wichtig, sich mit den Gründen der an- 
dauernden Inhaftierung auseinander zu setzen. Sinnvoll 
scheint es uns dabei zu sein, einen Blick auf die ver- 
schiedenen Methoden zu werfen, mit denen der Staats- 
schutz versucht hat, militanten Widerstand zu bekämp- 
fen. 

Schon seit 1978 laufen polizeiliche Fahndung und Straf- 
nachlassangebote für „Reuige“ ganz offiziell parallel. Da- 
mals machte Bundesinnenminister Baum Angebote an 
sogenannte aussteigewillige Terroristen, sich den Behör- 
den zur Verfügung zu stellen - vor allem um politisch 
glaubwürdig die Sinnlosigkeit und die Fehler des „Terro- 
rismus“ (gemeint war: linke Militanz) präsentieren zu 
können, aber auch, um noch aktive Militante einknasten 
zu können. Angebote einer milden Bestrafung bei ent- 
sprechend demonstrierter Gesinnungsänderung sollten 
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Im folgenden Text skizzieren wir lediglich die zentralen 
Punkte, die bei der jetzigen Verfolgung von RZ und Rote 
Zora von Bedeutung sind. 

Mitte der 80er Jahre führte ein aufwendig installiertes 
Fahndungsprogramm gegen RZ- und Rote Zora-Aktivistin- 
nen am 18.12.1987 zu einer bundesweiten Durchsu- 
chungsaktion in dessen Folge zwei Frauen verhaftet wur- 
den. Eine der beiden Frauen wurde zu einer mehrjährigen 
Strafe verurteilt, eine Verurteilung wegen Mitgliedschaft 
in der RZ erfolgte nicht. Gegen die zweite Frau wurde das 
Verfahren eingestellt. Mehrere Personen konnten sich 
dem Zugriff des Staates entziehen und tauchten unter - 
für die Fahnder ein Ergebnis, das sie nicht zufrieden 
stellte. 

Nun trat Herr „Benz“ vom Verfassungsschutz auf den 
Plan. „Benz“ war auf RAF, 2. Juni und RZ angesetzt, um 
über eine angeblich weiche Linie die Gesuchten zur Auf- 
gabe und Rückkehr zu bewegen und natürlich Informatio- 
nen über Strukturen und Personen zu erlangen. Bedin- 
gung war immer gewesen, dass die Betroffenen 
Aussagen machen. Er besuchte Angehörige oder Anwälte 
der Gesuchten und lancierte Angebote für die Rückkehr 
in die BRD. Den am 18.12.87 Untergetauchten und auch 
den im Januar 2000 in Paris Verhafteten bot er konkret 
eine Bewährungsstrafe an, wenn sie sich über ihn den 
Behörden stellen und bereit sind, über ihre Beteiligung 
an den RZ und Rote Zora Angaben zu machen. Eine Frau 
nahm 1995 dieses Angebot an und erhielt 1998 für eine 
mit „Benz“ abgesprochene Selbstbelastung eine Bewäh- 
rungsstrafe. Allerdings wurden in der Beweisaufnahme 
andere Untergetauchte indirekt belastet. 

Ende der 90er Jahre standen die Behörden vor einem 
Problem: Man war weiterer RZ- und Rote Zora-Aktivistin- 
nen nicht habhaft geworden und es waren keine Aktivitä- 
ten der Gruppen mehr zu verzeichnen - offensichtlich 
hatten sich die Zusammenhänge aufgelöst. Wie aber 
sollte eine kriminalistische Verfolgung eines nicht mehr 
aktiien Zusammenhangs aussehen? „Weckerpro- 
gramme“, Observationen, Spitzel oder Abhörmaßnah- 
men laufen ins Leere, wo sich nichts mehr tut. Also die 
Akten zuklappen und dem Mythos „sie sind nicht zu fas- 
sen” einen amtlichen Stempel verpassen? 

Im September 1998 wurde das ehemalige RZ-Mitglied 
Hans-Joachim Klein in Frankreich wegen Beteiligung an 
dem Überfall auf die Opec-Konferenz 1975 verhaftet. Ob 
es nur ein zeitlicher Zufall gewesen ist, dass dies nach 
Auslaufen des „Benz-Programms“ geschah, wird später 
besser zu beurteilen sein. Unmittelbar nach seiner Ver- 


haftung nutzte er, noch vor seiner Auslieferung an die 
Bundesrepublik, die Kronzeugenregelung. Um das ei- 
gene „Lebenslänglich“ im Prozess abzuwenden, fühlte er 
sich nicht mehr daran gebunden, niemals Namen zu nen- 
nen, was er bei seinem publicityträchtigen Ausstieg 
1977 noch beteuert hatte. Jedenfalls behauptet er nun, 
dass Rudolf Sch. und Sonja S. an der Opec-Aktion betei- 
ligt waren, die dann auch verhaftet wurden. Er gab damit 
der Staatsanwaltschaft einen Hebel in die Hand, über 
den Vorwurf des mehrfachen Mordes, Kooperation und 
Aussagen von den Beschuldigten einzufordern, was ihr 
jedoch nicht gelang. 

Im Oktober 1998 wird ein Verfahren wegen Beteiligung 
an der RZ und Sprengstoff-Besitz gegen Tarek Mousli ein- 
geleitet, das im Mai 1999 zu seiner ersten Verhaftung 
führte. Zwei Monate später ist er wieder auf freiem Fuß. 


Spätestens seit November 1999 - seiner zweiten Verhaf- 
tung und auch nach seiner erneuten Freilassung im April 
2000 - macht er Aussagen über eine angebliche Berliner 
Gruppe der RZ, der er selbst angehört haben will. Darü- 
ber hinaus belastet er eine Vielzahl von Personen, die an 
linksradikalen Aktionen beteiligt gewesen sein sollen. 
Auf Grund seiner Aussagen werden sechs Haftbefehle 
wegen Mitgliedschaft in der RZ und Beteiligung an An- 
schlägen erlassen. Seine Zusammenarbeit mit der Poli- 
zei geht aber über den „Berliner Komplex“ hinaus. Im 
Opec-Verfahren soll er als Zeuge auftreten und den Kron- 
zeugen Klein unterstützen. Es bleibt abzuwarten, ob Ta- 
rek Mousli nicht zu einem Allzweckzeugen aufgebaut 
wird, dessen Aussage auch in weiteren Verfahren einen 
Belastungsdruck herstellen soll, mit dem Kalkül, die 
dann Beschuldigten zur Kooperation mit dem Staat zu 
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bringen. Daß die Justiz bereit ist, eine Verurteilung ge- 
gen kooperationsunwillige Angeklagte auch auf abstruse 
Belastungen zu stützen, zeigt der Fall Monika Haas. 

Die Aussagen von Kronzeugen und die Versuche auch 
die anderen in Haft sitzenden Beschuldigten zu einer Zu- 
sammenarbeit mit der Justiz zu bringen, zielen unserer 
Einschätzung nach darauf, die Politik der RZ und Roten 
Zora zu diskreditieren. Ihre Politik soll als grundsätzlich 
und moralisch verfehltes Projekt dargestellt werden, ge- 
tragen von persönlich kompromittierten (ehemaligen) Ak- 
tivistInnen. Die Zusammenarbeit mit der Polizei —- dieser 
Seitenwechsel - , ohne speziellen Druck oder gar Folter, 
der sich bei Aussagen von Einzelnen gegen alte Genos- 
sInnen zeigt, soll im öffentlichen Schauspiel eines Pro- 
zesses das Scheitern der Politik behaupten und fest- 
schreiben. 

Damit Aussagen (angeblicher) Mitglieder diese Funktion 
erfüllen können, fügt es sich günstig, wenn zwischen Ak- 
tion und Verurteilung relativ viel Zeit liegt und die betrof- 
fene Gruppe keine Praxis mehr entfaltet. Bei Menschen, 
die sich seit längerem nicht mehr in militanten Zu- 
sammenhängen bewegt haben, kann der Staatsschutz 
am ehesten auf Aussagen hoffen. Zu dem ist die entsoli- 
darisierende Wirkung der Aussagen größer, wenn die 
Gruppe ihr keine militante Politik mehr entgegensettzt. 
Repression und Verunsicherung sollen in einer weiterhin 
aktiven Szene Hoffnungslosigkeit und Resignation unter- 
stützen, die einige befallen hat, die früher für eine radi- 
kale Veränderung der Gesellschaft eingetreten sind. Ge- 
rade weil die Gründe für eine solche Veränderung 
keinesfalls entfallen sind, vielmehr in vielen gesell- 
schaftlichen Bereichen Konfrontationslinien fortbeste- 
hen und sich neue Linien entwickeln, soll verhindert wer- 
den. daß die alte Theorie und Praxis der RZ und Rote 
Zora im Bereich Antirassismus, Anti-AKW, Anti-Gentech- 


nik usw. einen Bezugspunkt für neue militante Gruppen 
bildet. Die Botschaft dabei ist klar: Ein widerständiges In- 
dividuum oder gar ein Widerstand praktizierendes Kollek- 
tiv soll es - zumindest auf lange Sicht - in diesem Land 
nicht geben. 

Orwell hat in „1984“ beschrieben, daß der letzte Sieg 
des Systems nicht im Geständnis an sich liegt, sondern 
darin, daß das Individuum persönlich Verrat verübt. In 
„Zimmer 101“ ruft Winston Smith unter der letzten Folter 
durch die „Gedankenpolizei“, man solle nicht ihn foltern, 
sondern seine Liebste ... Das ist der absolute Zerfall von 
Widerständigkeit, andere — geliebte Menschen und 
Freundinnen — auszuliefern. Da erst ist die „Gedanken- 
polizei“ zufrieden, ihr ging es zuerst um Aussagen, aber 
dann um diesen Verrat. Winston Smith sollte nicht nur In- 
formationen preisgeben, sondern auch seine persön- 
lichen Bindungen „verraten“. So wurde er wieder ange- 
passt und der „Große Bruder“ hatte einen möglichen 
Bezugspunkt des Widerstands beseitigt. 

Auch wenn der Staatsschutz nicht die „Gedankenpolizei“ 
ist, und selbst wenn nicht alle Aktionen im Detail abgeur- 
teilt werden, so gibt es doch ein generelles Aufklärungs- 
interesse an jeder militanten Handlung und den Versuch, 
Widerstand zu neutralisieren und auszuschalten. Es liegt 
in der Natur auch des neuen, sozial „schlanken“, aber 
repressiv und militärisch starken „Sicherheitsstaates“, 
seine Legitimität und sein Gewaltmonopol nicht in Frage 
stellen zu lassen und Gruppen, die gar beides in Frage 
gestellt haben, auch nach ihrer aktiven Zeit zu verfolgen, 
politisch zu erledigen und zu bestrafen. Ein Jahr nach 
den Verhaftungen ist das Kalkül der Justiz, mit zwei Kron- 
zeugen auch andere zur Kooperation zu bringen, offen- 
sichtlich nicht aufgegangen. Durch die Aufrechterhaltung 
der Haftbefehle wird jedoch weiterhin massiv Druck aus- 
geübt, dieses Verhalten zu ändern. 


Mit Beginn des Opec-Prozesses rückt die politische Aus- 
einandersetzung um diese Aktion zunehmend in den 
Vordergrund. Opec und die Aktionen im Rahmen der RZ- 
Flüchtlingskampagne in den 80er und 90er Jahren - die 
demnächst in Berlin verhandelt werden - markieren 
unterschiedliche Abschnitte in der langjährigen Ge- 
schichte dieser Gruppen. In dem Papier „Gerd Albartus 
ist tot“, das 1991 erschien, machten die RZ mit Wut und 
Trauer den Tod von Gerd Albartus öffentlich, der 1987 
umgebracht worden war. In dem Text begründen sie 
auch, warum sie nach Opec und Entebbe mit diesem 
internationalen Zusammenhang gebrochen haben. Den- 
noch bleibe, worauf sie hinweisen, auch dieser Abschnitt 
Teil ihrer Geschichte, aus der sich aber ein anderes Poli- 
tikverständnis entwickelt habe. 

„Es gehört zu den makaberen Parodien dieser Ge- 
schichte, dass Gerd, in dessen politischer Biografie die 
praktische Unterstützung des palästinensischen Wider- 
standes durchgängig eine zentrale Rolle eingenommen 
hat, ausgerechnet einer jener Gruppen zum Opfer gefal- 
len ist, die sich als Teil dieses Widerstandes begreift. 
Unser Wissen über die Gruppe wie über Gerds Verhältnis 
zu ihr ist begrenzt. Die Verbindungen gehen zurück auf ei- 
nen Abschnitt unserer Geschichte, unter den wir aus poli- 
tischen Gründen schon vor etlichen Jahren einen Schluß- 
strich gezogen haben. Ob und inwieweit sich die 
Zusammenhänge in der Zwischenzeit auch dort geändert 
haben, überschauen wir nicht ... 

Eine weitere Konsequenz war der allmähliche Rückzug 
aus den internationalen Kontakten. Allmählich, weil es 
alte, auch emotionale Verbindungen gab und weil wir uns 
selbst schwer taten, mit jenen Begriffen und ideologi- 
schen Konstruktionen zu brechen, die eine Aktion in Ent- 
ebbe überhaupt möglich gemacht hatten. In diesem Pro- 
zess hat sich ein Politikverständnis artikuliert und 
geformt, das sich fundamental von dem der Gruppe 
unterschied, mit der wir bis dahin zusammengearbeitet 
hatten. Differenzen, die wir lange Zeit ignoriert oder der 
Unterschiedlichkeit von Bedingungen beziehungsweise 
unserem Metropolenstatus zugeschrieben hatten, erwie- 
sen sich nun als knallharte Widersprüche, für die sich 
kein gemeinsamer Nenner mehr fand. Der Anspruch aus 
unterschiedlichen Positionen heraus solidarisch zu han- 
deln, stieß an seine Grenze .... 

Als er (Gerd Albartus) Ende 1981 wieder (aus dem 

Knast) herauskam, traf er bei uns auf eine gänzlich ver- 
änderte Situation. Den Bruch, den wir mit diesem Teil un- 
serer Geschichte vollzogen hatten, hat er für sich nie ak- 
zeptiert.... 

Was wir auf internationaler Ebene machten, war nicht 
die antiimperialistische Dimension dessen, wofür wir in 
der BRD kämpften, sondern stand in krassem Gegensatz 
dazu. Wir mussten uns entscheiden. Wer unsere Praxis 


in den 80er Jahren verfolgt hat, weiß, wie diese Ent- 
scheidung ausgefallen ist.“ 

Wir haben diese Textstellen ausführlich zitiert, weil eine 
Veröffentlichung in der jungle world vom 11.10.2000 
den Eindruck erweckt, als habe es diesen Bruch nicht 
gegeben und von „verdrängten Widersprüchen" geschrie- 
ben wird, die erst mit dem OPEC-Prozess wieder auf den 
Tisch kämen. Dass es vor nahezu 10 Jahren - nach Ver- 
öffentlichung des zitierten Textes — eine lebhafte De- 
batte darüber in der Linken gegeben hat, kann den Auto- 
ren kaum entgangen sein. Und ein Blick auf die Praxis 
der RZ und Roten Zora seit Beginn der 80er, also vor 20 
Jahren, dürfte wohl auch eindeutig sein. So dient die Be- 
hauptung von „verdrängten Widersprüchen“ wohl eher 
dazu, Spekulationen über Probleme der beiden Kronzeu- 
gen anstellen zu können, wenn sie schreiben: „Ist es 
denn ein Zufall, dass die beiden (Kronzeugen) ausge- 
rechnet mit jenen Aspekten der Guerilla Probleme hat- 
ten, die am Ende bedeutend zum Scheitern der RZ beige- 
tragen haben.“ Ob hiermit „nur“ die Kronzeugen in 
einem besseren Licht erscheinen sollen oder noch ganz 
andere Überlegungen diese Einschätzung unterfüttern, 
entzieht sich dem Verständnis der LeserInnen. 

Unserer Meinung nach, geht es nicht darum, eine „un- 
liebsame“ Geschichte zu verdrängen. Ohne die Verbin- 
dungen zu den weltweiten Befreiungskämpfen der 60er 
und 70er Jahre wären die bewaffneten/militanten Grup- 
pen in vielen Ländern WesteuropaS nicht entstanden; 
das gilt auch für die verschiedenen Gruppen in der BRD. 
Wir brauchen eine kritische Reflexion, die die jeweilige hi- 
storische Situation mit einbezieht und die aus den dama- 
ligen Fehlern und Irrtümern der politischen Analyse und 
Praxis Konsequenzen für heute zieht. Dies erfordert eine 
offen geführte Auseinandersetzung, die uns in die Lage 
versetzt, auf aktuelle Konfrontationen zu reagieren. 


Am 9.11.2000 findet die parteiübergreifende Demon- 
stration „Aufstehen gegen Gewalt“ in Berlin statt. Sie 
soll ein Zeichen setzen gegen die alltägliche rassistische 
und antisemitische Gewalt. 

Gemeint ist nicht, die heute noch fortwirkenden Ursa- 
chen, die zum NationalsozialismuS geführt haben, zu be- 
seitigen. Gemeint sind nicht die Toten an der deutschen 
Ostgrenze zu Polen und Tschechien, nicht die Flücht- 
linge, die in Lagern und Abschiebeknästen sitzen. Ge- 
meint sind nicht die Sondergesetze, die einen Kern die- 


ser rassistischen Politik bilden. | 
Und zur gleichen Zeit sollen Menschen verurteilt werden, 


denen vorgeworfen wird, rassistische Politik bekämpft 


zu haben. 


Einige aus dem Bündnis für Freilassung. 31.10.2000 
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Im Rahmen der Verhaftungen und Vorwürfe wegen Mit- 
gliedschaft in den Revolutionären Zellen/Rote Zora ha- 
ben diese beiden Organisationen soviel Aufmerksamkeit 
bekommen, wie sie wahrscheinlich in den letzten Jahren 
ihrer Existenz nie hatten. „Die Früchte des Zorns“, sonst 
eher ein Kassengift, und „Milis Tanz auf dem Eis“ gingen 
ziemlich fix über den Ladentisch oder waren in den Infoläden 
ständig verliehen. Die Veranstaltungen zur Geschichte 
der RZ/Roten Zora waren übervoll besucht und Geld 
wurde ziemlich schnell gespendet. 

An vielen Stellen wurde die Frage des militanten Kampfes 
neu diskutiert - ein Ergebnis davon ist die Sonderausgabe 
der Interim „Runder Tisch der Militanten“. Die Älteren 
wundert s, warum Menschen, die viel später, vielleicht 
erst nach dem Ende der RZ/Roten Zora, politisiert wur- 
den, sich für diesen Teil der Geschichte interessierten. 
Klar: Die Perspektive derer, die in den 90ern politisch so- 
zialisiert wurden, ist eine andere als die jener, die schon 
lange vorher Politik machten. Meistens fangen Men- 
schen auf dem Gebiet des Antifaschismus an, politisiert 
zu werden. Mensch wird vertraut mit der Geschichte der 
90er Jahre, mit der Einheit, den nationalistischen Pogro- 
men und der Asylgesetzänderung Anfang der 90er Jahre, 
dem Golfkrieg, dem Jugoslawienkrieg. GegnerInnen sind 
meist Faschos. Die revolutionären Subjekte sucht mensch 
vergeblich in den proletarischen Massen. Die allermei- 
sten von diesen wollen gar keine Revolte, um sich gegen 
Kapitalismus und Unterdrückung zu stellen, sondern be- 
fürworten letztere sogar und werden so zu Rädern des 


Systems. 


Utopien: Keine in Sicht. 

Unter anderem durch die kapitalistische Umgestaltung 
Europas durch die deutsche Wiedervereinigung, den Ko- 
sovokrieg und die IWF-Programme für Ex-Jugoslawien re- 
präsentiert sich der Kapitalismus als einziger Überleben- 
der im internationalen Staatengefüge. Es entsteht die 
Frage, unter welchen Bedingungen es hier auch einmal 
anders war oder zumindest Utopien darüber existierten, 
wie es anders werden könnte. Sicher liegt ein gewisser 
Militanz-Fetisch zugrunde, der eine/n in die Texte jener 
klandestinen Gruppierung schauen läßt. Und wer dann 
die Texte liest von bewaffnet kämpfenden Gruppen, na- 
türlich immer in der Hoffnung, mit dieser Gruppe alle Fra- 
gen beantworten zu können, wird es wundern, wenn 
dann die Texte der kriminalisierten Gruppen ganz sympa- 
thisch klingen (und so wird mensch folglich zur/zum 
Sympathisantin). 

Nein, Spaß beiseite. Sicher sind die Texte der RZ ver- 
ständlicher und zeitlich als auch kontextual näher als die 
mancher anderen Praxis- oder Theoriegruppen. Wer nach 
den Verhaftungen einmal ihre Texte durchlas, mußte sehr 
schnell merken, daß die RZ eben keine abstrusen Theorien 


Vom Kassengift 
zum Bestzeller 


aufstellen, sondern gerade die Texte der RZ in Bezug auf 
die BRD-Flüchtlingspolitik der 80er Jahre und die Texte 
der Roten Zora zu Rassismus und Sexismus nie aktuel- 
ler als jetzt waren. Wer auf der Suche war nach Zeichen 
dafür, daß einige Diskussionen immer wieder geführt 
werden, konnte in den sehr unterschiedlichen Texten der 
RZ/Roten Zora Antworten finden. Dabei konnte mensch 
auch nicht übersehen, daß die RZ/ Rote Zora ihren 
Kampf immer auch für eine andere, eine befreite Gesell- 
schaft geführt haben. Vielleicht wird gerade dieser Punkt 
zu sehr vernachlässigt in der jetzigen Soli-Arbeit. Eine RZ 
sagte im Januar 1992 über die Repressionen gegen RZ- 
Politik im Jahre 1987, daß die Linke damals nicht bereit 
war, „die inkriminierten Themen offensiv weiterzuführen 
und damit unseren Anteil an der Kampagne gegen Gen- 
technologie und Flüchtlingspolitik zu verteidigen. Statt 
dessen bezog sich die zeitweilig breite Unterstützung 
fast ausschließlich auf die Repressionsopfer, nicht auf 
unsere Politik.“ (aus „Das Ende unserer Politik“, Die 
Früchte des Zorns, S. 37) 

Das stimmt genauso sehr, wie die Aussage, nicht an den 
RZ vorbeizukommen, wenn mensch sich mit der Flücht- 
lingspolitik der BRD und der Geschichte der bundesdeut- 
schen Antira-Bewegung beschäftigt. Und so arbeitet 
mensch sich durch die Jahrzehnte der RZ-Politik und ge- 
langt so zu immer anderen Themen sozialer Mißstände 
in der BRD und im Trikont: die Nutzung von Atom- und 
Gentechnologie und die dahinterstehende Wirtschaft, 
die Repression gegen HausbesetzerInnen, Arbeiterln- 
nen, Frauen generell und auch die Bedingungen für die 
Flucht von Menschen aus dem Trikont- imperialistische 
Wirtschafts- und Interessenpolitik. 

Für mich erschienen auch gerade im Zusammenhang mit 
der Verhaftung von Andrea Klump und dem Tod von Horst- 
Ludwig Meyer drei Monate vorher die ersten Verhaftungen 
in Berlin und Frankfurt am Main als Abrechnung mit den 
Gruppen, die eben diese Themen mit militanter Politik 
thematisierten. Menschen, die sich bundesweit 20 Jahre 
lang linksradikal organisierten und die die staatlichen 
Definitionen von Gewalt und Legitimität in Frage stellten, 
sollten sich nicht bestätigt fühlen. Militanter Widerstand 
sollte sich nicht lohnen dürfen. Da kommt dem Staats- 
schutz gerade recht, wenn sich einer bereit stellt, allen 
möglichen Leuten alles Mögliche anzuhängen. 
Unabhängig davon, ob Harald, Sabine, Sonja, Axel, Mat- 
thias, Lothar oder Rudolf etwas damit zu tun haben, soll 
an ihnen immer auch ein Exempel statuiert werden. Es 
gilt, dies zu verhindern und deshalb Geld zu spenden, 
Veranstaltungen zu organi- 
sieren, zu informieren und 
den Eingeknasteten zu \ | 
schreiben und andere aufzu- " 
fordern, das gleiche zu tun. r 


M. C. Müller 


‚Fundamentale Anderung 


Das hatte die britische Innenministe- 
rin für Einwanderungspolitik Barbara 
Roche auf einem Seminar des New 
Labour nahen Think Tanks Institute 
for Public Policy Research im Septem- 
ber verkündet. Seit sie den Minister- 
posten einnahm hatte sich die vor- 
mals linke Abgeordnete, die selbst in 
einem jener Londoner Stadtteile mit 
einem hohen Anteil ethnischer Bevöl- 
kerung lebt, durch eine gnadenlose 
Asylpolitik ausgezeichnet. Sammel- 
lager, Umverteilung, Wertgutscheine, 
daß ganze deutsche Instrumentarium 
hat sie in die britische Asylpolitik ein- 
geführt. Sie versucht bis heute, den 
Wettlauf mit den Konservativen um 
die härteste Linie für sich zu ent- 


scheiden. 


Im Sommer allerdings kündigte sie 
einen Kurswandel in der Einwande- 
rungspolitik an. Man traute seinen 
Ohren kaum, „Wirtschaftsmigration”, 
bisher eher ein Schimpfwort für Asyl- 
suchende sei plötzlich erwünscht. 
Zwar lautet die Prämisse nach wie 
vor, „Einwanderungspolitik muß un- 
sere nationalen Interessen sowohl 
wirtschaftlich als auch sozial schüt- 
zen und fördern“, aber dann heißt es 
weiter, „internationale Migration ist 


ein zentrales Merkmal des globalen 
Systems“ und Britain muß fähig sein, 
sich dieser neuen Umwelt anzupas- 
sen“. Nachdem es jahrzehntelang 
galt, weitere Einwanderung würde die 
„rassischen Beziehungen“ gefährden, 
erklärte Roche nun „England ist immer 
ein Einwanderungsland gewesen“. 
„Ökonomisch angetriebene Migration 
kann beträchtliche Vorteile für Wachs- 
tum und Wirtschaft bringen“, aber 
„nicht nur wirtschaftlich, sondern auch 
als Bereicherung für unser soziales 
und kulturelles Leben“. Mit Migration 
könne man einer ganzen Reihe von 
Problemen begegnen, dem Fachleu- 
temangel in vielen Bereichen, dem 
Arbeitskräftemangel in der Landwirt- 
schaft oder der alternden Gesellschaft; 
den Unis mangelt es an Studentinnen, 
viele Arbeitslose machen bestimmte 
Jobs schlichtweg nicht. 


Es war kein Zufall, daß diese Ankün- 
digung in den Räumen der Britischen 
Banker Vereinigung öffentlich gemacht 
wurden. Der mit dem 1971er Einwan- 
derungsgesetz beschlossene Ein- 
wanderungsstop hat seine Spuren 
hinterlassen: Personalknappheit im 
Gesundheitswesen, zuwenig Ingeni- 
eure, IT-Experten jedweder Coleur 


der Einwanderungspolitik” 


und Managern; in Landwirtschaft, 
Handel, Dienstleistung und Industrie. 
Hunderttausende von Stellen werden 
mit illegalen ausländischen Arbeits- 
kräften besetzt. Der Verband briti- 
scher Industrieller hatte im vergange- 
nen Herbst erklärt, dem Problem 
illegaler ausländischer Arbeitnehmern 
käme man weniger mit schärferen 
Gesetzen bei, sondern vielmehr wäre 
es am besten, wenn man schlicht 
ausländische Arbeiter legalisiert, in- 
dem man schnell und unbürokratisch 
Arbeitserlaubnisse ausstellt. Kürzlich 
erklärte ein Vertreter, es sei eigentlich 
nicht einzusehen, weshalb man nicht 
auf dem globalen Arbeitsmarkt nach 
den besten Arbeitnehmern suchen 
könne und sich auf die EU beschrän- 
ken müsse. Seit Jahren fordern Unter- 
nehmerverbände immer drängender 
die Lockerung bestehender Zuwan- 
derungsrestriktionen. 


Zu besagtem Seminar waren Vertre- 
terlInnen der meisten relevanten ge- 
sellschaftlichen Kräfte eingeladen, 
um eine Diskussion über die Ausge- 
staltung der zukünftigen Einwande- 
rungspolitik zu beginnen: Wirtschafts- 
vertreter, Wissenschaftler, Presse, 
Flüchtlings- und Migrantinnenorganı- 
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sationen, Rechtsanwälte, Behörden- 
vertreter, es war dennoch ein eher lin- 
kes Spektrum, was sich die Innenmini- 
sterin da ins Boot zu holen versuchte. 
Die einzig unzufriedenen Gesichter 
machten in der Tat die Beamten der 
Einwanderungsbehörde, notorisch be- 
kannt für einwanderungsfeindliche 
Polemik und Panikmache. 


Bereits seit einem Jahr wird der Over- 
seas Labour Service, zuständig für 
von der Industrie angeworbene Nicht- 
EU-Arbeitnehmer reformiert, Arbeits- 
erlaubnisse werden nun kunden- 
freundlich und effizient bearbeitet. 
Bearbeitungszeit: eine Woche. Auch 
die Kriterien wurden gelockert: die 
Zahl der Arbeitserlaubnisse stieg be- 
reits um 20 % auf 100.000 in diesem 
Jahr. Eine Beschränkung nach oben, 
sprich Quoten gibt es für Arbeitser- 
laubnisse nicht, einzig der Bedarf an 
Arbeitnehmern zählt. Gleichzeitig wer- 
den Kompetenzen vom traditionell 
für alle Ausländerfragen zuständigen 
Innenministerium in diese Behörde 
verlagert, der OLS stellt nun auch 
Visa-Verlängerungen aus. Zudem be- 
kommen StudentInnen eine automa- 
tische Arbeitserlaubnis; nur für land- 
wirtschaftliche Arbeiterinnen existiert 
noch eine Quotenregelung, dort be- 
reitet das Innenministerium die Ver- 
doppelung der Zahlen vor. Daneben 
gibt es noch die sogenannten Wor- 
king Holidaymakers, Migrantinnen 
aus dem alten Commonwealth, der- 
zeit rund 40.000 jährlich. 


Ein solcher Kurswechsel trifft auf 
harten Widerstand. Barbara Roch 
muß sich mit der Lobby der Einwan- 
derungsfeinde konfrontieren, denen 
ist bei einer ethnischen Minderhei- 
tenpopulation von nur rund 5 % jeder 
weitere Ausländer zuviel. Schon zitiert 
der konservative Daily Telegraph ei- 
nen Demographen, demzufolge „Wei- 
ße bis zum 21. Jahrhundert nur noch 
eine Minderheit seien in England“. 
So war denn auch ein Wahlforscher 
zu dem Seminar eingeladen, der klä- 
ren sollte, ob ein solcher Kurswech- 


sel Labour die nächste Wahl kosten 
würde, die Antwort hieß „nein“, wenn 
man nur genügend Aufklärung be- 
treibe. 

Gleichzeitig, und auch um die Kritiker 
zu beruhigen wird an der weiteren 
Verschärfung des Asylrechts festge- 
halten. Britain fordert die Einschrän- 
kung der Genfer Konvention, die EU 
plant die schönfärberisch als Harmo- 
nisierung bezeichnete einheitlich 
strenge Praxis für alle Mitgliedsstaa- 
ten. Migrationsgründe werden auch 
weiterhin entpolitisiert, Flüchtlinge 
geopfert, um das neue System bes- 
ser zu verkaufen. 


Dieser Sinneswandel ist nun keines- 
wegs ein Alleingang der britischen 
Regierung, auf der Innenministerkon- 
ferenz im Juli in Marseille hatte der 
französische Vertreter Chevenement, 
derzeit Präsident der EU-Kommission 
stellvertretend für alle Mitgliedsstaa- 
ten verkündet, Europa bräuche rund 
75 Millionen Immigranten bis zum 
Jahre 2050. Zeitgleich wurde in 
Deutschland die Green Card Debatte 
geführt, während die italienischen 
Unternehmerverbände eine Verdop- 
pelung der Einwandererquote auf 
180.000 verlangten, um der Arbeits- 
kräfteknappheit in Industrie und Land- 
wirtschaft zu begegnen. Die Unter- 
nehmer und ihre Lobby in der EU- 
Kommission und beim WTO denken 
dabei nicht nur an die Arbeitskräfte- 
knappheit, sondern haben im Hinter- 
kopf, Löhne, Preise, Lohnnebenkosten 
und darüber sozialstaatliche Standards 
mit der Konkurrenz aus dem Ausland 
massiv unter Druck zu Setzen. Das 
GATS-Abkommen beispielsweise, das 
Allgemeine Abkommen für den Dienst- 
leistungshandel, umfasst den Bau-, 
Gesundheits-, Bildungs-, Umwelt- und 
Sozialsektor; „Lohnkürzungen gehö- 
ren zu den Hauptzielen“. 


Eine ganze Reihe der zu dem besag- 
ten Seminar eingeladenen Vertreter 
von MigrantiInnenorganisationen, Fach- 
leute, Anwälte und Unternehmer be- 
grüßten die Initiative für eine neue 
Politik der Wirtschaftsmigration. Nach 
dem Abschied von jenem alten völ- 
kisch-nationalen Rassismus, von Feind- 
bildern und Panikmache mag man- 
chen die neue Rationalität bestechen. 
Es besteht die Möglichkeit, oder bes- 


ser gesagt Gefahr, daß sie sich ein- 
spannen lassen in den Entwurf eines 
neuen britischen, oder besser euro- 
päischen Migrationsregimes. 

Die Begründung für die Kursände- 
rung ist zum einen der Geburtenrück- 
gang und damit einhergehend die Zu- 
nahme der alten, nicht-arbeitenden 
Bevölkerung; „es wird zu wenig junge 
Leute geben, die die Arbeit machen“. 
Gleichzeitig wird eingeräumt, daß 
das bisherige System der Einwande- 
rungskontrolle angesicht von Hun- 
derttausenden von Illegalen versagt 
hat, „Britain ist heutzutage die Hei- 
mat von Hunderttausenden von Leu- 
ten, die kein Recht haben hier zu 
sein und deren Beitrag zum Wohl- 
stand der Nation nicht gewürdigt wer- 
den kann“. Drittens wird akzeptiert, 
daß Migration nicht aufzuhalten ist, 
„zukünftige Migranten werden sich in 
England niederlassen wollen und viele 
werden gebraucht werden. Wenn sie 
davon abgehalten werden, legal zu 
kommen, dann werden sie dies ille- 
gal tun“. Und Viertens gilt das alte 
System als inadequat, „es erscheint 
sonderbar, daß Britain junge Leute 
braucht, die hierher kommen und ar- 
beiten aber ein System betreibt, daß 
keine Kontrolle darüber hat, wer sie 
sind. Die meisten der 70.000 Asylsu- 
chenden ... sind Wirtschaftsmigran- 
ten, aber es gibt keine Qualitätskon- 
trolle darüber, wer reingelassen wird“. 
Es geht offensichtlich darum, Migra- 
tionsbewegung gewungenermaßen zu 
akzeptieren, sie dann aber umzudre- 
hen und die Autonomie der Migration, 
sowie die ihr innewohnende Forde- 
rung nach Einkommen und Teilhabe 
am metropolitanen Wohlstand umzu- 
drehen und gegen Reproduktions- 
verweigerung - Frauen wollen eben 
keine Gebärmaschine mehr sein und 
viele Kinder haben -, und die hohen 
Löhne oder Arbeits- und Flexibilitäts- 
verweigerung ins Feld zu führen. Er- 
klärtes Ziel ist zudem, die Kontrolle 
über die Migrationsbewegung wieder- 
zuerlangen, beziehungsweise auszu- 
bauen, indem neue Steuerungsinstru- 


mente implantiert werden. Deren Ab- 
sicht ist die Selektion nach den Krite- 
rien der Qualität der Migrantinnen, 
dem Nutzen für den Arbeitsmarkt oder 
ihrem Beitrag zu den Sozial- und Ren- 
tenfonds. In England tut man sich 
nicht ganz so schwer, was die Haut- 
farbe angeht, Deutschland wird sich 
traditionell auf „weiße“ vorwiegend 
aus Osteuropa stützen. 


Solche Entwürfe spiegeln den Versuch 
einer Anpassung des Migrationsregi- 
mes an aktuelle Gegebenheiten wie- 
der, sie.sind die Modernisierung des 
alten Prinzips, aber keineswegs ein 
radikaler Neuentwurf. Es zielt ja nicht 
etwa auf ein Mehr an globaler sozia- 
ler Gerechtigkeit, sondern hat zum 
Ausgangspunkt die nationalen metro- 
politanen Interessen. Zudem umgeht 
in diesem Fall England selbstge- 
machte Ausbildungsdefizite mit ei- 
nem „brain train“ aus der Dritten 
Welt, der auch nicht folgenlos blei- 
ben wird. Die Implantierung von Qua- 
litäts- und Nützlichkeitskriterien, aber 
auch von Quoten sind nur ein neues 
Instrumentarium zum Ausschluß tri- 
kontinentaler Massenarmut. Ein sol- 
ches rationalisiertes Migrationsregime, 
wie es beispielsweise stellvertretend 
von der US-amerikanischen Soziolo- 
gin Saskia Sassen zur Diskussion 
gestellt wird, steht zudem in der Tra- 
dition sozialtechnischer Modelle auf 
globalem Niveau. Der (arbeits-) mark- 
wirtschaftliche „Wert“ eines Men- 
schen wird zum entscheidenden Fak- 
tor und ins Feld geführt gegen die 
Vielfältigkeit von Migrationsmotiven: 
Armut, Verfolgung, Flucht vor Krieg, 
Hunger oder Umweltkatastrophen, 
Frauenunterdrückung, der Wunsch 
nach Weiterbildung, Ehe, Liebe oder 
einfach nach Veränderung. All diese 
menschlichen oder politischen Mo- 
tive, daß Prinzip der individuellen 
Selbstbestimmung werden einem 
einzigen fremdbestimmten Kriterium 
untergeordnet. Ein solches System 
ist zutiefst innuman, es setzt nicht 
am Menschen, sondern am Markt 
an. Und schlußendlich kann es kei- 
nen unbefangenen Umgang mit dem 
Prinzip der Selektion geben: an dem 
hängt in letzter Konsequenz der Ge- 
ruch von Kaltblütigkeit, Berechnung 
und Tod. 

Frank Duvell 
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Die 25,- DM sind’s wert. Doch! Auch 
wenn's erstmal so erscheinen mag, 
als wäre Burkhard Schröders Buch 
ein Produkt des Sommertheaters. 
Der Eindruck täuscht. Aber eventuell 
erreicht es deshalb Leser, die sonst 
keinen Blick in so was werfen wür- 
den. Hier wird nicht am Klischee des 
dummen, glatzköpfigen Nazis ge- 
strickt. Von Anfang an wandelt es 
nicht auf der Schiene, Nazis als 
Randgruppenphänomen zu behan- 
deln, das am Ende mit so Blödsinni- 
gem wie Internetfiltern und Verboten 
beizukommen ist. 

Im Prinzip steht in diesem Buch, wa- 
rum der rechte Flügel der CDU abso- 
lut richtig lag, als er merkte, daß sich 
die Inhalte der Großdemonstration 
am 9. November gegen ihre Partei 
richtete. Das antisemitische Gekrei- 
sche, das dann Paul Spiegels Wor- 
ten folgte, zeigte dann nur noch, daß 
er ins Schwarze getroffen hatte. Daß 
er sich aus taktischen Erwägungen 
nicht auch an die anderen anwesen- 
den Parteien wandte, ist die eigentli- 
che Ungerechtigkeit gegenüber der 
CDU - so eklatant sind die Uhnter- 


schiede nicht. 
Rassismus ist absoluter Mainstream 
und Neonazis sind keine isolierte 


Subkultur, abgegrenzt von der gro- 
ßen Masse der „Anständigen“. Neo- 
nazis sind in vielen Lebens- und Kul- 
turbereichen präsent. Faschistische 
Ästhetik ist „in“. Neofaschistische 
Ästhetik ist bei Techno ebenso wie 
Gothic oder Metal zu finden. Neona- 
zis sind integrierter Bestandteil der 
Jugendkultur wie des Alltags. Der 
Nazi-Skin, auf den das gängige Bild 
des Faschisten oft reduziert bleibt 
und das erstreckt sich vom konserva- 
tiven bis ins linke Spektrum, ist die 
am leichtesten identifizierbare Vari- 
ante. Eigentlich sollte es zwischen- 
zeitlich müßig sein zu erläutern, daß 
nicht alle Skins auch Nazis sind, 
denn außer in Kreisen, die dieses 
Buch kaum erreichen dürfte, ist das 
doch allmählich ins Bewußtsein ge- 
drungen. Hier werden jedoch nicht 
die Plattitüden repetiert, daß es ja 
auch die S.H.A.R.P.-Skins gäbe etc. 
Die Grundlagen von Dresscodes und 
dem Begriff Subkultur und warum 
Skinheads keine sind, werden hier 
analysiert. Ihr Erfolg liegt in der Fik- 
tion einer Subkultur, deren Zeichen- 
system kompatibel zu verschiedenen 
Milieus war und ist und deren hohe 
Attraktivität in den Zeichen der Ma- 
skulinitätt und der Körperkontrolle 
liegt. 
Rassismus bedient sich des vorhan- 
denen kulturellen Umfeldes. Der Hin- 
tergrund, Rassismus über kulturelle 
Codes zu transportieren, liegt nicht 
an einer ausgekochten Planung neo- 
nazistischer Kader, sondern spiegelt 
die Entwicklung der Gesellschaft wi- 
der. 
Die Konsequenz aus der längst er- 
folgten öffentlichen Gleichung Skin- 
head = Neonazi wird deutlich in ihrer 
Umkehrung Neonazi = Skinhead, die 
auf der Medienebene nicht nur im 
rechten Lager, sondern nach Burk- 
hard Schröders Recherchen in den 
digitalisierten Archiven auch bei der 
„TAZ“, „jungen Welt“, „analyse und 
kritik“ oder selbst den „antifaschisti- 
schen nachrichten“ zu finden ist. Aus 
dieser Entwicklung leitet sich der Ti- 
tel des Buches ab: „Aus Subkultur 
wird Mainstream, aus Rebellion wird 
Kommerz. Nazis werden - als Skin- 
heads - Pop.“ 

Tobias Faßmeyer (ZAG) 


Schröder, Burkhard, Nazis sind Pop, 
Espresso, Berlin 2000, 160 S., 24,90 
DM 


Vor ungefähr 50 Jahren begann die 
Entkolonialisierung Afrikas. Zu den 
Folgen der Kolonialzeit gehören ne- 
ben katastrophalen gesellschaft- 
lichen, politischen und ökonomi- 
schen Strukturen die tiefgreifende 
Verunsicherung der afrikanischen 
Menschen. Afrika, jedenfalls der Teil 
Afrikas südlich der Sahara, ist für Eu- 
ropäer ein fremder Kontinent. In den 
Medien und in der Politik ist er inzwi- 
schen ins Aus gerückt, er wird als 
„verloren“ betrachtet, gut für grau- 
sige Sensationsnachrichten. 

Und dann gibt es noch die unermüd- 
lichen Entwicklungshelfer mit Idea- 
lismus und Engagement. Früher oder 
später auch mit großer Frustration, 
ob der Unfähigkeit oder Unwilligkeit 
„ihrer“ Klientel, die vorgeschlagenen 
Schritte zu tun. In dieser Formulie- 
rung dämmert es vermutlich lang- 
sam, daß eines der Kernprobleme 
wohl gerade in dieser Rollenvertei- 
lung liegen könnte. Vermutlich ist 
den wenigsten wirklich bewußt, was 
die letzten 500 Jahre der Sklaverei 
und Kolonisierung bedeuten. Die völ- 
lige Unterwerfung eines Kontinents, 
dessen Strukturen und Systeme nicht 
in der Lage waren, sich gegen die Ko- 
lonialmächte zu wehren, bedeutete 
die Verschleppung großer Bevölke- 
rungsteile, Versklavung auch ganzer 
Fürstenfamilien, hoher Würdenträger 
und Religionsoberhäupter, Zerstörung 
der sozialen Strukturen, der religiö- 
sen Bezugspunkte, der Werte. Jetzt 
mag aus linkem Blickwinkel die Ver- 
sklavung von Herrschern auch nicht 
schwerer wiegen, als die eines jeden 
anderen Menschen. Wer den Unter- 
schied nicht sieht: Es verdeutlicht 
die totale Niederlage, die absolute 
Unfähigkeit eines Staates, eines So- 
zialsystems, einer Kultur, sich zur 
Wehr setzen zu können, da selbst die 
mächtigsten nicht in der Lage sind, 
sich der totalen Erniedrigung zu er- 
wehren oder zu entziehen. 

Die Zerstörung war aus Sicht der Ko- 
lonialherren auch notwendig, um 
eine Rechtfertigung ihres Handelns 
zu haben, das sie mit dem „generel- 
len Vakuum an Errungenschaften 
des menschlichen Geistes“ begrün- 
deten. Daß die den Kolonialregimen 
folgenden Statthaltersysteme kei- 
nesfalls einer eigenständigen Ent- 
wicklung zuträglich waren und die In- 
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strumentalisierung der wirtschaftlich 
interessanten Regionen durch pri- 
vate Firmen nur einen weiteren 
Schub an Krieg und Terror bedeute- 
ten, kann inzwischen als bekannt 
vorausgesetzt werden. 

Weniger geläufig dürfte die ambiva- 
lente Rolle von Entwicklungshilfe 
sein. Dabei geht es nicht um welche 
Art von Entwicklungshilfe, sondern 
um Entwicklungshilfe als solche. Hier 
wird willentlich oder nicht, die koloni- 
ale Rollenverteilung weitergespielt, 
der weiße wissende Massa gegenü- 
ber dem schwarzen unwissenden 
Bimbo. Ein Beispiel aus dem Buch 
verdeutlicht die ganze Chancenlosig- 
keit solcher Maßnahmen: 

„Stellen wir uns vor, die Entwicklung 
Österreichs wäre von der k.k. Monar- 
chie angefangen bis zur heutigen Re- 
publik von den Chinesen konzipiert 
worden, diese hätten auch die Struk- 
turen, die Instrumentarien und die fi- 
nanziellen Mittel bereitgestellt, und 
die Elite Österreichs, von den Intel- 
lektuellen bis zu den Politikern, wäre 
dann wohlwollend dazu bewogen WOr- 
den, partnerschaftlich mit den Chine- 
sen für die Umsetzung der Entwicklung 
des Alpenlandes zusammenzuarbei- 


ten. Wie würden das Ergebnis ausse- 
hen? Würden die Österreicher denn 
einen solchen Zustand überhaupt hin- 
nehmen?“ 

Aus dieser Perspektive betrachtet 
wird deutlich, warum eine Entwick- 
lung nur selbständig erfolgen kann. 
Daß der ansonsten großartige Beitrag 
Kum’a Ndube Ill bei der Forderung 
nach einer afrikanischen Renaissance 
und der Entwicklung von afrikanischen 
Identitäten beginnt an einer Stelle in 
völkische Diktion abzurutschen, ist 
ein Manko, zeigt es doch, daß die ve- 
hemente Suche nach einer Befreiung 
vom kolonialen Diskurs vorerst auch 
die sehr europäisch anmutenden My- 
thologisierung von Identität in sich 
birgt und deshalb ebenso die Gefahr 
der „Blut und Boden” - Ideologie ent- 
hält. Dies wiederholt sich jedoch in 
keinem anderen der hervorragenden 


Beiträge des Buches. 
Tobias Faßmeyer (ZAG) 


Kumpfmüller, Karl A., Europas langer 
Schatten - Afrikanische Identitäten zwi- 
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Vorankündigung: 


Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik 
und ihre tödlichen Folgen 1993 his 2000 


8. aktualisierte Auflage 


Bundesrepublik Deutsch- 
land lebensgefährlich für 
Flüchtlinge 


Gefährlich schon der Weg bis an die 
Grenzen dieses Landes; gefährlich 
erst recht die Einreise. Eingepfercht 
in abgedichteten Zwischendecken von 
LKWs, tödlich der Weg in Sommerbe- 
kleidung durch den tief verschneiten 
Wald über die tschechisch-bayerischen 
Grenze, gefährlich und für viele tödlich 
die Durchquerung von Oder und Neiße. 


Gefährlich und oft genug unmöglich ° 


die Einreise über den Flughafen Frank- 
furt. Gefährlich, weil die Menschen im 
Transitbereich des Flughafens aufgrund 
des Horrors der Unterbringungsbedin- 
gungen schlichtweg verrückt werden. 
Gefährlich nicht nur der Weg auf den 
Straßen, weil rassistische Dumpfköpfe 
meinen, alle Menschen zusammen- 
schlagen zu müssen, die nicht in ihr 
arisches Konzept passen, gefährlich 


auch das Leben in Sammellagern _ 


und Wohnheimen. Angriffpunkte für 
rassistischen Mob und Arbeitsplätze 
für schlampige Ärztinnen und Sozial- 
arbeiterinnen. 

Zermürbend die teilweise jahrelange 
Warterei bis zur Entscheidung über 
den Asylantrag. Zerstörend die Ge- 
wißheit, daß alle rechtlichen Möglich- 
keiten auf ein irgendwie geartetes 
Bleiberecht ausgeschöpft sind. Dra- 
matisch die Situation, wenn der Aus- 
reisetermin überschritten wird und 
die Flüchtlinge als Illegalisierte jeder- 
zeit mit Denunziation oder Fest- 
nahme rechnen müssen. 

Gefährlich dann der Abschiebeknast: 
Gefangenschaft, Psychoterror und 
Ausweglosigkeit. Und nackte Gewalt 
und Willkür durch Polizeibeamte bei 
den Abschiebungen. Obwohl viele der 
Flüchtlinge an Händen und Füßen ge- 


fesselt sind, wird auf sie eingedro- 
schen, werden sie gewürgt, gemartert, 
sediert, werden ihnen die Knochen 
gebrochen. Einige werden getötet. 
Und dann die Auslieferung an das 
Land, aus dem die Flüchtlinge fliehen 
mußten, um Hunger, Krieg oder Ver- 
folgung zu entkommen. Hier erfolgt die 
direkte Übergabe durch BRD-Scher- 
gen an die Schergen des anderen 
Landes, die Verhaftung, die Folter, 
die Verurteilung, das „Verschwinden 
lassen“ oder die Ermordung. 

Das Netz der Abschottung durch 
Schließung der Grenzen, eine ausge- 
tüftelte Gesetzgebung, eine knall- 
harte, militärische Umsetzung - die 
geballte Macht des institutionellen 
Rassimus, dazu die propagandistische 
Begleitung durch Medien und Politik, 
Öl ins Feuer des traditionellen, unge- 
trübten Rassismus der deutschen 
Volksseele, dieses Gesamtkonzept 
der BRD zum Thema „Asylrecht“ gibt 
keinem Flüchtling eine Chance, in 
dieser Gesellschaft würdig zu leben 
und führt bei sehr vielen Flüchtlingen 
zur psychischen und physischen Zer- 
störung. 

In dem Heft „Bundesdeutsche Flücht- 
lingspolitik und ihre tödlichen Folgen" 
werden diese gefährlichen und oft 
tödlichen Situationen, anhand von weit 
über tausend Einzel-Beispielen doku- 
mentiert. 

Die Zusammenstellung umfaßt Todes- 
fälle und Verletzungen bei Grenzüber- 
querungen, Selbstmorde und Selbst- 
mordversuche von Flüchtlingen aus 
Angst vor Abschiebungen, Todesfälle 
und Verletzungen durch Mißhandlun- 
gen vor, während und nach gewaltsa- 


men Abschiebungen. Sie umfaßt An- 
griffe und Anschläge auf Flüchtlings- 
unterkünfte und rassistische Angriffe 
auf der Straße. 

Im Januar 2001 wird die achte aktua- 
lisierte Auflage der Dokumentation 
erscheinen. 


Bezug: 

Antirassistischen Initiative e.V. 
Yorckstr. 59 

10965 Berlin 

FON 785 72 81; FAX 786 99 84 
e-mail: arıÄ@ipn.de 

DIN A 4 Format, ca. 155 Seiten, 
Preis 15 DM (+ 1,50 DM Porto) 


die aktuelle Auflage ist im Internet einzu- 
sehen: 


http:/ /www.berlinet.de/ari/ 


Karl'Husa 
Christof Parnreiter 
Irene Stacher (Hrsg.) 


INTERNATIONALE 
MIGRATION 


Die globale Herausforderung 
des 21. Jahrhunderts? 


 HSK17 
Internationale 


Brandes & Apsel 
Sudwind 


Internationale Migration 

Migration wurde gegen Ende des 20. 
Jahrhunderts ein zentrales Thema der 
Industriestaaten. Ein Ende der interna- 
tionalen Wanderungsbewegungen ist 
nicht zu vermuten. Die jeweiligen 
Gründe für die einzelnen Migrations- 
bewegungen unterscheiden sich stark. 
Das Buch beschreibt und analysiert 
unterschiedliche Typen der Migration. 
Es bekämpft auch die Sichtweise, daß 
Migrationsströme ein Phänomen zwi- 
schen der Peripherie und den Zentren 
wäre. Die Analyse geschlechtsspezi- 
fischer Migration wird ebenso behan- 
delt wie auf historische Migrations- 
bewegungen eingegangen. Wer auf 
der Suche nach einer fundierten Ana- 
Ilyse von Migrationsbewegungen ist, 
hat sie mit diesem Buch gefunden. tf 


Husa, Karl / Parnreiter, Christof / Stacher, 
Irene (Hg.), Internationale Migration - Die 
globale Herausforderung des 21. Jahr- 
hunderts?, Brandes & Apsel, Frank- 
furt/M., Südwind, Wien 2000, 312 S., 
39,80 DM 


Medien in Konflikten 

Die Grundlage des Buches ist, daß 
Medien „durchaus regulierend in das 
diskursive Geschehen eingreifen und 
Vorgaben produzieren“. Da es sich 
aus wissenschaftlichen Beiträgen zu- 
sammensetzt, sollte eine gewisse 
Wissenschaftsjargonfestigkeit für die 
Lektüre vorhanden sein. Die zugrun- 
deliegende Frage ist der Umgang der 
Medien mit Konflikten „und in welche 
Konflikte sie sich dabei selbst bege- 
ben“. Die hervorragenden Beiträge 
gehen auf verschiedene Debatten mit 
autoritären, reaktionären oder völki- 
schen Hintergründen der letzten Zeit 
ein. Ob die Walser - Debatte oder die 
Auseinandersetzungen über das Mahn- 
mal für die ermordeten Juden, der 
deutsche Angriffskrieg oder der Ab- 
bau der Sozialleistungen, die ver- 
schiedenen Konflikte werden auf die 
Haltung der Medien in ihnen unter- 
sucht und bewertet. tf 


Grewenig, Adi/Jäger, Margret (Hg.), Medien 
in Konflikten, Holocaust — Krieg — Aus- 
grenzung, DISS, Duisburg 2000, 29,- DM 


} 
' 


Medien in Konflikten 
Holocaust, Krieg, 
Ausgrenzung 


Abschied von einer Hoffnung 


Das waren die Grünen 

Jutta Ditfurths Werk zu den Grünen 
kann nur eingeschränkt empfohlen 
werden. Interessant ist es für alle, die 
noch einmal lesen wollen, wie sich 
die Entwicklung der Grünen von einer 
Partei die Rassismus, Krieg, Natur- 
zerstörung etc. bekämpfen wollte, 
ins glatte Gegenteil vollzog. Das mag 
jetzt übertrieben klingen, daesinden 
Reihen der Grünen nach wie vor ei- 
nige hehre Kämpfer geben mag - 
eine Rolle spielen sie jedoch späte- 
stens seit der Regierungsbeteiligung 
nicht mehr. Für alle, die eine größere 
Distanz zu den Grünen hatten als 
Jutta Ditfurth, sind die Internas weni- 
ger interessant, beschreiben sie doch 
nichts anderes, als den schon bei 
der Gründung der Partei attestierten 
und abzusehenden Weg. Wer das Be- 
dürfnis hat, sich die zweifelhafte de- 
taillierte Bestätigung geben zu lassen, 
„recht gehabt zu haben“ wird eben- 
falls bedient. Für alle anderen ist das 
als persönliche Vergangenheitsbe- 
wältigung zu verstehende Buch von 
weniger berauschender Bedeutung. tf 


Ditfurth, Jutta, Das waren die Grünen _ 
Abschied von einer Hoffnung, Econ, Mun- 
chen 2000, 387 S., 16,90 DM 
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Jedes Herz 
ist eine revolutionäre 
Zelle... 


Seit dem 19.12.99 sitzen Axel 
H., Harald G. und Sabine E. auf 
Grundlage des terroristischen 
8129a in Haft. Die Bundesan- 
waltschaft wirft ihnen eine 
Beteiligung an Aktionen der 
RZ/Rote Zora gegen die 
rassistische staatliche Flücht- 
lingspolitik aus den 80er 
Jahren vor. 


Für die Kampagne zur 


Freilassung der drei brauchen 
wir in den nächsten Monaten 
dringend Spenden für 
Rechtsanwältlnnen, 
Reisekosten 

und Öffentlichkeitsarbeit. 


...jede Mark ein Schritt 
zur Freilassung von Axel, 
Harald und Sabine! 


Solikonto: Martin Poell, Kto- 
Nr: 2705-104, BLZ 10010010, 
Postbank Berlin, Stichwort 
„Freilassung” 


Infos unter: 
wwwfreilassung.de 


kassiber 43 
(Oktober/November 2000) 

> Neues Polizeigesetz: Ungeniert 
rechtsstaatliche Barrieren beseitigt 

> Ausländerbehörde besorgt sich mit 
falschen Angaben Papiere, um 
abzuschieben 

> Deutsches Schiffahrtsmuseum 

ehrt überzeugten Nationalsozialisten 
> Vergewaltigung im „Viertel”-Imbiß: 
Uber das Flugblatt geärgert 

> Täterschutz im schwarzen Block: 
Genosse Vergewaltiger 

> Behörde will Neustädter Kulturzentrum 
an den Kragen: Fuhrpark bleibt! 

> Ermittlungsverfahren gegen 
angebliche ehemalige RZ-Aktivistinnen 
> Kurdistan-Solidarität mit 
Aufführung im Sommertheater 

> u.v.a.m. 

64 Seiten für 5 Mark 

Abo (5 Ausgaben): 30 Mark 


kassiber gibt es z.B. in Infoladen oder beim 
VZYunN, 
St. -Pauli-Str. PR an eur di 
10/12, 28203 Kassier. a 
Bremen, Fax: ME I mer 
0421-75682, 
Beim VzVuN 
können 
kostenlose 
Probehefte 
angefordert 
werden! 
http://www.na 
dir.org/nadir/in 
itiativ/kombo/ 
eMail: 
kassiber@ 
brainlift.de 
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ehiebehaftgruppen 


07./08. April 2001 
in Leipzig 


Anmeldung & Infos: 


Abschiebehaftgruppe 

beim Flüchtlingsrat Leipzig e.V. 
Sternwartenstr. 4 

04103 Leipzig 

Tel/Fax: 0341/ 9613872 

www .fluechtlingsrat-Ipz.org/ashg 
E-mail: fr@fluechtlingsrat-Ipz.org 
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Antifa Kalender 2001 

Der aktuelle Antifa Kalender 2001 ist 
jetzt noch praxistauglicher. Dank der 
neuen haltbaren Fadenheftung. Das 
kalenderspezifische Auflösungsphä- 
nomen bei täglichem Gebrauch so ab 
Oktober eines jeden Jahres ist nun 
gebannt. Ansonsten gibt es, neben 
der Möglichkeit Zeit zu strukturieren, 
wieder viele Adressen und Infos. Wer 
keinen Infoladen oder einen linken 
Buchladen in seiner Gegend hat, 
kann den Kalender bestellen unter: 
UnrastVerlag Postfach 8020 48043 
Münster. 


Tel.: 0251-666293; Fax: 0251-666120; 
E-mail: unrast-verlag@gmx.de 


Any 


“ 


Pressekonferenz der Angehörigen von verschwundenen Kurden, Istanbul/Türkei. 


Heiko Karn. 


UF solidarische Unter- 
Stützung und Projekthilfe 
gilt Menschen, die sich 
zusammentun und ihre wirt- 
schaftliche und soziale 
Situation in die eigene 
Hand nehmen. 

In Afrika, im Nahen Osten 
und Lateinamerika. 


m) 


medico international 
Obermainanlage 7 
D-60314 Frankfurt/Main 
Tel: 069 94438-0 

Fax: 069 436002 
eMail: info@medico.de 
www.medico.de 


Spendenkonto 
1800 Frankfurter Sparkasse 
BLZ 500 502 01 


Themenschwerpunkte: 


1992 
Nr. 2 
Nr. 3 
Nr. 4 
Nr, 5 


1993 
Nr. 6 
Nr. 7 
Nr. 8 
Nr. 9 


1994 
Nr. 10 
Nr. 11 
Nr. 12 
Nr. 13 


1995 
Nr. 14 
Nr. 15 
Nr. 16 
Nr, 17 


1996 
Nr. 18 
Nr. 19 
Nr. 20 
Nr. 21 


1997 
Nr. 22 
Nr. 23 
Nr. 24 
Nr. 25 


1998 
Nr. 26 
Nr. 27 
Nr. 28 
Nr. 29 


1999 
Nr. 30 
Nr. 31 
Nr. 32 
Nr. 33 


2000 
Nr. 34 
Nr. 35 


Greift ein! -— Schaut nicht länger weg 
Wer schweigt stimmt zu 

Los Angeles, Mannheim, Hoyerswerda 
Roma/Rostock (vergriffen) 


Gleiche Rechte für Alle/Lagerkampagne (vergriffen) 
Rassismus und Medien (vergriffen) 

Ausweisung und Abschiebungen (vergriffen) 
Bleiberecht für VertragsarbeiterInnen (vergriffen) 


Rassismus und Bildung 
Innere Sicherheit 

Rassismus und Soziale Frage 
Polizei und Justiz 


Deutscher Antirassismus? Gemeinsame Ausgabe mit Off Limits 
Illegalisierung 

Europa 

Alltag-Kultur-Rassismus 


Vietnamesinnen in Berlin, Gemeinsame Ausgabe mit Arrancal! 
Einwanderungspolitik 

Ökologie 

Balkan, Krieg und Flucht 


City 2000 

Mobilität 

Globale Migrationskontrolle 

Arbeit mit Illegalisierten - Wege aus der Illegalität 


MigrantInnen auf dem Arbeitsmarkt 

Antirassistische Jugendarbeit 

Innere Sicherheit light - Alternative Sicherheitskonzepte 
Sport und Rassismus 


Das Ende der Tabus 

Gesundheit als Privileg 

Die Bilder-ZAG 

Konzepte antirassistischer Arbeit 


Islambilder 
Schengenland 


ZAG-Bestellpostkarte: 


Ich abonniere die ZAG ab der Nr 


und erhalte ein 


ZAG Jahresabo, vier Ausgaben zum Preis von 24,- DM. 


Auslandsabo zu 35,- DM 
Förderabo in Höhe von.......... DM. 

7 Bitte schickt mir als Willkommen kostenlos den 
Jahrgang 1998 (Nr. 26-29) oder 

7 Bitte schickt mir die Mumia-CD 


Nach Erhalt einer Rechnung überweise ich auf das 
Konto 


Antirassistische Initiative Berlin e.V. 
Bank für Sozialwirtschaft e.V. 

BLZ 100 205 00 

Stichwort ZAG 

Konto: 303 96 01 
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Aachen 
Antifa/Antira Infobüro 
02 41/3 48 68 


Bayreuth 
Neues Antira Telefon 


0951/603 08 74 


Berlin 

Antirassistisches Telefon 
030/785 7281 

mo 17.30-21h, di 19-21h, 
do 17-19h 


Bielefeld 
AntiDiskriminierungsBüro 
05 21/6 40 94 

mo-fr 10-13h & di 18-20h 


Bremen 
Anti-Rassismus-Büro 
04 21/70 64 44 

di 15-19h 


Delmenhorst 
Infotelefon 
0 42 21/1 7815 


Dortmund 
Infotelefon Dortmund 
02 31/41 66 65 


Düsseldorf 

Nottelefon gegen Rassismus 
02 11/9 92 00 00 

24 Stunden 


ZAG /Antirassistische Initiative 
Yorckstr. 59, HH 
D-10965 Berlin 


Erlangen 

Infobüro gegen Rassismus 
0 91 31/20 22 68 

di. 10-12 


Essen 
Anti-Rassismus-Büro 
02 01/23 20 60 


Giessen 
Antirassistisches/- antifa- 
schistisches Notruftelefon 
04 61/79 14 64 

mo-sa 19-20h, so 20-21h 


Hamburg 
Antirassistisches Telefon 
0 40/43 1587 

mo-sa 9-23h 


Kassel 

Büro antirassistischer 
Initiativen 

05 61/1 79 19 


Lübeck 
Antifaschistisches Telefon 
04 51/7 02 07 48 

täglich außer so & di, 
18-21h 


Passau 
Infotelefon Antifa 
08 51/3 61 06 

fr 16-18h 


ZAG im Abonnement 


Wer die Zag regelmäßig lesen 
möchte, sollte abonnieren. Ein ZAG- 
Jahresabo, (4 Ausgaben) kostet 
24,- DM, (Ausland 35,- DM) inkl. 
Versandkosten. Lieferung nur gegen 
Vorauskasse. Bitte füllt die Bestel- 
lung und die Überweisung vollstän- 
dig aus, also mit Name, Adresse 
und Wohnort. In der Abo-Ver waltung 
taucht immer wieder das Problem 
auf, daß wir wegen mangelnder An- 
gaben nicht wissen, an wen ode 
wohin wir die ZAG schicken sollen. 
Überweisungen ohne Angabe von 
Namen oder Abo-Nummer können 
nicht gebucht werden. Wer die Ar 
beit der ZAG zusätzlich unterstützen 
will, zeichne ein Förderabo oder 
spende an die Antirassitische Inı 
tiative. (Spenden sind steuerlich 
absetzbar). Läden, Buchhandlungen 
oder Gruppen, die mindestens 5 
Ausgaben pro Nummer bestellen, 
erhalten die ZAG auf Wunsch auf 
Kommission und mit 20 % Wider 
verkauferrabatt. Ältere Ausgaben deı 
ZAG. soweit nıcht vergriffen. konnen 


bei uns nachbestellt werden 


